IEDLUNG UND WIRTSCHAFT 


ZEITSCHRIFT FÜR DAS GESAMTE SIEDLUNGS-UND WOHNUNGSWESEN 
MITTEILUNGSBLATT DES REICHSVERBANDES 
DER WOHNUNGSFÜRSORGEGESELLSCHAFTEN 


HERAUSGEBER: JUSTUS VON GRUNER , WILHELM SCHLEMM / FERDINAND NEUMANN 


VIE RE AI GE: SCHRIFTLEITUNG: 
BERLIN-CHARL. 2, HARDENBERGSTR. 13 BERLIN W 8, KRONENSTRASSE 72 


15. JAHRGANG BERLIN T MAI 1933 , HEFT S 


Aufgaben der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
im Rahmen des Regierungsprogramms. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium hat mich zum geſchäftsführenden Vorſtand des Reichs⸗ 
verbandes der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften beſtellt, nachdem bereits durch Erlaß des Preußiſchen 
Winiſters für Wirtſchaft und Arbeit vom 28. A. 1933 die Neubildung der Aufſichtsräte der 
preußiſchen provinziellen Heimſtätten angeordnet war. 


Es iſt vielfach angenommen und verbreitet worden, die Regierung der nationalen Erhebung 
wolle die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften als Ueberreſte der marxiſtiſchen Staatsführung und 
Wirtſchaft beſeitigen. Die Annahme iſt unrichtig, im Ausgangspunkt und im Ziel. 


Die preußiſchen Heimſtätten verdanken ihre Entſtehung dem vorrevolutionären preußiſchen 
Wohnungsgeſetz, das den Willen der damaligen Regierung zur Schaffung geſunder, billiger und 
reinlicher Klein- und Wittelwohnungen Ausdruck gibt. Schon damals ging das Streben der 
ſtaatlichen Siedlungspolitik nach der Auflockerung der Großſtädte durch geeignete Flächen— 
aufteilungs- und Baupläne, ſchon damals wollte man vom Hochbau zum Flachbau übergehen, 
von der Wietkaſerne zum Eigenheim. Wenn die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften dieſer ſtaat⸗ 
lichen Siedlungspolitik nicht immer und überall Eingang verſchaffen konnten, ſo iſt das zum Teil 
darauf zurückzuführen, daß dieſe Geſellſchaften als gemiſchtwirtſchaftliche Unternehmungen nicht 
den entſcheidenden Einfluß auf die Leitung der öffentlichen Mittel für den Wohnungsbau hatten 
und als Organe der ſtaatlichen Wohnungspolitik in dem Nebeneinander und Durcheinander der 
Reichs- und Staatsverwaltung von ihrem eigentlichen Ziel abgelenkt wurden. 


Die Gleichſchaltung der Verwaltung in Reich, Ländern und Gemeinden wird in Zuſammen— 
hang mit der Gleichſchaltung bei den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften eine ausreichende Gewähr 
für eine einheitliche bau- und ſiedlungspolitiſche Planung und die Durchſetzung des ſtaatlichen 
Willens in der Wohnungspolitik bieten. Die provinziellen Heimſtätten werden dann die 
geeigneten Inſtrumente der nationalen und ſozialen Regierung zur Durchführung des 
von ihr als richtig anerkannten Siedlungsprogramms ſein. Die Geſellſchaften ſollen 
alſo nicht ausgeſchaltet, ſondern eingeſchaltet werden in das große Programm des wirt⸗ 
ſchaftlichen Aufbaues des Reichskanzlers Adolf Hitler. 


Die Regierung wird in allernächſter Zeit die Richtlinien erlaſſen, die die Aufgaben der 
Heimſtätten im Rahmen des großen Siedlungsprogramms beſtimmen und gegenüber der öffent— 
lichen Verwaltung und anderen gemeinnützigen Organiſationen abgrenzen. 


Der Beauftragte des Preußiſchen Staatsminiſteriums. 
W. Gutzmer. 
. . . .... ̃ĩ D ˙ ccc ˙—eð2̃7⅛⁵mf—— 7 7 DET m a Le ne a 
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Siedlung! — Volksbegehren; 


Siedlung, — Volksvertrauen! 


Ein Suerſchnitt durch die öffentliche Meinung 
Von Dr. Ferdinand Neumann, Berlin-Wannſee. 


Seit Jahren ſuchen Tauſende von Büchern, 
Broſchüren und Denkſchriften die wirtſchaftliche 
und nationalpolitiſche Notwendigkeit einer plan- 
mäßigen Siedlung zu beweiſen. Wir haben dieſe 
Bemühungen beachtet und nach Kräften unter— 
ſtützt, und das Erkannte nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen der Praxis vermittelt. 

Selten war ein Gedanke Wiſſen⸗ 
ſchaft, Volk und Führern fo ſehr ge⸗ 
mein, und alſo im wahrſten Sinne 
national, wie der Gedanke der Sied-⸗ 
lung. 

Da kann nur die Größe des Gedankens die 
Hemmungen und Verzögerungen erklären, die 
eine erlöſende Tat bisher verhinderten. 

Daß aber gerechte Bedachtſamkeit die Achtſam⸗ 
keit nicht mindere, ſei hier durch eine Kennzeich⸗ 
nung der öffentlichen Meinung die Einheit dieſes 
Volksbegehrens nachgewieſen. 

Indes wollen wir nicht nur einen Appell an 
die neuen Sachwalter des Volkes richten, ſondern 
wir wollen zugleich und ſtärker noch als bisher 
unſeren Glauben an ihren Willen zur Siedlungs⸗ 
tat bekräftigen; einen Glauben, der der Gewiß⸗ 
heit verwandt und darum wohl geeignet iſt, etwa 
noch zage und ſkeptiſche Gemüter unter unjeren 
Leſern zu überzeugen und zu führen. 

Den gewaltigen Chor der öffentlichen Meinung 
können wir hier natürlich nur anklingen laſſen, 
er wird an Deutlichkeit dadurch nicht gemindert. 

Von den Organen der öffentlichen Meinung 
haben ſich Rundfunk und Film der Sache der 
Siedlung bisher nur wenig gewidmet. Wohl 
aber die populäre Buchliteratur und vor 
allem die Tagespreſſe. Mit ſicherem Sinn 
für die wichtigen Fragen des Tages, wenn auch 
nicht immer mit gleichem Geſchick, hat die Tages⸗ 
preſſe die Siedlungsbewegung wiedergeſpiegelt 
und vertreten. Sie berichtete durchweg gewiſſen⸗ 
haft über die amtlichen Verfügungen und öffent⸗ 
lichen Veranſtaltungen. Für eine leichte, feuille⸗ 
toniſtiſche Behandlung waren die Dinge gewiß zu 
ernſt und problematiſch; aber an ehrlich geſunder 
Reportage hat ſie viel Dankbares geleiſtet. So 
ſind etwa die Berichte Heinrich Hauſers über 
die oſtpreußiſche Siedlung ein wohltuender Bes 
weis, daß wir der nationalen Sache durch dieſe 
Form der Tagesliteratur nicht länger ſchaden zu 
laſſen brauchen (wie es etwa Egon Erwin Kiſch 
und Knickerbocker tun), ſondern die Schädlinge 
mit gleicher Waffe wirkſam bekämpfen können. 
Solche Art unbeſcholtener Reportage von Sied— 
lungsverhältniſſen und aus Siedlerkreiſen hat der 
Bewegung nicht nur propagandiſtiſch genützt, ſon⸗ 
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dern ſie hat auch der Wiſſenſchaft reiches Material 
heimgeholt, das vielfach die Aufbewahrung in 
Buchform lohnte. 

Doch das Fachliche ſei nur nebenher beachtet, 
in der Hauptſache intereſſiert uns, was die Tages- 
preſſe und die populäre Tagesliteratur als Regu— 
lator und Kondenſator der öffentlichen Meinung 
an Volksſtimmung in ſich begreift. 

Da ſpiegelt ſich allein in der Spanne des ver- 
gangenen Jahres eine Maſſenſeelenbewegung, die 
in ihrem blind-ſicheren Zug zu den Quellkräften 
der Erde alle Temperaturen durchläuft, wenn ihr 
in einer Kriſe äußere Hemmungen entgegen 
ſtehen: Von der Sehnſucht quellend, zu 
Hoffnung ſich verſtärkend; von Zweifeln 
gehemmt, in gründliche Enttäuſchung ge⸗ 
ſtürzt; bald mutlos nach letzter verzweifelter 
Anſtrengung; — dann mit ruhiger Kraft 
ſich wieder ſammelnd zu neuem Glauben und 
Vertrauen, dem nur noch Erfüllung oder — 
nach geſcheitertem Aufſtand wilder Selbſthilfe — 
endgültige Reſignation folgen kann. 


* * 
* 


In ſeinem Buche „Acker und Arbeit““) hatte 
Schlange-Schöningen, der Siedlungs⸗ 
fachmann des Kabinetts Brüning, die Situation 
wiſſenſchaftlich überlegt und praktiſch klar erkannt: 
Siedlung iſt innere Geſundung und Rettung des 
deutſchen Volkes aus der wirtſchaftlichen Starre. 
Sie iſt eine „Angelegenheit des ganzen 
Volkes und darum eine der vordringlichſten 
ſtaatspolitiſchen Aufgaben — die im Laufe der 
nächſten Jahre einer Löſung entgegengeführt wer- 
den muß — mit der ſchleunigſt ein weithin ſicht⸗ 
barer Anfang zu machen iſt“. — Ein im wahrſten 
Sinne nationales Werk, das „jetzt nicht mehr 
ſcheitern darf“ (S. 72). 


Die Kriſe war aufs äußerſte dringlich und vor- 
dringlich die Volksſtimmung geworden. Alſo be- 
ſchloß das Kabinett Brüning im März 1932 nach 
10 Jahren Siedlungspraxis endlich einen Gene- 
ralplan der Siedlung zu beraten. 2 Millionen 
Morgen Land ſollten bekanntlich durch Notver⸗ 
ordnung Siedlungszwecken zugeſprochen werden, 
Mitwirkung des Arbeitsdienſtes, ſparſame Bau⸗ 
formen ſollten die Durchführung dieſer lang⸗ 
erſehnten Verſprechung ſicherſtellen. Man wartete 
weiter auf die erſehnte Erfüllung. Die Zeitungen 
veröffentlichten eine entſprechende Ankündigung, 
aber zumeiſt kommentarlos: es ſcheint, im Zweifel 
ob der Durchführung und Ausführbarkeit jo groß— 


*) Verlag Stalling, 


Oldenburg. 
Nation“ 9. 


„Schriften der 
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zügiger Pläne. Der kritiſch wachſame „Jung⸗ 
deutſche“ merkt gar bald die Schwierigkeiten und 
mahnt verdroſſen (20. 5. 32): „Der Sommer zieht 
ins Land, aber die Siedlungsfrage in Deutſchland 
kommt und kommt nicht weiter.“ Aufmunternd 
fordert er „raſches Zufaſſen, Siedlung in eine 
Hand“. 

Am 25. Mai erläßt der Reichsarbeitsminiſter 
eine beruhigende Anerkennung der Notwendig- 
keit beſchleunigter Förderung der Siedlung durch 
den Arbeitsdienſt. Die NSDAP. ſtellt ſich durch 
Vermittlung des „Angriff“ willig zur Verfügung, 
aber zur Verfügung ſteht weder Geld noch Land. 


Vielmehr folgt ſtatt der Notverordnung, die 
beides bereitſtellen ſoll, der Rücktritt des Kabi⸗ 
netts. U. a. war es an dem großzügigen Gied- 
lungswillen geſcheitert. 


Die Siedlung ſchien tot, doch durfte das der 
Volksſtimmung gegenüber nicht wahr werden, 
deshalb erklärte das neue Kabinett ſogleich nach 
Antritt, daß ſie lebe. 


Aber der verkappte Siedlungswiderwille hinter 
dieſer bereitwillig betonten Siedlungsfreundlich⸗ 
keit blieb der Oeffentlichkeit nicht verborgen. Die 
Voſſiſche Zeitung vom 7. 7. 32 vermißt in der 
neuen Regierungserklärung jeden Hinweis auf 
Erfüllung einer Hoffnung, die für Millionen 
deutſcher Arbeitsloſer die letzte iſt. Die „Ger- 
mania“ (10. 6. 32) erwartet nichts von dem 
Nachfolger Brünings. Selbſt der Lokal-Anzeiger 
(19. 6. 32) iſt enttäuſcht, daß „nichts geſchieht“. 
Die Voſſiſche Zeitung tritt an zum Proteſt gegen 
die „ſorgfältig getarnten großbeſitzenden Gegner 
der Siedlung“ (5. 7. 32). Ihr fachmänniſcher 
Siedlungsberater Spen von Müller weiß Be— 
ſcheid um den Notzwang der Stunde. Der Kampf 
um die Siedlung muß gewonnen werden, weil 
ſonſt die Entſcheidung auf revolutio⸗ 
närem Wege fallen wird. — Niemals iſt der 
„Drang der Maſſen zurückaufs Land, 
zum Sattwerden aus eigener Arbeit auf der 
Scholle, jo elementar geweſen, wie in dieſen Mo⸗ 
naten.“ „Haßerfüllte Enttäuſchung“ 
liegt auf den Geſichtern abgewieſener Siedlungs- 
williger. „Auf dem flachen Land laſſen ſich wilde 
Siedler in Erdlöchern und Bretterbuden nieder, 
die ſich ein Stück Land nehmen und dann unrecht⸗ 
mäßigen Beſitz mit kommuniſtiſch geſchulter Dia⸗ 
lektik gegen Eigentümer und Landjäger zu ver⸗ 
teidigen wiſſen.“ — Das iſt angeſchauter, unver- 
holen kundgegebener Ausdruck der öffentlichen 
Meinung. Ebenſo ſicher erkennt der „Jung⸗ 
deutſche“ (7. 7.) die „verhängnisvolle Siedlungs⸗ 
ſperre“ und mahnt dringlichſt die Regierung, den 
immer lauter werdenden „Notruf nach Land“ 
nicht zu überhören. Die „Montagspoſt“, die 
„Morgenpoſt“, rügen enttäuſcht das Ausbleiben 
der angekündigten Erfüllung. Mitleidig fängt 
„Der Deutſche“ (17. 7.) in dieſer Welle der Ent⸗ 
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täuſchungen die rührende Freude auf, auch über 
geringſte Erfüllung: begeiſtert und „mit Tränen 
in den Augen“ nehmen die erſten Stadtrandſied⸗ 
ler von ihren Heimen Beſitz. Preſſefahrten über 
Land berichten über die Not der Siedlung in⸗ 
folge planlojen Verfahrens („Der Jungdeutſche“ 
1. 7., „Hamburger Fremdenblatt“ 26. 8., „Der 
Dag 14 8.) 

So kommt es, daß in der Enttäuſchung ſelbſt 
der beſcheidenſten Erwartungen im Proteſt „die 
Siedlungsfront wächſt“ („Der Jung⸗ 
deutſche“ 23. 8.): „über alle Parteien und Par- 
teigliederungen hinweg finden ſich die beſten 
Kräfte des Volkes in einer gemeinſamen Kampf⸗ 
front, die heute im beſten Sinne von den 
breiteſten Schichten des Volkes ge⸗ 
tragen wird.“ Siedlung bleibt die Ta⸗ 
gesfrage, („Der Jungdeutſche 4. und 29. 9.) 
überreif, und im Erhaltungs- und Wiedergeburts⸗ 
trieb der Heimkehr zur Scholle unaufhaltſam 
zur Tat drängend. 

Nicht mehr als einen Zwiſchenruf in Verwah— 
rung gegen die gefährlichen Folgen der Selbſt⸗ 
hilfe bedeuten die Rundfunkſtimmen der Miniſter 
zwiſchendurch. Am 23. Juli bekräftigt Frh. von 
Braun auch amtlich die Ueberzeugung von der 
„nationalpolitiſchen Miſſion“ der Siedlung, der 
gegenüber ſich die Reichsregierung zur Förderung 
„mit allem Nachdruck“ verpflichtet halten müſſe. 
Nichts mehr als Hoffnungsmanöver angeſichts 
drohender Volksſtimmung bedeutet die Rede des 
Reichskommiſſars Gereke vom 23. Dezember 32 
über „Arbeitsbeſchaffung durch Siedlung“, Ver⸗ 
ſprechungen in nebenberuflicher Landſiedlung: 
ein hilfloſer Nachhall der Forderung des Volkes. 


Aber dieſer Schein der Bereitwilligkeit kann 
die Oeffentlichkeit nicht länger trügen: „die 
Siedlung ſtockt“ kommentiert ſie, reſignie⸗ 
rend. (ſ. u. a. Bayeriſcher Kurier, Dtſch. Allgem. 
Zeitung, Kreuzzeitung, Der Deutſche, Der Iung- 
deutſche): „Aus der praktiſchen Siedlung in 
Deutſchland iſt im Verlaufe der letzten Monate 
allmählich eine freundlich dahin plätſchernde theo⸗ 
retiſche Unterhaltung geworden“ (Tägliche Rund⸗ 
ſchau). Dieſe Erkenntnis iſt angeſichts des „kat a⸗ 
ſtrophalen Siedlungsergebniſſes 
des Jahres 1932“ nicht mehr aufzuhalten. 

In ſolcher Ratloſigkeit und Verlaſſenheit ſetzt 
erneut ſtarke Selbſthilfe ein mit all ihren poſi⸗ 
tiven und negativen Folgen. 

Die Zeitungen und Verleger ſchicken ihre Kund— 
ſchafter über Land und ſie kehren heim mit reicher 
Beute froher und trüber Feſtſtellungen. 

Heinrich Hauſer beobachtet an Ort und 
Stelle, daß die Oſthilfe ſich abſurd als eine „um⸗ 
gekehrte Lawine“ auswirke, daß „Wetter im 
Oſten“ (Eugen Diederichs, Jena 1932) dräuen, 
die zum Guten gewendet werden müſſen, noch 
ehe ſie ſchlagen. Mit den Siedlern erleben Bruno 


und Lila Neliſſen-Haken!), Günther 
Krolzig mit Studenten der Politik'), die 
Hilfloſigkeit der geiſtig und materiell mangelhaft 
betreuten Siedler, die ſich in ihrem geſunden 
Willen gehemmt ſehen. Mit bitterer Ironie be— 
richten die Zeitungen von der wilden Selbſthilfe, 
die fliegenden Sand feſthalten will, einen ver- 
geſſenen Fleck zwiſchen Schienenſträngen erobert, 
auf Abfall- und auf Schuttgelände ſiedelt, und 
ſelbſt daran amtlich gehindert wird. 


Doch auch von frohem Mut und gutem Erfolg 
weiß man zu jagen: Peter Martin Lampel?) 
findet auf Fahrten in Arbeitslagern die Arbeits- 
kameraden zur Mithilfe an der Siedlung bereit 
und imſtande“), eine Bereitwilligkeit aus eige- 
nem Siedlungsverlangen, für deſſen Erfüllung 
der Verfaſſer neuerdings („Siedlung? Menſch — 
wie ſieht das aus?“ Rüdiger-Verlag, Berlin) auf 
Fahrten in Siedlungen und Siedlerſchulen die 
Vorbedingungen erkundet. 

Die größte Initiative aber bringt zu Ende 
des Jahres der Jungdeutſche Orden auf mit 
der Veröffentlichung eines großzügigen Sied⸗ 
lungsplanes, deſſen Notwendigkeit er aus ſeinem 
völkiſchen Charakter zu begründen ſuchts) als 
eine nationalpolitiſche Aufgabe, für deren Mit- 
hilfe er ſich im Arbeitsdienſt begeiſtert zur Ver⸗ 
fügung ſtellt. Aufforderung und Ausgang iſt nach 
Wilhelm Heinz die unleugbare Feſtſtellung, daß 
„das deutſche Volk einen ungeheuren Wil: 
len und eine außerordentliche Sehn⸗ 
ſucht habe, zum Lande und zum eigenen 
Wohnen zurückzukehren. — Entſcheidend allein 
iſt, daß eine wirklich großzügige Kampfſiedlung 
und Koloniſation nur von einem Staate durch⸗ 
geführt werden kann, der über die bisherigen 
Beſitzverhältniſſe ebenſo rückſichtlos hinwegzugehen 
entſchloſſen iſt, wie er den Gedanken eines plan⸗ 
vollen Einſatzes aller wirtſchaftlichen und poli⸗ 
tiſchen Kräfte für das Reich bejaht“ (ſ. Heinz, 
ebenda). Das Programm des Jungdeutſchen 
Ordens war zwar nur Propaganda. Aber die 
Gedanken ſind wertvoll. 

Im Bewußtſein ſchon wirkender Kräfte war all⸗ 
mählich in allen Gutwilligen Reſignation 
gewichen und Beſinnung wach geworden. 
Beſinnung vor allem über die Urſachen der 
großen Enttäuſchung des Jahres 1932 und frühe⸗ 
rer Jahre, neuer Mut in neuem Hoffen. 


1) „Siedler im Dorf“, Eckart-Verlag, Berlin. 

) „Die Siedlung ſpricht“, Hans Bott⸗Verlag, BIn.- 
Tempelhof. 

) „Packt an! 
Berlin. 

) Vgl. auch Eugen Roſenſtock und Diettrich von 
Trotha „Das Arbeitslager“, Eugen Diederichs, Jena. 

) Vgl. Friedrich Wilhelm Heinz, „Kameraden der 
Arbeit“, mit einem Vorwort von Reichsarbeitsmini⸗ 
ſter Seldt e, Frundsberg⸗Verlag, Berlin S 121 ff. 


Kameraden!“, Rowohlt-Verlag, 
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Heinrich Hauſer (j. o.) bekundet dieſe Er⸗ 
kenntnis mit den Worten des Balten Bröderich, 
„eines Mannes mit grimmem Nußknackergeſicht 
und Hakengekreuz“: „Schuld iſt das Syſtem!“ 
„Solche Männer, fährt er fort, wußten die Gründe 
nicht präziſer darzulegen, aber es ſpricht da der 
geſunde Inſtinkt des Volkes, das einem harten 
Klima, einem kargen Boden und einem ſtrengen 
Regiment verwurzelt iſt. Dieſer Inſtinkt wehrt 
ſich gegen die ganze Art, wie ſeit der Revolution 
regiert, verwaltet und geſiedelt worden iſt; denn 
eine üppige, unaufrichtige widerſpruchsvolle Art 
iſt das geweſen, bei der der Liſtige ſich mäſten 
konnte und der Ehrliche der Dumme war.“ Dieſen 
„falſchen Weg“ will Hauſer in der ganzen oſt⸗ 
preußiſchen Siedlung jehen‘), aber er ſchließt dar⸗ 
an die Hoffnung einer geſunden Siedlung, der 
„Primitiv- und Aufſtiegſiedlung, der die Zukunft 
gehört“. 

Ein ſo ſicheres Vertrauen entſpricht dem Wiſſen 
um die nahe Wende. Alle ſpürten ſie, und hie und 
da kündeten Eingeweihte ſchon ihren Segen. So 
Dr. Hunke vor den Amtswaltern der NSDAP. 
(Der „Angriff“ v. 28. 11. 32 wiederholte es): „In 
dem Augenblick, in dem die Bewegung die Macht 
übernimmt, werden wir zeigen, daß wir in all 
den Jahren nicht geſchlafen haben: unſere 100 ig 
durchdachten Pläne ſehen für die Reichshaupt⸗ 
ſtadt 200 000 Siedlerſtellen in 5 Jahren vor. — 
Millionen müſſen aufs Land zurückgeſiedelt wer⸗ 
den. Wir müſſen aber betonen, daß wir die 
geiſtigen Urheber dieſer Pläne ſind.“ 

Die Macht i ſt übernommen. 

* * 


* 

Eine Macht, ein Wille, eine Kraft 
von Dauer: die vermag, ein Planen 
auch zu vollbringen, die handeln 
will und handeln kann und alſo 
nicht Not hat, ſich ſelbſt mit eiligen 
Verſprechungen propagandiſtiſch zu 
ſichern. 

Dieſe Sicherheit ſchuf vorweg Vertrauen: So 
konnte auch im großen politiſchen revolutionären 
Wirken fachlich weiter gearbeitet werden. Der 
Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
überreichte als Frucht einer gemeinſamen Arbeit, 
an der maßgebende Fachleute aus allen beteilig⸗ 
ten Wirtſchaftskreiſen mitgearbeitet haben, der 
neuen Regierung und der Oeffentlichkeit im März 
eine Denkſchrift über „Arbeitsbeſchaffung durch 
nebenberufliche Landſiedlung“: im Zeichen des 
Vertrauens! Regierung und Oeffentlichkeit be- 
gegneten mit reger Beachtung. 

Jetzt wird gearbeitet. Selbſt der Ber⸗ 
liner Lokal⸗Anzeiger (15. 4. 33) kündet unter der 
Ueberſchrift „Hugenberg bringt die Siedlung in 
Gang“ einſchneidende Maßnahmen auf dem Ge— 


ee Ueber das lac lich Irrtümliche ſoll hier nicht ge⸗ 
rechtet werden, Ib jedoch die Beſprechung S. 186. 


biete der landwirtſchaftlichen Siedlung an. Sie 
ſind vor allem organiſatoriſcher Art: „Gegenein⸗ 
anderarbeit hört auf“. Aber auch materieller 
Art: „Siedlungsland für zwei Jahrzehnte“ Sied⸗ 
lungsarbeit ſoll beſchafft werden. Welche Sied⸗ 
lungsarbeit ſoll aber in jedem Jahre durchgeführt 
werden? 

Wir hoffen, daß dieſe Maßnahmen bei ihrer 
praktiſchen Durchführung, die aber getragen ſein 
wird von dem Willen der NSDAP., die „Erlö⸗ 
jung von der Spannung“ bringen, die der Ber: 
trauensmann des Reichsminiſters Hugenberg, 
Ludwig Bernhard:) nicht lange vorher be— 
ſchworen hatte, daß ſie „den Staat nicht zerreiße“. 

Weiterhin aber wird nur angekündet, was 
zur Tat reif iſt. Beſondere Beachtung ver- 
dienen die Ausführungen von Reichsarbeits⸗ 
miniſter Seldte“): 

„Wir haben ſieben Millionen Arbeitsloſe, 
und wir dürfen uns nicht der trügeriſchen Hoff⸗ 
nung hingeben, daß wir dieſe Millionen wieder 


reſtlos in den Arbeitsprozeß hereinnehmen kön⸗ 
nen. Was not tut, iſt eine große Planung, 


7) Lokal⸗-Anzeiger 24. 2. 32. 
) Nürnberger Achtuhrblatt vom 16. 4. 


die ſich über das ganze Reich erſtreckt. So haben 
wir z. B. Tauſende von Arbeitern, die neben ſtill⸗ 
gelegten Zechen wohnen, welche nie mehr in Be⸗ 
trieb geſetzt werden. Die Menſchen müſſen weg 
von dem unfruchtbaren Induſtrieland. Sie müſ⸗ 
ſen wieder an die Scholle kommen, ſie⸗ 
deln. Mein Ziel iſt in dieſer Hinſicht, die Groß⸗ 
und Mittelſtände dadurch aufzulockern, daf 
jeder Arbeiter draußen an Stadt⸗ 
rand ſein Häuschen mit genügend 
Boden beſitz erhält. 

Es iſt möglich, ſolche Siedlungen für etwas 
mehr als 2000 Mark je Beſitz herzuſtellen. Der 
deutſche Arbeiter will keine Wohl⸗ 
fahrt; er will Arbeit und er hat ein Recht 
darauf. Ich werde nicht ruhen, bis die 
Siedlungsfrage verwirklicht iſt, und 
jeder deutſche Menſch wieder weiß, 
warum und wofür ter da iſt!“ 


Das Volk aber vertraut auf die Erfüllung 
ſeines Begehrens. Die öffentliche Mei⸗ 
nung verharrt in ergebenem, ab⸗ 
wartendem Schweigen, wie das Feld 
vor erlöſendem Regen. Sie weiß: 
Siedlung wird Gewißheit. So gewiß ſie 
Notanker des geſunden Volksgeiſtes 
iſt und ein Kind des nationalen Be⸗ 
wußtſeins: So gewiß wird ſie ſein 
Erbe, wird Tat, wie jenes Tat wurde. 


Zur Siedlung fehlt Land! 


Von Wilhelm 


Ein Staat iſt wohlhabend durch die Wohl⸗ 
habenheit ſeiner Bürger, denn ſie ſind der Staat. 
Leben beſitzloſe Bürger in einem beſitzenden 
Staate, dann wird im einzelnen Individuum ſo⸗ 
wohl, wie in Körperſchaften und Gemeinden das 
Anlehnungsbedürfnis an den Staat umjomehr 
groß gezogen, je mehr Reichtümer bei ihm vor⸗ 
ausgeſetzt werden. Der Staat ſoll dann für alle 
und für alles ſorgen. Dieſer Zuſtand tötet jedes 
Gefühl für Gemeinſchaft. Gefühl für Gemein⸗ 
ſchaft aber, Gemeinſinn, braucht ein Staat 
nötiger, als alles andere. Wir haben an dem 
Fehlausbau unſerer Großſtädte zur Genüge er- 
lebt, was eine Vernachläſſigung der Entwicklung 
dieſes Gemeinſinnes bedeutet; ſie endigt in einer 
Art von Sozialmagie, die den Staatsbegriff 
untergraben muß. — 

Heute ſtehen wir vor Notmaßnahmen, vor Auf- 
gaben, die reichlich verſpätet bei uns einſetzen. 
Wir haben Verſäumtes vieler Jahr 
zehnte auf dem Gebiete des Gied- 
lungsweſens nachzuholen. Dieſer An- 
ſicht ſind wohl all die Menſchen, die eine Ge— 
währ für das Gedeihen des Vaterlandes nun 
einmal darin erblicken, verantwortungsbewußte 
Staatsbürger im Staate zu haben. Voraus⸗ 
ſetzung zur Förderung jeder Art von Neuſiedlung 
iſt verfügbares Land. And hieran iſt zurzeit 
ein recht empfindlicher Mangel. — Eine Anter⸗ 


Heilig, Berlin. 


ſuchung, inwieweit landwirtſchaftliche Grokbe- 
triebe in Privatbeſitz für eine Beſiedlung in 
nächſter oder ferner Zukunft in Betracht kommen 
können, möge von zuſtändiger Stelle angeſtellt 
werden. Ich möchte hier in erſter Linie mich der 
Frage zuwenden, inwieweit ſtaatliches und 
kommunales Eigentum einer Beſiedlung 
überlaſſen werden können. 

Preußen ſowohl, wie die beiden Mecklenburg 
verfügen heute noch über recht beträchtliche 
Flächen von Staatseigentum. Zu Giedlungs- 
zwecken wurden bereitgeſtellt in den Jahren 1919 
bis 1928: In Preußen rund 42660 Hektar = 
10 v. H., in Mecklenburg-Schwerin etwa 12 600 
Hektar = 8 v. H., in Mecklenburg-Strelitz 3700 
Hektar = 11 v. H. des geſamten Domänenlandes.*) 
Nach dem Stande von heute werden in den drei 
genannten Ländern wohl immer noch insgeſamt 
400 000 Hektar verbleiben. 

Ich entſinne mich gewiſſer Entrüſtungsſchreie, 
die vor nicht allzulanger Zeit in der Preſſe laut 
wurden, als Erwägungen über die Frage einer 
teilweiſen Heranziehung ſtaatlichen Domänen 
landes anſcheinend im Gange waren.“ *) Ein, 
an der uneingeſchränkten Erhaltung der Staats- 


) Vgl. „Das ländliche Siedlungsweſen nach dem 
Kriege“, 1930, S. 74 ff. 
) Vgl. Roſtocker Anzeiger Nr. 231 Jahrg. 1932. 
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domänen offenſichtlich Intereſſierter ſchrieb unter 
anderem: 


„Ein Staat ohne Latifundien iſt kein Staat, 
denn das Rückgrat des Beſitzes fehlt.“ 


Ich verweiſe auf meine einleitenden Ausführun⸗ 
gen. Man kann der Auffaſſung ſein, daß die 
Sicherheit der Staatswirtſchaft durchaus nicht von 
möglichſt großem Eigenbeſitz des Staates abhängt, 
ſondern von der Exiſtenzfähigkeit der aus eigener 
Arbeit ſich ernährenden Staatsbürger. Von 
ſolchen Gedankengängen geleitet, hat wohl auch 
der Große Kurfürſt einſt für etwa 375 000 Men⸗ 
ſchen Anſiedlungsmöglichkeiten geſchaffen. Fried⸗ 
rich Wilhelm J. ſiedelte eine noch größere Zahl 
von Menſchen an. Was Friedrich der Große auf 
dem Gebiet der Siedlung leiſtete, ſcheint leider 
etwas in Vergeſſenheit geraten zu ſein. Seine 
Volkstümlichkeit verdankt er ja viel mehr ſeinen 
kriegeriſchen Erfolgen, als den Taten auf dem 
Gebiete der inneren Koloniſation, die leider bis 
heute noch in keinem Film gezeigt wurden, was 
nicht ausſchließt, daß dies noch geſchehen kann. 
Ich empfehle z. B. die Geſchichte der Beſiedlung 
des Warthe- und Netzebruches allen, am länd⸗ 
lichen Siedlungsproblem intereſſierten Kreiſen zu 
eingehendem Studium. **) Wenn ſchon bei der 
Abſicht, Staatsbeſitz zu Siedlungszwecken zu ver⸗ 
wenden, ſich Schwierigkeiten ergeben, was kann 
man dann vom Privatbeſitz erwarten? — — — 

Woher ſoll das Land genommen werden, das 
notwendig iſt, um wenigſtens einen Bruchteil ent⸗ 
wurzelter Deutſcher wieder bodenfeſt zu machen? 
Ich gebe mich keiner vagen Hoffnung hin und 
weiß genau, daß ſelbſt bei einer Bereitſtellung 
von Land in denkbar größtmöglichem Ausmaße 
die ländliche Siedlung nur beſchränkt zu einer 
Löſung der Brennfragen der Gegenwart beitra- 
gen kann. Bei etwa 4,6 Millionen Hektar als 
heute noch zur Verfügung ſtehender Geſamtfläche, 
in der alle Großgüter über 100 Hektar einbegriffen 
find, würden bei einer Landzuteilung von 10 
Hektar je Stelle 450 000 Ackernahrungen ſich er⸗ 
geben; bei einem Durchſchnittsausmaß von 7,5 
Hektar wären 575 000 Stellen möglich. Gelbit- 
verſtändlich haben ſolche Errechnungen nur theo— 
retiſchen Wert. Keinem Menſchen würde wohl 
einfallen, ſämtliche Großgüter oder alle Staats- 
domänen in Kleinbauernſtellen umwandeln zu 
wollen. 

Daß es zurzeit ſtill geworden iſt um die Be 
ſchaffung neuer Bauernſtellen, daß deren Zahl 
im Jahre 1932 weit hinter der der vorangegange— 
nen Jahre zurückgeblieben iſt, iſt bekannt. Natür⸗ 
lich find Fehler unterlaufen und mit Recht kön⸗ 
nen Gegner der Siedlung die ſogenannte „Ren⸗ 
tabilität“ vieler, bisher geſchaffener Ackernah⸗ 


) Kurze Auszüge hieraus |. Baugilde Heft 4 
Jahrg. 1933. 
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rungen anzweifeln. Alle Erfahrungen auf dem 
Gebiete des Siedlungsweſens ſtammen aus wirt⸗ 
ſchaftlich ſehr viel günſtigeren Zeiten. Verſuche 
der Nachkriegsjahre, überkommene Siedlungs⸗ 
methoden, die vorwiegend als bevölkerungspoli⸗ 
tiſche und politiſche Maßnahmen zu betrachten 
ſind, unſeren Notzeiten aufzupfropfen, führten zu 
dem Ergebnis einer Ueberteuerung der einzelnen 
Stellen. Daß wir gänzlich umlernen müſſen, ſo⸗ 
wohl im Verfahren ſelbſt wie im Charakter der 
Gebäude, wie wahrſcheinlich auch in der Flächen⸗ 
zumeſſung der einzelnen Ackernahrung, iſt eine 
Erkenntnis, der ſich wohl niemand verſchließen 
wird. Mehr als je neigen hervorragende, land⸗ 
wirtſchaftliche Sachverſtändige zu der Anſicht, daß 
die ländliche Aufſtiegſiedlung die erſtrebenswerte 
Form der Bauernitelle iſt, zumindeſt überall da, 
wo ſie auf Grund klimatiſcher, agronomiſcher und 
politiſcher Verhältniſſe ſich ermöglichen läßt. Sie 
beginnt mit der Kleinſtfläche und nimmt daher 
am eheſten Rückſicht auf unſere Bevölkerungs- 
ſtruktur, auf unſeren Landmangel und auf künf⸗ 
tige Entwicklungsmöglichkeiten.“) 


* * 
* 


Neben dem Staatseigentum als Siedlungs- 
fläche ſpielt das ſtadteigene Land eine immerhin 
beachtenswerte Rolle und die Möglichkeiten ſeiner 
teilweiſen Heranziehung zu Siedlungszwecken 
leiten zu der zweiten Siedlungsart über, bei der 
die Scholle als Wirtſchaftsfaktor in Frage kommt, 
zu der Zuſatznahrung oder Nebenberufs⸗ 
ſiedlung. (Ich vermeide mit Abſicht die Be- 
zeichnung „Nebenerwerbsſiedlung“, die leicht zu 
Irrtümern führen kann.) 


Wer ſich mit Städtebau befaßt, kennt die Aus⸗ 
wirkungen der Boden vorratswirt⸗ 
ſchaft der Gemeinden. Entſprechend dem 
Beiſpiel der Stadt Berlin, der größten Grund- 
beſitzerin, glaubten viele, ſelbſt kleine und kleinſte 
Landſtädte, an kommende Stadterweiterungen 
großen Ausmaßes. Flächenaufteilungspläne, die 
bei einem Gemeinweſen von 5000 Einwohnern mit 
einem Zuwachs von 25 000, bei einer Stadt von 
50 000 mit einem ſolchen von 290 000 Einwohnern 
rechneten, gehören durchaus nicht zu den Selten— 
heiten. Träume dieſer Art können natürlich nicht 
in Erfüllung gehen. Die zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Ländereien bedeuten heute vielfach eine Be— 
laſtung. Sie abzuſtoßen, iſt unter den derzeitigen 
Verhältniſſen auf dem Grundſtücksmarkt ſo gut 
wie ausgeſchloſſen. Hier bietet ſich die beſte Ge- 
legenheit, Teile dieſes ſtadteigenen Areals zu 
Siedlungszwecken bereitzuſtellen, freilich unter 


*) Ich verweiſe hier auf meine Ausführungen in 
der Baugilde, Heft 10, Jahrgang 1932, und ganz be⸗ 
ſonders auf die meinen Darlegungen ſich anſchlie⸗ 
ßende Stellungnahme von Prof. Dr. Ries⸗Bornim zu 
dem Problem der lebensfähigen Kleinſtſtelle und zur 
Aufſtiegſiedlung. 


der Einſchränkung, daß Nebenberufſiedlungen nur 
da angelegt werden ſollten, wo die arbeitsmarkt⸗ 
politiſchen Verhältniſſe dies zulaſſen, d. h. wo der 
einzelne Siedler tatſächlich Ausſicht hat, in Indu⸗ 
ſtrie, Handel oder Gewerbe oder, ſoweit dies an— 
gängig, in öffentlichen Betrieben (Eiſenbahn, 
Poſt uſw.) hauptberuflich, und im Allgemein- 
intereſſe nur in Kurzarbeit tätig ſein zu können. 
Für den völlig Erwerbsloſen kann ja weder die 
Nebenberufsſiedlung, noch irgendeine Siedlungs- 
weiſe als Erſatz für laufende Unterſtützung in 
Frage kommen, es ſei denn, daß letztere für eine 
gewiſſe Reihe von Jahren neben der Zuteilung 
von Siedlungsland uſw. weiterläuft. Der Schwer⸗ 
punkt ſogenannter Erwerbsloſenſiedlungen wird 


heute und auch künftig vorwiegend auf erziehe- 
riſchem Gebiete liegen. Ich verweiſe hier erneut 
auf meine Vorſchläge für Arbeitsteilung und 
deren Auswirkungen (Land ohne Not). 


Die berechtigte Anerkennung des Eigentums 
wird die Unantaſtbarkeit des Privatbeſitzes über— 
all da gewährleiſten, wo dieſer ſich als geſundes 
Glied unſeres Volkskörpers zeigt. Staatliches 
und kommunales Eigentum, Beſitz der Geſamt⸗ 
heit, dürfen dagegen billigerweiſe für einen Neu⸗ 
aufbau auf weite Sicht und in weiteſtem Maße 
eingeſetzt werden, auch dann, wenn die Rentabili- 
tät in rein kapitaliſtiſchem Sinne vorübergehend 
Einbuße erleiden ſollte. 


Grund ſätzliches zur Durchführung der Nebenberufsſiedlung 


Von Dr. Rudolf Korch, Wagdeburg. 


Die Notwendigkeit der Nebenerwerbsſiedlung, 
die von den berufenen Vertretern der Wiſſenſchaft 
und der Siedlungspraxis ſeit Jahren verfochten 
worden iſt, wird in letzter Zeit faſt allgemein an⸗ 
erkannt. Daher iſt es an der Zeit, mit Beſchleuni⸗ 
gung alle erforderlichen grundlegenden Vorarbei⸗ 
ten zu treffen. Ausgangspunkt für die Förderung 
der Nebenerwerbsſiedlung iſt die Erkenntnis, daß 
es nicht gelingen wird, die insbeſondere in der 
Induſtrie im Verlaufe der allgemeinen Kriſe 
freigeſetzten Arbeitskräfte zukünftig ſelbſt bei gün⸗ 
ſtiger Konjunkturentwicklung wieder ſämtlich in 
den Produktionsprozeß einzugliedern. Es bedarf 
jedoch dringend verſchiedener Ermittlungen im 
ganzen Reich nach einheitlichen Geſichtspunkten, 
um zu klären: 

inwieweit ſich Kurzarbeit bei der Induſtrie ver⸗ 
wirklichen läßt, 

in welchem Ausmaße ſie ſchon eingeführt wurde 
und 

an welchen Orten, bei welchen Induſtrien, in 
welchem Umfange überhaupt Nebenerwerbsſied— 
lung zur Entlaſtung des Arbeitsmarktes möglich 
iſt. 

Ohne Ermittlungen hinſichtlich der Struktur des 
Arbeitsmarktes beſteht die Gefahr, daß der Ein— 
ſatz von größeren Kapitalien zu Fehlinveſtitionen 
führt. 

Bei den notwendigen Feſtſtellungen iſt von der 
Berufszählung vom 16. 6. 1925 auszugehen. Es 
werden die im Zeitpunkt dieſer Erhebung für die 
einzelnen Gebietsteile jeweils wichtigen Indus 
ſtrien ermittelt. Hierzu ſind die Beſchäftigten— 
ziffern (nur Arbeiter, jedoch getrennt nach Ge— 
ſamtzahl, männlichen und weiblichen) für die Ge- 
werbegruppen III XIX aus der Berufszählung 
herauszuziehen. Anhand der Erhebungen, die 
von den Gewerbeaufſichtsämtern und den Berg⸗ 
behörden von zwei zu zwei Jahren bezüglich der 


gewerblichen Betriebe durchgeführt werden (vgl. 
Stat. Jahrb. f. d. Deutſche Reich 51. Jahrg. 1932 
S. 92/93), find ſodann die Beſchäftigtenziffern 
nach gleichen Grundſätzen für das Jahr 1932 zu 
ermitteln. Die Aufgliederung nach Gewerbe— 
gruppen iſt bei den Erhebungen der Gewerbeauf— 
ſichtsämter die gleiche wie bei der Berufszählung 
vom 16. 6. 1925. Bei einzelnen Gruppen bedarf 
es ſorgfältiger Prüfung, inwieweit fie der Indus 
ſtrie zuzurechnen ſind, bzw. wie groß der Anteil 
des Handwerkes iſt. Zur Erläuterung ſei nach⸗ 
ſtehend das Ergebnis der Ermittlungen für die 
Stadt Aſchersleben wiedergegeben: 


Tabelle 1 


Stadtkreis Aſchersleben 


1932 


5 Ge | we eee 
gruppe Nan ms ze 

weiblich | männlich 
III 650 9 650 — — 
IV 53 5 48 28 2 
V. 45 1 11 54 — 
VI 314 48 | 266 | 214 9 
VII 1156 31 1125 334 1 
VIII 72 2 65 15 — 
IX 93 9 84 63 3 
X 210 | 149 61 86 52 
XI 1394 | 895 | 499 1050 637 
XII 38 1 37 12 — 
XIII 2 1 1 — — 
XIV 186 S 181 126 4 
XV 2 — 2 — — 
XVI 278 18 260 | 384 21 
XVII 249 | 170 791 169 9 


Es zeigt ſich, daß 
Gruppen 


im vorliegenden Falle die 
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III Bergbau, Salinen, Torfgräberei, 

VI Eijen-, Stahl- und Metallwarenherſtellung, 

VII Maſchinen⸗, Apparate⸗ und Fahrzeugbau, 

X Textilinduſtrie, 

XI Papierinduſtrie, Vervielfältigungsgewerbe, 
XIV Holz⸗ und Schnitzſtoffgewerbe, 

XVI Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, 
XVII Bekleidungsgewerbe, 
XIX Waſſer⸗, Gas: und Elektrizitätsgewinnung 

und =verjorgung 

zahlenmäßig die wichtigſten ſind. Im Vergleich 
zu 1925 waren an Arbeitern im Jahre 1932 vor⸗ 
handen in 


Tabelle 2 


Vom Geſamt, aber nur in Betrieben 
mit 5 Arbeitern und mehr 


weiblich 


männlich 


Die Gruppe III iſt bei vorſtehender Ueberſicht 
lediglich deshalb ausgelaſſen, weil bei den bisher 
ermittelten Zahlen die Angaben der Bergreviere 
noch nicht erfaßt ſind, die bei der Betrachtung 
gleichfalls berückſichtigt werden müſſen. 


Der Geſamtvergleich, der für die einzelnen Ge- 
bietsteile auf Grund der Berufszählung von 1925 
ſowie aus den Materialien der Gewerbeaufſichts— 
ämter und der Bergbehörden für 1932 zu ent⸗ 
nehmen iſt, bietet zunächſt ein grundlegendes Bild 
der induſtriellen Struktur ſowie eine Ueberſicht 
über die bisherige Entwicklung. Es bedarf nun⸗ 
mehr weiterer Ermittlungen wenigſtens für die 
in den einzelnen Gebieten wichtigſten Induſtrien 
durch Umfrage bei den Arbeitgeberverbänden ſo— 
wie bei den in Frage kommenden Arbeitnehmer⸗ 
organiſationen hinſichtlich der Entwicklungsaus⸗ 
ſichten ſowie der Möglichkeit von Einführung der 
Kurzarbeit und der Schaffung von Nebenerwerbs⸗ 
ſiedlungen. Es wird ferner verſucht werden müſ⸗ 
ſen, von den einzelnen Induſtriegruppen jeweils 
einige Werke auch unmittelbar zu befragen. Hier⸗ 
bei wird es zweckmäßig ſein, ſolche mit einer 
größeren Beſchäftigungsziffer auszuwählen. Wert⸗ 
volle Angaben werden auch von den Gewerbe— 
aufſichtsämtern, Bergbehörden, Arbeitsämtern, 
mitunter auch von den Induſtrie- und Handwerks⸗ 
kammern zu erhalten ſein. Eine Ausdehnung der 
Umfrage auf viele einzelne Werke verbietet ſich 
wegen des Arbeitsumfanges, zumal die Ermitt⸗ 
lungen von den Siedlungsunternehmungen oder 


von einzelnen Perſonen vorgenommen werden 
müſſen. 

Der Fragebogen, der bei der Umfrage zu ver⸗ 
wenden iſt, hat ſich auf folgende Punkte zu er⸗ 
ſtrecken: 

1. Beſchäftigtenziffer, 

2. Produktion und Abſatz, 
3. Rationalijierung, 

4. Arbeitszeitregelung, 

5. Nebenerwerbsſiedlung. 


Bei der Beſchäftigtenziffer wird es ſich zunächſt 
wieder darum handeln, feſtzuſtellen, wie groß die 
Zahl der Beſchäftigten zur Zeit des Höchſtſtandes 
der Beſchäftigung vor Beginn der Kriſe geweſen 
iſt. Im allgemeinen wird hierfür die Zeit zwiſchen 
1926 und 1929 in Frage kommen. Sodann wäre 
der Beſchäftigungsſtand von 1925 anzugeben, da⸗ 
mit einigermaßen der Anſchluß an die Berufs⸗ 
zählung vom 16. 6. 1925 erreicht wird, und der 
Beſchäftigungsſtand von Ende 1932. Notwendi⸗ 
gerweiſe iſt ſchließlich noch eine zahlenmäßige 
Schätzung erforderlich, inwieweit nach Anſicht der 
befragten Stellen bei günſtiger Konjunkturent⸗ 
wicklung noch mit einem Wiederanſteigen der Be⸗ 
ſchäftigtenziffer gerechnet wird. Es liegt freilich 
auf der Hand, daß die letztgenannte Angabe ledig⸗ 
lich von dem Werturteil der befragten Stellen ab⸗ 
hängt. 

Bei den genannten Aufgliederungen genügt es 
aber nicht, Angaben für die Geſamtbelegſchaft zu 
machen, ſondern es wird erforderlich ſein, eine 
Aufteilung nach Angeſtellten und Arbeitern vor= 
zunehmen. Bei den Arbeitern iſt es ferner wün⸗ 
ſchenswert, eine weitere Unterteilung zu erreichen. 
Hierfür wird es genügen, wenn nach Facharbei⸗ 
tern, angelernten, ungelernten und weiblichen 
Kräften unterſchieden wird. Soweit hieran an⸗ 
ſchließend Angaben über die Lohnhöhe (Tarif⸗ 
löhne) zu erhalten ſind, iſt es von Vorteil, ſie 
gleichfalls zu erfaſſen. 

Die Umfrage muß ſich ſodann den Produktions- 
und Abſatzverhältniſſen zuwenden. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen ſind weſentlich, weil ſie Rückſchlüſſe auf 
die weitere wirtſchaftliche Entwicklung ermög⸗ 
lichen. Wenn zum Beiſpiel in der metallverarbei⸗ 
tenden Induſtrie ein Werk ausſchließlich Spezial⸗ 
erzeugniſſe für den Export herſtellt, ſo wird für 
die Zukunft die wirtſchaftliche Situation dieſes 
Betriebes anders zu beurteilen ſein, als etwa bei 
einer Werkzeugmaſchinenfabrik, deren Erzeugniſſe 
in den verſchiedenſten Zweigen der Induſtrie des 
Binnenmarktes Verwendung finden. Hinſichtlich 
der Verteilung des Abſatzes auf das Inland bzw. 
auf das Ausland wird ſich wenigſtens ſchätzungs⸗ 
weiſe eine quotenmäßige Feſtſtellung treffen laſ⸗ 
ſen. Sehr wichtig iſt es, feſtzuſtellen, ob ein Werk 
lediglich für den Bedarf der engeren örtlichen 
Umgebung oder für den Fernabſatz arbeitet. Die 
Frage, inwieweit die einzelnen Werke durch Kon⸗ 
zernierung gebunden ſind, ſollte nur dann geſtellt 


168 


— . .... TE ae ar ]ꝗĩ - .... ̃ 7˙• . m FE FE 


werden, wenn der Bearbeiter der Enquéte in 
enger Fühlung mit den befragten Stellen ſteht 
und infolgedeſſen in der Lage iſt, etwaiges Miß⸗ 
trauen von vornherein auszuräumen. Entſpre⸗ 
chend der Frage nach der zukünftigen Beſchäftig⸗ 
tenziffer wäre ſchließlich auch hinſichtlich der Pro⸗ 
duktions⸗ und Abſatzverhältniſſe eine kurze Aeuße⸗ 
rung über die Ausſichten anzuſtreben. 

Auch hinſichtlich des Einfluſſes, den die Ratio⸗ 
naliſierung auf die einzelnen Werke hat, 
ſind Feſtſtellungen zu treffen. Hierbei wird frei⸗ 
lich mit ganz beſonderer Zurückhaltung der be⸗ 
fragten Kreiſe zu rechnen ſein. Immerhin muß 
verſucht werden, Angaben zu erhalten über den 
Stand der Rationaliſierung, die Entwicklung der 
Produktionszahlen und der Belegſchaft ſeit der 
Durchführung von Rationaliſierungsmaßnahmen, 
ſowie über die Leiſtungsfähigkeit des Werkes und 
deren jetzige Ausnutzung, möglichſt auch über die 
Entwicklung des Lohnkontos. 

Zur Frage der Arbeitszeitregelung und der 
Nebenerwerbsſiedlung iſt zunächſt neben der nor⸗ 
malen Arbeitszeit anzugeben, in welchem Aus⸗ 
maße und in welcher Form etwa ſchon eine Ar⸗ 
beitszeitverfürzung durchgeführt iſt. Weſentlich 
iſt ferner die Feſtſtellung, inwieweit etwa von 
altersher die Arbeiter ſchon ein kleines Haus mit 
Garten oder einen kleinen landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieb beſitzen, wie das insbeſondere in Württem⸗ 
berg, aber auch ſonſt vielerorts im Reiche der 
Fall iſt. Des weiteren iſt danach zu fragen, bei 
welchen Arbeiten Arbeitszeitverkürzung noch für 
möglich gehalten wird. Vielfach werden nur ein⸗ 
zelne Arbeitsgänge eine Arbeitszeitverkürzung er⸗ 
lauben. Bei den Schwierigkeiten, die ſich aus 
Einführung von Kurzarbeit ergeben, wird es ſich 
nicht nur um die Fragen der Arbeitsorganiſation 
ſelbſt handeln, ſondern in erheblichem Ausmaße 
auch um Fragen des Abſatzes, ſowie um die Ab⸗ 
wälzung der zweifellos mit der Arbeitszeitver⸗ 
kürzung verbundenen Mehrkoſten in der Verwal⸗ 
tung und ſchließlich auch um die Regelung des 
Arbeitsvertrages. 

Unabhängig von den bisherigen Ermittlungen 
ſind Feſtſtellungen über die regionale Verteilung 
der Arbeitsloſen ſowie über die Verteilung auf 
die einzelnen Berufsgruppen mit Hilfe der Ar⸗ 
beitsämter durchzuführen. Da die politiſche Glie⸗ 
derung der einzelnen Gebietsteile vielfach nicht 
mit den Arbeitsamtsbezirken übereinſtimmt, ſind 
freilich die von den Arbeitsämtern erhältlichen 
Zahlen nicht ohne weiteres zu den Ergebniſſen 
der voraufgegangenen Unterfuhungen in Bezie⸗ 
hung zu ſetzen. Die Wochenberichte der Arbeits⸗ 
ämter über die Arbeitsmarktlage geben aber, zu⸗ 
mal wenn man die Arbeitsamtsbezirke an Hand 
der Berichte der einzelnen Nebenſtellen aufteilt, 
ein ſehr genaues und gerade auch im Hinblick 
auf die Durchführung von Nebenerwerbsſiedlun⸗ 
gen wichtiges Bild über die regionale Verteilung 


der Arbeitſuchenden. Es wird ſich empfehlen, die 
Materialſammlung zunächſt mit den zuſtändigen 
Landesarbeitsämtern zu beſprechen, da die Unter⸗ 
ſuchung bedeutend erleichtert wird, wenn die Lan⸗ 
desarbeitsämter an die Arbeitsämter ſowie an 
deren Nebenſtellen die Anweiſung geben, für 
einen beſtimmten Stichtag oder beſſer noch für 
einen gewiſſen Zeitabſchnitt einen zuſätzlichen 
Durchſchlag ihrer Berichte zu fertigen, der dem 
Bearbeiter zugeleitet wird. Unter den in den 
Wochenberichten aufgeführten Berufszweigen ſind 
wiederum bei der weiteren Bearbeitung nur die- 
jenigen zu erfaſſen, die zur Induſtrie gehören. 
Für den Arbeitsamtsbezirk Aſchersleben waren 
am 28. Februar 1933 in den der Anterſuchung 
einbezogenen Induſtriegruppen folgende Arbeit⸗ 
ſuchenden gemeldet: 


Tab.3 Fahl der Arbeitsſuchenden 
am 28. Februar 1933 
für den Arbeitsamtsbezirk Aſchersleben 
(ohne Nebenſtellen Ballenſtedt und Harzgerode) 


Gewerbe-] Geſamt | weiblich | männlich 


gruppe 
III — 412 
IV 2 136 
Vi 
VII — 1179 
VIII 
IX — 1 
. 263 
14 

5 4 I % 
XII — 63 
XIII — — 
XIV 3 231 
XV — 3 
XVI 1 116 
XVII 20 95 
XIX ? ? 

Ungelernte 

Arbeiter 54 804 

3412 251 3161 


Die Zahlen find mit den in der vorſtehenden Er— 
örterung wiedergegebenen Ergebniſſen der vor⸗ 
aufgegangenen Ermittlungen jedoch deshalb noch 
nicht ohne weiteres vergleichbar, weil der Arbeits 
amtsbezirk Aſchersleben nicht den Stadtkreis 
Aſchersleben allein umfaßt. 

An Hand der dargelegten Unterſuchungen würde 
ſich für jeden Gebietsteil ein überſchlägliches Bild 
der derzeitigen induſtriellen Struktur geben laſſen. 
Es ließe ſich dann in großen Zügen erkennen, wie 
ſich die Entwicklung ſeit Eintritt der Kriſe bei den 
einzelnen, wenigſtens bei den wichtigſten Indu⸗ 
ſtrien vollzogen hat. Es ergeben ſich ferner An⸗ 
haltspunkte aus den Umfragen über die zukünfti⸗ 
gen Ausſichten der Induſtrien, über den Stand 
der Arbeitszeitregelung und aus den Erhebungen 
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bei den Arbeitsämtern auch über die berufliche 
und regionale Angliederung der Arbeitsloſen. 
Solche Unterſuchungen ſchaffen ferner den not— 
wendigen Konnex mit den Organiſationen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſowie mit den— 
jenigen Behörden, die aus eigener Erfahrung ein 
Urteil über die induſtrielle Lage eines beſtimmten 
Gebietes haben. Bei den Maßnahmen zur Förde— 


rung der Kleinſiedlung iſt in neuerer Zeit ſchon 
wiederholt gefordert worden, es ſei mit allen 
Mitteln dafür zu ſorgen, daß nicht „am Bedarf 
vorbei“ gebaut und geſiedelt werde. Dieſe Forde⸗ 
rung iſt erſt dann erfüllbar, wenn auf dem dar⸗ 
gelegten Wege in eingehenden und fleißigen Er— 
mittlungen die ſtrukturellen Grundlagen feſt— 
geſtellt werden. 


Eine Nebenberufsſiedlung in Saarbrücken 
(Rheiniſche Wohnungsfürſorgegeſellſchaft im Saarland) 


Der Kleinwohnungs- und Kleinſiedlungsbau 
der letzten drei Jahre iſt in Deutſchland und 
Preußen durch ein Taſten und Suchen nach 
neuen Formen gezeichnet, die die Fehler, die 
in den vorhergehenden Jahren bei dem mit Haus 
zinsſteuern finanzierten Kleinwohnungsbau ge⸗ 
macht ſind, vermeiden ſollten. Die Geſchichte der 
Erwerbsloſenſiedlung und der Eigenheimaktion 
ſpricht in dieſer Hinſicht eine deutliche Sprache. 
Erſt in den letzten Monaten beginnt ein ein⸗ 
heitliches Ziel in der Wandlung der Be— 
ſtimmungen für die Stadtrandſiedlung erkennbar 
zu werden: die nebenberufliche Sied⸗ 
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lung. Die unter dem 20. Februar erlaſſenen 
neuen Beſtimmungen geben gewiſſe Möglichkeiten 
zur Schaffung von Kurzarbeiterſied⸗ 
lungen im Sinne ausgeſprochener Neben— 
berufsſiedlungen, wenn die örtlichen Voraus— 
ſetzungen günſtig liegen. Auch die Beſtimmungen 


über die Förderung von Eigenheimen mit Reichs⸗ 
darlehen ſchließen die Möglichkeit nicht aus, den 
Eigenheimen den Charakter von Kleinſiedlungen 
zu geben. Beſſer wäre aber geweſen, anſtelle die— 
ſer Andeutungen das einheitliche ſiedlungspoli⸗ 
tiſche Ziel klar herauszuſtellen. 

Gegenüber dieſer ſehr langſamen Wandlung 
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der amtlichen Siedlungsförderung in Deutſchland 
hat eine Kleinſiedlung in der Stadt 
Saarbrücken Intereſſe. Dieſe Siedlung iſt 
bereits im Jahre 1932, alſo in der Zeit errichtet 
worden, innerhalb der ſich in Deutſchland und 
Preußen erſt ganz allmählich die eingangs kurz 
skizzierte Entwicklung anbahnte. Die Siedlung, 
die ſogar zur Hälfte mit Eigenkapital 
der Siedler finanziert iſt, hat eindeutig 
in Typenauswahl wie Anlage und Geländeaus⸗ 
wahl und Geländebenennung einen nebenberuf⸗ 
lichen Charakter erhalten. 

Aber erreicht wurde dies Ziel nur durch ganz 
unbeirrtes Feſthalten der Rheiniſchen Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaft, die der geiſtige Träger der 
Idee einer ſolchen Siedlung in Saarbrücken war, 
an dem als richtig erkannten Ziel. 

Die Wirtſchaftsverhältniſſe im Saargebiet ſind 
ſtets in ſtarkem Maße von der Entwicklung der 
deutſchen Wirtſchaftsverhältniſſe beeinflußt wor⸗ 
den. Der Konjunkturabſtieg iſt nicht ganz ſo 
ſchroff wie in Deutſchland erfolgt. Dafür hat 
aber auch die Senkung der Baukoſten im Saar⸗ 
gebiet nicht ein derartiges Ausmaß erreicht, wie 
wir ſie in Deutſchland feſtſtellen können. Immer⸗ 
hin war zu Beginn des Jahres 1932 die Lage 


auch im Saargebiet ſo, daß für normale Miet⸗ 
wohnungen, wie ſie in früheren Jahren innerhalb 
der Stadt Saarbrücken in größerem Umfange er- 
richtet waren, aber auch für die aufwendigeren 
Eigenheime ſtädtiſchen Charakters, die neben den 
Mietwohnungen ſowohl in der Stadt Saarbrücken 
wie auch im übrigen Saargebiet einen großen 
Umfang der Bautätigkeit ausgemacht hatten, keine 
beſondere Dringlichkeit mehr vorzuliegen ſchien. 
Die Richtung, in der ſich die Bautätigkeit zur 
Deckung des dennoch vorhandenen Bedarfs be— 
wegen mußte, führte zum einfacheren, mehr länd⸗ 
lich⸗primitiven Bauen. Die Bauform mußte, da 
auch im Saargebiet die Arbeitsloſigkeit ſtärkere 
Ausmaße angenommen hatte und die nebenberuf⸗ 
lichen Betätigungsmöglichkeiten wieder in den 
Vordergrund geſchoben waren, ausſchließlich die 
des Eigenheims mit größerer Landzulage ſein. 
Freilich verhielt ſich die Oeffentlichkeit zunächſt 
dieſen Plänen gegenüber ſtark ablehnend, bis nach 
Fertigſtellung der Anlage die öffentliche Meinung 
vollſtändig umſchwenkte. Die Anwärter mit dem 
nötigen Eigenkapital drängten ſich zum Erwerb 
dieſer Siedlungen, ſodaß heute noch weitere Nach— 
frage beſteht. 

Die Siedlung umfaßt insgeſamt 72 Einfami⸗ 
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Haupttypen der Nebenberufsſiedlung in Saarbrücken. 


lienhäuſer. Als Bauherr trat die Saar⸗ 
brücker gemeinnützige ſt ä dtiſche 
Siedlungsgeſellſchaft auf. Betreuung 


und Finanzierung erfolgten durch die Rhei⸗ 
niſche Wohnungsfürſorge⸗Geſell⸗ 
ſchaft in Düſſeldorf, die ſeit Jahren in 
ſtarkem Maße auch den Wohnungsbau im Saar⸗ 


gebiet fördert. Die Bearbeitung der Typen er⸗ 
folgte unter Mitwirkung der Rheiniſchen Woh⸗ 
nungsfürſorge⸗Geſellſchaft und Beteiligung von 
Profeſſor Schmitthenner, Stuttgart, deſſen Fafa⸗ 
Bauſyſtem für einen Teil der Häuſer Verwen— 
dung fand durch die Saarbrücker gemeinnützige 
Siedlungsgeſellſchaft. Als Gelände kam ein 
früherer Exerzierplatz, der ſich im Eigentum des 
Deutſchen Reiches und der vorübergehenden Nutz— 
nießung der Regierungskommiſſion des Saar- 
gebietes befand, in Frage. Das Gelände wurde 
der Stadt übertragen, die es im Erbbau den 
ſpäteren Einzeleigentümern der Häuſer weiter- 
gab. Die Häuſer ſahen bei 268 Kubikmetern 
umbauten Raumes und einem Preis von 
17 Reichsmark je Kubikmeter einen Erſtel⸗ 
lungspreis von rd. 4550 Reichsmark vor, zu 
dem noch rd. 450 Reichsmark Nebenkoſten für 
Waſſer, Licht, Einfriedigung, Wegebau, Vermeſ⸗ 
ſung uſw. kamen, ſodaß insgeſamt rd. 5000 Reichs⸗ 
mark an Baukoſten entſtanden. Bei der Durch⸗ 
führung ſind die Koſten eingehalten. Sie 
wurden gedeckt durch eine erſtſtellige Hypothek 
von je 2500 Reichsmark, die von der Rhei⸗ 
niſchen Wohnungsfürſorge-Geſellſchaft zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wurde, und durch 2500 Reichs⸗ 
mark Eigenkapital, die von den einzelnen Be⸗ 
werbern aufgebracht wurden. 

Die Siedlung wurde zu Seiten eines ſanft ge⸗ 
ſchwungenen Straßenzuges auf einem nach Süden 
geneigten Gelände errichtet. Es kamen mit Rück⸗ 
ſicht auf die Geländegeſtaltung zwei Typen — 
der eine mit rückwärtig, der andere mit ſeitlich an⸗ 
geſchloſſenem Stall (vgl. Abb. 3) — zur Anwen⸗ 
dung, die beide faſt die gleiche Größe von unge- 
fähr 63 Quadratmeter Wohnfläche aufweiſen und 
auch ungefähr die gleichen Koſten beanſpruchten. 
Die Geländeauswahl iſt gerade unter dem Ge— 
ſichtspunkt der Eignung für gärtneriſche Nutzung 
erfolgt. Die Grundſtücksfläche beträgt bei klein⸗ 
item Ausmaß etwa 600 Quadratmeter, bei größ⸗ 
tem etwa bis 750 Quadratmeter. Pachtland, 
das noch weitere Ausdehnung der nebenberuf— 
lichen Wirtſchaft ermöglicht, ſteht in unmittel⸗ 
barer Nähe genügend zur Verfügung. Mit dem 
Bau wurde Frühjahr 1932 begonnen. Der Be⸗ 
zug der Siedlung erfolgte im Herbſt des Jahres 
1932. 

Die Belaſtung der Siedler durch Verzinſung, 
Tilgung und ſonſtige Abgaben beträgt ungerechnet 
der Verzinſung des Eigenkapitals etwa 20 Reichs- 
mark im Monat. Die Siedler ſetzen ſich aus den 
verſchiedenſten Volkskreiſen zuſammen. Sie ſind 
faſt ausſchließlich Handwerker. Da auch die ört⸗ 
lichen Vorausſetzungen des Geländes für eine 
planvolle gartenmäßige Bewirtſchaftung auf 
Grundſtücken wie angrenzendem Pachtland gut 
ſind, iſt zu hoffen, daß die Siedlungen eine aus⸗ 
reichende Grundlage zur Selbſtverſorgung der 
der Siedlerfamilien bilden werden. D. 
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Der Amſiedlungsprozeß in ſeinem Einfluß auf den Stadtorganismus 
unter beſonderer Berückſichtigung des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirks. 
Von Regierungsbaumeiſter a. D. Dr.-Ing. Richter, Dortmund. 


Die Notwendigkeit der Umſiedlung iſt allgemein 
erſt erkannt worden, als die Zahl der Erwerbs 
fähigen, die in den Städten keine Tätigkeit mehr 
fanden, kataſtrophale Formen annahm. Neben 
der Ausſiedlung handelt es ſich darum, eine Am⸗ 
ſiedlung in den Städten durchzuführen. Die 
Städtebauer haben immer wieder ſeit Jahren 
darauf hingewieſen, daß eine Aenderung der 
Wohnform aus hygieniſchen, ſozialen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen notwendig iſt. Ich möchte die 
wirtſchaftlichen Erwägungen hier durch konkrete 
Zahlen beſonders erhärten, da ſie in der heutigen 
Notzeit am ſtärkſten einleuchten und intereſſante 
Schlüſſe auf die Umgeſtaltung des Stadtorganis⸗ 
mus im Sinne einer Verbilligung des Haushaltes 
der Städte zulaſſen. 

Nach dem ſtatiſtiſchen Jahrbuch deutſcher Städte 
betrugen im Jahre 1929 die ordentlichen Aus⸗ 
gaben der Städte über 50 000 bis 100 000 Ein⸗ 
wohner je Kopf der Bevölkerung im Mittel: 

A. Allgemeine Verwaltung (auch Fi⸗ 
nanz⸗ u. Steuerverwaltung, Po⸗ 


lizei, Unaufteilbare s RM 22,— 
B. Wohlfahrt und Geſundheit .. „ 40,.— 
O. Schulen, Bildung, Theater. „ 37,.— 


D. Bauverwaltung, Hochbau, Tief⸗ 
bau (auch Verkehrs- und allge⸗ 


meine Wirtſchafts förderung). „ 12,.— 
E. Beſondere Einrichtungen (Kana⸗ 

liſation, Müllabfuhr, Straßen⸗ 

reinigung u. Beleuchtung, Parks, 

Friede „ 1,— 


Auf Grund beſonderer Umfragen in Weſtfalen 
und Rheinland betrugen im Jahre 1929 die 
ordentlichen Ausgaben für Städte und Landge⸗ 
meinden von 5—10 000 Einwohnern in Gebieten 
mit gemiſchter landpirtſchaftlicher und induſtrieller 
Wirtſchaftsgrundlage je Kopf der Bevölkerung: 


A ea aaa ee rel RM 20,— 
B. ram Wera ro ie fer N air „ 6.— 
G. M ee 
D. u, n ef re: % 11 


Danach betrugen alſo die ordentlichen Ausgaben 
der Städte über 50 000 bis 100 000 Einwohner im 
Mittel 130,— RM, denen 80,— RM einſchließ⸗ 
lich der Abgaben für den übergeordneten Kom⸗ 
munalverband bei Städten und Landgemeinden 
bis 10 000 Einwohner gegenüberſtehen. Würde 
ſich alſo z. B. ein Wirtſchaftsgebiet wie der Kreis 
Mörs, der ähnliche Entwicklungsmöglichkeiten hat 
wie die auf der Oſtſeite des Rheins gegenüber⸗ 
liegende Großſtadt Duisburg, in dieſer maſſierten 
Großſtadtform entwickeln, ſo würden die ordent⸗ 
lichen Ausgaben des ſo entſtehenden Kommunal⸗ 
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gebildes denen der Großſtadt entſprechen. Der 
Duisburger Etat belief ſich im Jahre 1927 auf 
50 Millionen Mark. Würde ſich demgegenüber 
der Kreis Mörs am Endpunkt ſeiner Entwicklung 
nur aus Kleingemeinden zuſammenſetzen, ſo wür⸗ 
den die Geſamtausgaben dieſer Gemeinden ein- 
ſchließlich der Ausgaben für den übergeordneten 
Kommunalverband mit etwa 25 Millionen Mark 
angenommen werden können. Es tritt hier die 
Bedeutung des Großkreiſes auch für die Wirtſchaft 
hervor, wobei zu bemerken iſt, daß weder die 
Zandfreis= noch die Stadtverfaſſung den Anforde- 
rungen eines ſolchen Kommunalgebildes gerecht 
wird. 


Man erkennt an der Gegenüberſtellung wie 
wichtig die Siedlungsform iſt, wenn die Möglich⸗ 
keit beſteht, den Bedarf der öffentlichen Verwal— 
tung bei dem dezentraliſiert aufgebauten Gebiet 
auf die Hälfte der Ausgaben einer wirtſchaftlich 
ähnlich gelagerten, maſſierten Großſtadt abzuſtel⸗ 
len. Der außerordentlich große Unterſchied in den 
Koſten iſt zunächſt im weſentlichen auf einen ge— 
ringeren Aufwand im Siedlungsaufbau der klei⸗ 
nen Siedlungskerne gegenüber der Form der 
Maſſenkonzentration zurückzuführen. Die weit⸗ 
räumige Bebauung, der dünnere Verkehr uſw. er⸗ 
fordert ein weit geringeres Maß an hygieniſchen 
Einrichtungen, Spiel⸗ und Sportplätzen, Grün⸗ 
anlagen ſowie Straßenausbau als die maſſierte 
Siedlung. Der Hauptunterſchied liegt jedoch in 
den Ausgaben für Wohlfahrt und Geſundheit. 
Neuere Erhebungen Anfang 1932, alſo nachdem 
das flache Land in ſtärkſtem Maße von der Ar⸗ 
beitsloſigkeit miterfaßt worden iſt, haben ergeben, 
daß die entſprechenden vergleichbaren Zahlen für 
Großſtädte RM 60,— und für das induſtriell 
durchſetzte flache Land RM 20, — je Kopf der 
Bevölkerung und Jahr betragen. Es zeigte ſich 
hier die beſondere Bedeutung der weitgehenden 
Selbſtverſorgung der Bevölkerung durch Garten⸗ 
bau und Kleintierhaltung, wodurch nicht nur ein 
Verdienſtausfall, ſondern auch die ſeeliſch zerrüt⸗ 
tende Wirkung der Erwerbslofigfeit gemildert 
wird. 

Die Mehraufwendungen der Großſtadt für 
Schulen, Bildung und Theater entſprechen dem 
größeren Einflußgebiet einer Großſtadt, kommen 
alſo dem flachen Land zum großen Teil zugute. 
In der ſtarken Konzentration von kurturellen, 
ſozialen und geſchäftlichen Einrichtungen wird ein 
beſonderes Entwicklungsmoment der Bevölkerung 
erblickt, das zu Gunſten der Großſtadtform ange⸗ 
führt wird. Es handelt ſich hier nicht darum, zu⸗ 
gunſten der Form Großſtadt oder Großkreis zu 
entſcheiden. Wir wollen nur feſtſtellen, daß wir 


in der weiteſtgehenden Anwendung der weiträus 
migen Flachbauweiſe für alle Bevölkerungsſchich⸗ 
ten ein Mittel haben, ſowohl den Forderungen 
nach Verbilligung wie auch Verbeſſerung des 
Stadtaufbaues nachzukommen. Dieſe Bebauungs- 
art muß bis in das Innere des Stadtgebietes vor⸗ 
getrieben werden und hier, durchzogen von Pro— 
menadenwegen, den Charakter von Grün⸗ 
erholungsanlagen erhalten. Die Bodenpreisges 
ſtaltung in den Städten verweiſt dabei den Woh- 
nungsbau der Begüterten zwangsläufig auf die 
inneren Gebiete. Dies liegt auch durchaus im 
Sinne einer geſunden Stadtentwicklung, da die 
koſtſpieligen Promenadenſtraßen ſowie all die 
Verſorgungsanlagen, wie Gas, Elektrizität, Waſ⸗ 
ſer und Kanaliſation ſowohl aus dem Innern der 
Stadt vorgetrieben werden, als auch nur von zah— 
lungskräftigen Kreiſen getragen werden können. 
Demgegenüber werden die Kleinſiedlungen in die 
Außengebiet gedrängt und wir können voll und 
ganz die billige Aufſchließung ländlicher Bau- 
weiſe, alſo gegebenenfalls ohne Verſorgung mit 
Gas, Waſſer und Kanaliſation erfahren. Dem⸗ 
gemäß liegt alſo die ſtädtiſche Aufſchließung im 
Innern ſinngemäß auf den zahlungskräftigeren 
Schultern. In dem mit der allgemeineren Ans 
wendung der Flachbauweiſe verbundenen gerin⸗ 
geren Bedarf an Erholungsanlagen, Spielplätzen 
u. dergl. liegt eine weſentliche Verbilligung des 
Stadtaufbaues. Es wäre reizvoll zu unterſuchen, 
wie weit der Abbruch von Stadtteilen und Neu- 
aufbau durch Verbilligung des Haushaltes finan⸗ 
ziert werden könnte. Soviel ſteht jedenfalls feſt, 
daß durch grundlegende Umgeſtaltung unſerer 
Städte und ganzer Wirtſchaftsgebiete der Wirt⸗ 
ſchaft Rieſenſummen erhalten bleiben können. 


Im geſamtdeutſchen Rahmen geſehen, wiſſen 
wir, daß es ſich darum handelt, für 3 Millionen 
erwerbsfähiger Menſchen neue Erwerbsmöglich⸗ 
keiten zu ſuchen. Was kann davon die Landwirt- 
ſchaft aufnehmen? Bei weiteſtgehender Auftei⸗ 
lung unwirtſchaftlicher Großbetriebe und Heran⸗ 
ziehung allen kultivierungsfähigen Oedlandes iſt 
nach Berechnung der Sachverſtändigen die Errich⸗ 
tung von höchſtens 300 000 bäuerlichen, ſich ſelbſt 
erhaltenden Neuſtellen möglich. Wenn wir weiter⸗ 
hin etwa die Hälfte der ausländiſchen Einfuhr an 
Produkten des Obſt⸗ und Gartenbaues, ſowie der 
Kleintierhaltung, die 1930 etwa 2 Milliarden RM 
betrug, im Inland erzeugen würden, ſo könnten 
etwa 200 000 Exiſtenzen auf kombinierten Klein⸗ 
tier⸗ u. Gartenſtellen von 6—10 Morgen Größe 
ihren Erwerb finden. Es ergibt ſich jo eine Ge— 
ſamtaufnahmefähigkeit der Landwirtſchaft von 
etwa % Million Erwerbsfähigen. Wie gering die 
Aufnahmefähigkeit der Provinz Weſtfalen iſt, er⸗ 
gibt ſich daraus, daß die Zahl der jährlich aus dem 
Landanfall größerer Güter entſtehenden bäuer⸗ 
lichen Stellen etwa 70 beträgt und das geſamte 
kultivierungsfähige Oedland nur rund 100 000 
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Morgen umfaßt, alſo etwa für 3000 Bauernſtellen 
ausreicht.“) Wir ſtehen daher vor der zwingenden 
Notwendigkeit, auch lebenskräftigere Großbetriebe 
und vor allem Forſten in weitgehendem Maße für 
die Schaffung neuer Exiſtenzen heranzuziehen. 

So gering indeſſen die Zahl derer iſt, die bei 
dem vorhandenen Landvorrat untergebracht wer⸗ 
den können, ſo hoch erſcheint das zur Errichtung 
der Betriebe erforderliche Kapital. Rechnen wir 
zur Errichtung der gärtneriſchen als auch der 
bäuerlichen Betriebe nur mit 10000 RM Ge⸗ 
ſamtkoſten, anſtelle der bisher aufgewendeten 
20 000, — bis 30 000,—, jo erfordern eine halbe 
Million Neuſtellen bereits 5 Milliarden Mark 
Kapital. Zum Vergleich mag angeführt werden, 
daß in Deutſchland für den Wohnungsbau nach 
der Inflation von 1924—1930 rund 18 Milliarden 
Mark aufgewandt worden ſind. Rund 2 Millio- 
nen Wohnungen ſind in der Nachkriegszeit in 
Deutſchland erbaut worden, denen nur 50—60 000 
bäuerliche Neuſtellen und in Preußen 55 000 
Landarbeiterſtellen gegenüberſtehen. Heute wiſſen 
wir, daß das Kapital hätte umgekehrt geleitet 
werden müſſen. Das Beſchämende an dieſer Feſt⸗ 
ſtellung iſt, daß Fachleute des Siedlungsweſens 
ſeit Jahren den Siedlungsaufbau des Landes 
als das nationale Gegenwartsproblem bezeichnet 
haben. 

Das notwendige Kapital und das verfügbare 
Land einerſeits und die beſondere Eignung zur 
landwirtſchaftlichen Tätigkeit andererſeits werden, 
allgemein geſehen, zur Folge haben, daß nur ein 
Teil der Erwerbsloſen zu dieſer Berufstätigkeit 
übergehen kann. Es muß für Millionen 
Menſchen eine Uebergangsform ge⸗ 
funden werden, die auf Nebenerwerb 
orientiert iſt und aucheinen Ausbau 
zu landwirtſchaftlichem oder gärt⸗ 
neriſchem Betrieb ermöglicht. Es tritt 
hier die Bedeutung des flachen Landes für die 
Siedlung hervor. Man wird dieſe Stellen vor⸗ 
zugsweiſe dort anſetzen, wo die Möglichkeit ihres 
Ausbaues zu landwirtſchaftlichen oder gärtneri⸗ 
ſchen Vollbetrieben günſtig iſt. Da dieſe Stellen 
anfänglich jedenfalls auf Nebenerwerb angewieſen 
ſind, wird man ſie im übrigen in induſtriell durch⸗ 
ſetzten Bezirken beſonders zu fördern haben. Für 
das rheiniſch⸗weſtfäliſche Induſtriegebiet kommt 
hierfür vor allem das nördliche Randgebiet in 
Frage. Die ungeheure Ausſiedlungsnotwendigkeit 
dieſes Gebietes geht aus folgender Ueberlegung 
hervor. 

Nach der Volkszählung 1925 wurden im Ver⸗ 
bandsgebiet des Siedlungsverbandes Ruhr⸗ 
kohlenbezirk gezählt rd. 1 100 000 Erwerbstätige 
in Induſtrie und Handwerk, darunter Bergbau 


*) Siehe Dr. Richter: „Der freie Platz für die Sied⸗ 
lung in Weſtfalen“, in Bruck: Kolonialgebiete des 
rhein.⸗weſtf. Induſtriereviers, Wirtſchafts⸗ u. Sozial⸗ 
wiſſenſchaftl. Verlag, Münſter i. W 


400 000, andere Induſtrie 700 000. Mangels Zäh⸗ 
lung im Jahre 1914 ſoll angenommen werden, daß 
ſich dieſe Zahl mit der von 1914 deckt, da die Be⸗ 
völkerung ebenfalls die gleiche iſt und eine Struf- 
turänderung bis 1925 nicht beſteht. Infolge der 
Rationaliſierung und Maſchiniſierung der Be 
triebe wird der Arbeiterbedarf für Bergbau auf 
70% und der übrigen Induſtrie auf 60% geſchätzt. 
Danach würde eine Vorkriegsproduktion einen 
Arbeiterbedarf von 280 000 Bergarbeitern und 
420.000 ſonſtigen Induſtriearbeitern, insgeſamt 
700 000 Induſtriearbeitern erfordern. Dieſe Zahl 
ſtimmt etwa mit der gegenwärtigen Beſchäfti⸗ 
gungszahl Anfang 1933 überein. Hiermit könnte 
alſo die Vorkriegsproduktion geleiſtet werden. Da 
aber nur ein Bruchteil der Vorkriegsproduktion 
erzeugt wird, erſieht man, daß bereits eine ſtarke 
Ueberſetzung der Betriebe bzw. eine erhebliche Ar⸗ 
beitsſtreckung vorhanden iſt. Die Wirtſchaft rech⸗ 
net allgemein damit, daß auch bei normalen Welt⸗ 
wirtſchaftsverhältniſſen nur ein Teil der Vor⸗ 
kriegsproduktion wieder erreicht werden könnte. 
Bei rationeller Ausnutzung der Betriebe wird da⸗ 
her auch die jetzt beſchäftigte Arbeiterzahl nur bei 
Arbeitszeitverkürzung aufrecht erhalten werden 
tönnen. Die rd. 400 000 Induſtriearbeiter, die 
gegenwärtig im Verbandsgebiet arbeitslos ſind, 
werden alſo auf lange Zeit hinaus im weſentlichen 
nicht wieder in den induſtriellen Produktionspro⸗ 
zeß eingegliedert werden können. Die Ausſied⸗ 
lung von einem Viertel der gegenwärtigen Bevöl⸗ 
ae ſteht damit im Vordergrund der Sied⸗ 
ungspolitik des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induftrie- 
gebietes. Man wird alſo auf Jahre him 
1 Bezirken Neben⸗ 
ſchränkt Siedlerſtellen uneinge⸗ 
89 7 en können, ohne Ge⸗ 
zu laufen, eine Fehlmaßnahme 
getroffen zu haben 
Bene i zu dieſer Ausſiedlungsfrage iſt die 
für die 700 000 Induſtriearbeiter, mit 


denen wir für lange Zeit im rheiniſch-weſtfäliſchen 
Induſtriegebiet glauben rechnen zu können, ein 
Problem, das weitmöglichſt im Bezirk ſelbſt gelöſt 
werden muß. Als Idealzuſtand ſoll für alle In⸗ 
duſtriearbeiter grundſätzlich der Ernährungsrück⸗ 
halt an einem Garten angeſtrebt werden. Ber: 
gleichbares Material über das Vorhandenſein von 
Kleingärten, Pachtgärten, Hausgärten, eigenen 
Kotten uſw. liegen für das Ruhrgebiet nicht vor. 
Es ſoll daher mit Durchſchnittswerten gerechnet 
werden. Brauchbare Anterlagen beſtehen z. B. 
für die Stadt Eſſen. Die Verhältniſſe in Eſſen 
können als typiſch angeſehen werden, ſodaß ihrer 
Anwendung auf das Geſamtgebiet keine weſent⸗ 
lichen Bedenken entgegenſtehen. Auf das geſamte 
Verbandsgebiet mit 4200000 Einwohnern ange⸗ 
wandt, würde das bedeuten, daß im allgemeinen 
Durchſchnitt auf 1000 der Bevölkerung 175 Gärten 
notwendig, aber nur 125 vorhanden ſind, ſodaß 
noch weitere 50 Gärten je 1000 Einwohner geſchaf⸗ 
fen werden müßten, um das Endziel, die geſamte 
induſtrielle Bevölkerung mit Gärten zu verſorgen, 
zu erreichen. Das ergäbe für das geſamte Ver⸗ 
bandsgebiet die Beſchaffung von 220 000 Gärten. 

Dieſe Schätzung würde aber vorausſetzen, daß 
die Bevölkerungsgröße im Verbandsgebiet be— 
ſtehen bliebe. Ich habe aber oben die Annahme 
vertreten, daß 400 000 Induſtriearbeiter auf lange 
Zeit hinaus im Bezirk überzählig ſind und mit 
einer mindeſtens vorübergehenden Bevölkerungs⸗ 
verminderung von einem Viertel der Bevölke- 
rung gerechnet werden müſſe. Da die 400 000 In⸗ 
duſtriearbeiter etwa ein Drittel der Induſtrie⸗ 
arbeiter überhaupt umfaſſen, dürfte der oben er⸗ 
rechnete Bedarf von 50 Gärten entſprechend zu 
reduzieren ſein, ſodaß praktiſch für abſehbare Zeit 
die Deckung des Bedarfs der Induſtriebevölkerung 
an Gärten die Beſchaffung von 30 Gärten je 1000 
Einwohner erforderlich machen würde. Für die 
Stadtkreiſe des Verbandsgebietes ergäbe das die 
folgende Bedarfsdeckung: 


Einwohner- 
Zahl 
1929 


Stadtkreiſe 


217102 
80 969 
57 169 

537 891 
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13. Mülheim 
14. Oberhauſen 
15. Recklinghauſen 
16. Wanne⸗Eickel 
17. Wattenſcheid. 
18. Witten 


Flächen 


Erforderliche 

Geländefläche 

bei 1000 qm 
Grundſtücksgröße 


Bedarf an Gärten 
für Induſtrie⸗ 


Größe 
bevölkerung 
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Da die Verbindung von Garten mit Wohnung 
in der Stadtrandſiedlung ihren zweckmäßigſten 
Ausdruck findet, geben dieſe Zahlen Anhaltspunkte 
für den Flächenbedarf von Stadtrandſiedlungen. 
Der ſich ergebende Flächenbedarf wird als ein 
Minimum angeſehen werden müſſen. Es wird 
ſich empfehlen, bei den Planungen auf weitere 
Sicht mit dem größeren Flächenbedarf der letzten 
Spalte zu rechnen. Sollte der Beſchäftigungsgrad 
für Induſtriearbeiter etwa weiter abſinken, dann 
wird die Ueberführung der Gartenſtellen zur Er⸗ 
zielung voller Familiennahrung aus dem Boden 
durch Vorhandenſein von überſchüſſigen Flächen 
auch im Bezirk erleichtert. Bei der Bodenpreis⸗ 
geſtaltung in den Stadtgebieten wird dieſe Sied- 
lungsform für die Induſtriearbeiter zwangsläufig 
an die Peripherie der Städte gedrängt werden. 
Bei den knappen Bodenflächen im Innern des Be- 
zirks wird eine Grundſtücksgröße von 1000 qm als 
Höchſtmaß bezeichnet werden müſſen, während man 
in den Randgebieten des Bezirks den Gedanken 
der weitergehenden Selbſtverſorgung ſtärker her= 
vortreten laſſen ſollte, indem hier die Siedlungen 
von vornherein mit größerer Landzulage von 
durchweg zwei bis vier Morgen verſehen werden 
und jo den Charakter von Selbſtverſorgerheim⸗ 
ſtätten erhalten. 

Ein ebenſo bedeutſames wie ſchwieriges Pro⸗ 
blem wirft die Frage auf, was mit den Maſſen⸗ 
miethäuſern geſchehen ſoll, die frei werden müſſen, 
wenn der oben begründete Abzug oder Abgang 
von einem Viertel der jetzigen Bevölkerung im 
Laufe der Zeit verwirklicht und die Induſtrie⸗ 
bevölkerung in der erſtrebten kriſenfeſteren Form 
angeſiedelt worden iſt, oder die Bewohner infolge 
der billigeren Wohnweiſe in die Stadtrandſied⸗ 
lungen abwandern. In dem Maße, in dem es 
gelingt, billiges Grabeland zur Verfügung zu 
ſtellen, wird die Abwanderung aus den Maſſen⸗ 
mietwohnungen eine mehr oder minder ſtarke 
Form annehmen. Man muß ſich aber darüber 
klar ſein, daß die alten Maſſenmietquartiere im 
Innern der Städte aus Mangel an geeignetem 
Grabeland nur ſchwer ſaniert werden können. 
Man wird alſo gut tun, hier eine radikale Um= 
formung ganzer Viertel frühzeitig in die Wege zu 


leiten, um hier nicht Elendsquartiere ſchlimmſten 
Ausmaßes entſtehen zu laſſen. 

Die notwendige Umformung der Städte wird 
hervorragend gefördert durch die großen Um- und 
Eingemeindungen im rheiniſch-weſtfäliſchen In⸗ 
duſtriegebiet. Die Verfügung über abgerundete 
Wirtſchaftsgebiete, über die engere Intereſſen⸗ 
ſphäre, ermöglicht erſt den Grundſtock der wirt⸗ 
ſchaftlichen und kulturellen Entfaltung, nämlich 
einen geſunden Siedlungsaufbau. Maßgebend für 
die Beurteilung des Erfolges der Staatsaktion in 
den Jahren 1928 und 1929 iſt nicht die augenblick⸗ 
liche konjunkturbedingte finanzielle Belaſtung der 
Städte aus dem Gebietszuſammenſchluß, ſondern 
die Tatſache, daß nunmehr unendlich viele Hem— 
mungen, insbeſondere verwaltungstechniſcher Art, 
ausgeräumt find, die einer geſunden Gtadtgeital- 
tung entgegenſtanden. Dieſe Tatſache war wichtig 
für die wachſende Stadt, ſie iſt aber geradezu Vor⸗ 
ausſetzung für die notwendige Umformung. 

Gehen wir aber nun an die Verwirklichung der 
vor uns liegenden Aufgaben, ſo erkennen wir, daß 
der Boden zu tragbaren Preiſen nicht zu erhalten 
iſt. Die Städte geben für ihren Grund 
ſtücks beſitz phantaſtiſche Summen an, 
um die Schulden laſt weniger kraß in 
Erſcheinung treten zu laſſen. Sie 
realiſieren ihn deshalb nicht, das 
Kartengebäude des eingebildeten 
Wertes würde dann ja ſofort zu⸗ 
ſammenbrechen. Welche Kurzſichtigkeit! 
Würde doch die Siedlung an Arbeit und Stadt⸗ 
verbilligung vielfach wiedergeben, was an Grund⸗ 
ſtückswerten gegebenenfalls geopfert werden ſollte. 
Auch der große induſtrielle Beſitz iſt eingefroren 
und kommt nur, dem Zwange weichend, tropfen⸗ 
weiſe auf den Markt. Kein Wunder daher, wenn 
nunmehr gleich nach den erſten ſchüchternen Sied⸗ 
lungsanfängen, die Spekulation ſich bereits des 
Stadtrandgebietes bemächtigt hat und überall von 
Bodenmangel geredet wird. Damit kommt man 
eben nicht weiter. Die Vorausſetzung für 
eine umfaſſende Maſſenhilfe iſt ein 
den neuen Forderungen der Um- und 
Ausſiedlung Rechnung tragendes 
Bodengeſetz. 


Grenzen und Möglichkeiten der Nebenberufsſiedlung 
im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirk. 
Im Auftrage der, Stiftung zur Förderung von Bauforſchungen“ beim Neichsarbeitsminiſterium, Berlin 
Von Willy Brachvogel, Berlin-Friedenau. 


Die Vorausſetzungen und die Grundlagen 
der Siedlung in Rheinland und Weit- 
falen unterſcheiden ſich von denen anderer 
Landesteile. Das ſtatiſtiſche Reichsamt hatte 
kürzlich über die geſamte Siedlungstätigkeit 
im Deutſchen Reich bis zum Jahre 1931 


Ergebniſſe veröffentlicht, aus denen hervor⸗ 
geht, daß gegenüber anderen Landesteilen der 
Anteil der großen Güter über 100 Hektar in Weſt⸗ 
falen 1929/0 von 40,1 v. H. auf 3,4 v. H. und 
in der Rheinprovinz von 69,5 v. H. auf 27,2 v. H. 
zurückging! Desgleichen betrug der Zugang 
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an Neu jiedlerjtellen (1931 insgeſamt 9000 Stel⸗ 
ler im Deutſchen Reich) in Weſtfalen 164 und in 
der Rheinprovinz 36 gegenüber 7914 in Preußen. 
Bei den Anlieger ſiedlungen ſtieg die Zahl 
derſelben in Weſtfalen von 29 (1930) auf 120 
(1931), in der Rheinprovinz dagegen ging die 
Zahl der Anliegerſiedlungen von 86 (1930) auf 41 
(1931) zurück; gegenüber 9677 in Preußen. An⸗ 
dererſeits find im rhein⸗weſtfäl. Induſtriebezirl 
I un die höchſten Kaufpreiſe gezahlt 
2857 1 nämlich für Güter über 100 Hektar 
er in der Rheinprovinz und 2547 RM in 
eitfalen und für Güter unter 100 Hektar 3981 
11 4215 La ai und 3033 RM in Weſt⸗ 
’ r einem Durchſchnittspreis von 
etwa 950 RM (1930) über wur und von 
etwa 1350 RM (1930) unter 100 Hektar. 


Aus dieſen Angaben geht deutlich die Ei t 
Des rhein.⸗weſtfäliſchen ner 
Wie wir im „wirtſchaftlichen“ Teil noch ſehen wer⸗ 
den, bereitet die Umſiedlung der zeitlich oder dau⸗ 
ernd aus ihrer bisherigen Tätigkeit heraus⸗ 
gedrängten Arbeitsloſen mit ihren Familien 
große Schwierigkeiten und die Möglichkeit, dieſen 
Arbeitsloſen eine Exiſtenz zu ſchaffen iſt ehr be: 
ſchränkt. Trotzdem befinden fi) beſonders in 
Weſtfalen große landwirtſchaftliche Flächen, die 
einem nicht unbeträchtlichen Teil Erwerbsloſer in 
Da DM 1 0 5 Neben⸗ 

Ss un ollſiedl i i i 
a ſiedlung eine kriſenfeſtere 


Arbeitsmarktpolitiſche Verhältniſſe. 


Staat und Kommune machen di 5 E 
ſtrengungen, einen Teil em 
loſenheeres durch Arbeitsbeſchaffungsprogramme 
wieder dem Produktionspreß zuzuführen. Im be⸗ 
ſonderen Maße glaubt man durch Um⸗ und An- 
ſiedlung Erwerbsloſer die Arbeitsloſigkeit nach 
und nach zu verringern. Als vor Jahren der 
Siedlungsgedanke als maßgebender Faktor der 
Arbeitsbeſchaffung in der Oeffentlichkeit ſtärker 
in die Erſcheinung trat und die erſten praktiſchen 
Verſuche dieſer Art unternommen wurden, mußte 
man bald feſtſtellen, daß manche Vorſchläge und 
Pläne der Am⸗ und Anſiedlung noch ſehr reform⸗ 
bedürftig waren. Nachdem die Hemmungen, die 
ſich der Siedlungstätigkeit anfangs entgegenſtell⸗ 
ten, faſt reſtlos beſeitigt wurden, iſt man in der 
Lage, heute auf Grund der gemachten Erfahrun⸗ 
gen klarer den ganzen Aufbau der verſchiedenen 
Siedlungsarten zu überſehen und Fehlleitungen 
zu vermeiden. 


Im rhein.⸗weſtfäl. Induſtriebezirk haben wir 
neben einer großen Zahl von Erwerbstätigen in 
Induſtrie und Handwerk auch ſolche, die überwie⸗ 
gend in der Landwirtſchaft beſchäftigt ſind. Nach⸗ 
ſtehend einige Zahlen: 
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Bezirk 


Ruhrgebiee 
Märk. Kleineiſen⸗ und 

Metallwaren 
Siegerländer Erzbergb. 
Minden ⸗VNavensberger 
Münſterl. Textil 
Weſtfäl. Landwirtſchaft⸗ 

licher Bezirk 


930 000 
274 000 


157 000 
450 000 


Im Ruhrgebiet kann natürlich nur ein 
kleiner Teil von den 260 000 Arbeitsloſen wieder 
in den Produktionsprozeß eingeſchaltet werden. 
Auch bei weitgehender Arbeitszeitverkürzung rech—⸗ 
net man mit einer Zahl von etwa 100 000 dau⸗ 
ernd Erwerbsloſen, die nach Möglichkeit aus⸗ 
zuſiedeln ſind, und die vor allem die Arbeits⸗ 
loſen umfaſſen ſollen, die im Bezirk noch nicht 
heimiſch und noch in irgendeiner Fühlung mit 
ihrem Herkunftsort ſtehen. Aehnlich liegen die 
Verhältniſſe im Märkiſchen Kleineiſen⸗ 
und Metallwareninduſtriebezirk mit 
65 000 und im Siegerländer Bezirk mit 
23 000 Arbeitsloſen. Dagegen iſt der Minden⸗ 
Ravensberger Bezirk trotz ſeiner 60 000 
Erwerbsloſen günſtiger daran als die vorher⸗ 
gehenden Bezirke, da die Wohlfahrtsun⸗ 
terſtützung für dieſe nur gering iſt, 
weil die Erwerbsloſen ſo weiträumig geſiedelt 
ſind, daß ſie einen ſtarken Rückhalt am Gartenbau 
und Kleinviehhaltung haben. Die im Münſter⸗ 
länder Textilbezirk vorhandenen 15 000 
Arbeitsſuchenden, die nur ½ der Erwerbstätigen 
ausmachen, finden in den Textilbetrieben die 
beſte zuſätzliche Arbeitsleiſtung, daher iſt hier ein 
weitgehender Ausgleich des Arbeitsmarktes in ſich 
gegeben. Selbſtverſtändlich hat der Weſt⸗ 
fäliſche Landwirtſchaftliche Bezirk 
mit feinen 36 000 Arbeitsſuchenden, d. h. gleich 
½% der Erwerbstätigen, die geringſte Arbeits⸗ 
loſigkeit; unter den 44 v. H. in der Landwirtſchaft 
Beſchäftigten befinden ſich über die Hälfte mit⸗ 
helfende Familienmitglieder. 

Der Arbeitsdienſt hat im Induſtriebezirk 
gleichfalls die Kultivierungs⸗ und Siedlungstätig⸗ 
keit gefördert. So ſind im Emsland ſeit 
Kriegsende insgeſamt 30 000 Hektar Moor- und 
Heideflächen unter Kultur gebracht. Anderſeits 
iſt mit dem freiwilligen Arbeitsdienſt und er⸗ 
werbsloſen Notſtandsarbeitern der Bau eines 
Entwäſſerungskanals des ſogenannten Walchu⸗ 
mer Schlootes im Januar 1932 in Angriff 
genommen worden. Ferner iſt durch Einſchaltung 
des Arbeitsdienſtes vom Kulturamt Papenburg 
i. W. ein größeres Gebiet ſiedlungsreif gemacht 
worden, d. h. 2822 Hektar (% Oedland und % 
Kulturland) ſind wirtſchaftlich aufgeſchloſſen wor⸗ 
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den. Erforderlich waren hier 94 300 m Wege 
und zur Regulierung der Waſſerverhältniſſe 
zwecks Beſchaffung der erforderlichen Vorflut für 
die Flächen 49 000 m Entwäſſerungszüge. 


Aus Berichten und Vorträgen einſichtiger Be: 
urteiler und Kenner des Induſtriebezirks geht 
hervor, daß die Zahl der für immer aus dem 
Produktionsprozeß ausgeſtoßenen Arbeitsloſen 
200 bis 250 000 Arbeiter beträgt, zu denen noch 
die Zahl der Familienangehörigen hinzu kommt. 
Bei Konjunkturbelebungen dürften kleine Ver⸗ 
ſchiebungen nach der Richtung zum beſſeren ein⸗ 
treten. Aber der Zug zur techniſchen Rationali⸗ 
ſierung, nicht bloß aus Selbſtzweckgründen, ſon⸗ 
dern infolge von Kapitalarmut, wird auf längere 
Zeit hinaus überall mehr maſchinelle und weniger 
menſchliche Arbeit bevorzugen. 


Verkehrstechniſche Verhältniſſe. 


Auf die verkehrstechniſche Entwicklung werden 
Städte mit genügendem Bodenvorrat und eigener 
Siedlungspolitik bei ſteigender Bevölkerungszahl 
auch über ihre rein hoheitsmäßigen Befugniſſe 
hinaus Einfluß nehmen, um die Wirtſchaftlichkeit 
ihrer Verkehrsunternehmungen zu ſichern. Das 
dürfte insbeſondere für die Erſchließung neuer 
Stadtteile gelten, die in vielen Fällen Hand in 
Hand mit der ſtädtebaulichen Entwicklung gehen 
kann, wenn die eben erwähnten Vorausſetzungen 
gegeben ſind. Bei dieſer Gelegenheit muß aber 
daran erinnert werden, daß die noch vor Jahren 
teils überſchwenglichen, teils phantaſievollen Ent⸗ 
würfe einer neuzeitlich erträumten monumentalen 
Stadtgeſtaltung ſeit einiger Zeit verſtaubt in den 
Schränken der Stadtverwaltungen liegen und 
vorläufig evtl. nie wieder in Arbeit genommen 
werden. In Anbetracht dieſer Umjtände hat vor 
einiger Zeit Dr. Robert Schmidt, Eſſen, einige 
ſehr intereſſante Ausführungen über „Die Kriſe 
im Städtebau“) gemacht, in denen er in einem 
Rückblick der letzten 30 Jahre zu dem Ergebnis 
kommt, daß es richtig war, unſere Stadterwei⸗ 
terungen gegenüber dem vorher üblichen, dichtge⸗ 
drängten Mietskaſernenſyſtem, unter Anwendung 
der herabſtufenden Bauordnungen und ſyſtema⸗ 
tiſch angelegten Freiflächen ausgelüftet zu haben. 
Falſch dagegen war die Konzentration des Ka⸗ 
pitals in einzelne den Amerikanern nachgeahm⸗ 
ten mächtigen Bauten und anderſeits den Maſſen⸗ 
andrang der Minderbemittelten zu den Städten 
in Mietskaſernen unterzubringen. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen: Kapitalkonzentration an falſcher Stelle 
und an Objekten von Scheinwerten, falſche Vertei⸗ 
lung und Unterbringung der Menſchenmaſſen nur 
in Städten, und zweckmäßige Anordnung von 
Freiflächen und Wohnflächen geben Merkzeichen 


1) Deutſche Bauzeitung, Berlin, Nr. 38, 1932. 
S. 741. 
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für den zukünftigen Aufbau im Siedlungsweſen 
in Deutſchland. Da die ſtädtebaulichen Aufgaben 
heute immer mehr in den Hintergrund treten, 
muß dafür die Landesplanung eingreifen und die 
Umſiedlung des deutſchen Volkes in geſunde Bah- 
nen lenken. 

Infolgedeſſen hat die Landesplanung die 
wichtige Aufgabe, bei Anlagen von Verkehrs- 
mitteln dafür zu ſorgen, daß nicht nur die wirt⸗ 
ſchaftlichen Erſparniſſe bzw. Ausnutzungsmöglich⸗ 
keiten, ſondern auch im beſonderen Maße die 
ſtädtebaulichen Anordnungen berückſichtigt werden. 
Bei planmäßiger Einflußnahme auf die Selbſt⸗ 
verwaltung iſt dies dort ohne Schwierigkeiten 
durchführbar, wo die Verkehrsmittel, vor allem 
die Straßenbahn, der Stadt oder Gemeinde unter⸗ 
ſtehen oder deren Aktien der Kommune überwie⸗ 
gend oder ganz gehören. Sind dagegen die Ver⸗ 
kehrsunternehmen auf private Geſellſchaften ver⸗ 
teilt, ſo ſtoßen die Forderungen des Städtebaues 
bzw. der Landesplanung oft auf große Hinder⸗ 
niſſe. Im rhein.⸗weſtfäl. Induſtrie⸗ 
bezirk ſind dieſe Schwierigkeiten nicht gering. 
Ingenieur Dr. Schröder hat ſie im einzelnen 
in ſeiner Schrift (S. 64) „Rentabilitätsfragen der 
rhein.⸗weſtfäl. Straßenbahn“ behandelt. Da der⸗ 
artige Forſchungen und Unterſuchungen auf die⸗ 
ſer Grundlage in Verbindung mit dem Siedlungs⸗ 
weſen bisher noch nicht vorgenommen waren, 
dürften einzelne Anregungen und Vorſchläge des 
Verfaſſers auf Grund ſeiner Forſchungsarbeit für 
die Bauwirtſchaft von Intereſſe ſein und Beach— 
tung finden. 

Kein Bezirk in Deutſchland dürfte ſo mannig⸗ 
fache und vielſeitige Wirtſchaftsbeziehungen wie 
das rhein.⸗weſtfäl. Induſtriegebiet 
haben. Aehnlich wie Berlin und Hamburg er⸗ 
ſtrecken ſich natürlich auch hier die Verkehrs⸗ 
beziehungen über die kommunalen Grenzen. Wäh- 
rend aber in dieſen beiden Großſtädten für alle 
Verkehrsſtrecken ein einziger Hauptträger vorhan⸗ 
den iſt, befinden ſich im Induſtriebezirk 20 ver⸗ 
ſchiedene Geſellſchaften. Die Folge iſt, daß die 
Fahrgäſte, die von einem Stadtgebiet in das an⸗ 
dere wollen, die Wagen verſchiedener Geſellſchaf— 
ten benutzen müſſen und daher die Fahrt ver- 
teuert wird. Wenn auch ſchon im Induſtrie⸗ 
bezirk im Laufe der letzten Jahre eine Beſſerung 
eingetreten iſt, indem Gemeinſchaftsſtrecken ein⸗ 
gerichtet worden find und Uebergangstarife ge⸗ 
ſchaffen wurden, ſo iſt die Einzelfahrt gegenüber 
anderen Städten immer noch zu teuer. 

Im Induſtriebezirk haben wir ſtädtiſche Stra⸗ 
ßenbahnen und Ueberlandbahnen. Rentabel ſind 
nach Angaben von Dr. Schröder?) nur wenige 
Straßenbahnen. Bei allen Straßenbahnen be⸗ 
trugen durchſchnittlich die Betriebsausgaben 77 


) A. a. O. S. 86/90. 


v. H., der Kapitaldienſt 11 v. H. und die jähr⸗ 
lichen Rücklagen 12 v. H. der Geſamtausgaben. 
Von beſonderer Bedeutung ſind für die Sied⸗ 
lungen die Tarife. Einheitstarife, wie wir ſie 
in anderen Großſtädten haben, gibt es im Ins 
duſtriebezirk nicht, da die örtlichen Verhältniſſe, 
infolge der nicht geſchloſſenen Bauweiſe aller in 
Frage kommenden Kommunalgebiete, aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen einen ſolchen nicht zulaſſen. 
Alle Bahnen weiſen einen Teilſtrecken⸗ 
tarif teils mit, teils ohne Staffelung auf. Jede 
Straßenbahn hat ein großes Intereſſe daran, 
einen beſtimmten Stamm von Fahrgäſten zu be⸗ 
ſitzen, womit ſie täglich rechnen können. Einen 
ſolchen Stamm kann ſie aber nur erreichen, wenn 
ſie denſelben Vergünſtigungstarife zubilligt und 
bejonders den Siedlern weitgehend entgegen⸗ 
kommt. Bewohner, die am Rande der Großſtädte 
ſich angeſiedelt haben, brauchen für den täglichen 
Weg zur Arbeitsſtelle unbedingt die Straßenbahn, 
falls andere Verkehrsmittel nicht vorhanden ſind. 
Die Meinungen über die Tarifpolitik der Ver⸗ 
kehrsunternehmen werden ſtets auseinandergehen, 
da jede Großſtadt eine andere Wirtſchaftsſtruktur 
und Siedlungsart hat. So wird unter anderem 
der Teilſtreckentarif ſelbſt von Fachleuten unter 
Berückſichtigung der ſozialen und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe der Siedler als nachteilig bezeich⸗ 
net’). Danach erſtrebt der moderne Städtebau 
für die Großſtadt eine Gliederung, die im Stadt- 
innern die Geſchäftsſtadt, um ſie herumgelagert 
die Gartenſtadt und in weiterem Abſtand die mo⸗ 
derne Wohnſtadt mit ausgeprägtem Siedlungs⸗ 
charakter vorſieht. Dieſes Ziel kann aber nur er⸗ 
reicht werden, wenn auch die Straßenbahn durch 
günſtige Tarife den Siedlungsgedanken fördert. 
Die Entwicklung der Mieten für Neubau- und 
Siedlungswohnungen hat vielfach für die arbei⸗ 
tenden Schichten der Bevölkerung die Grenzen des 
Tragfähigen überſchritten. Wenn zu den großen 
Aufwendungen der Siedlungs- und Neubaumieter 
auch noch erhöhte Fahrpreiſe treten, ſo beſteht die 
Gefahr, daß die dringend notwendige Abwande⸗ 
rung aus den Steinmauern der Innenſtadt in die 
gartenreichen Gebiete der Siedlungsſtadt immer 
mehr abgeſchnitten wird. 
Volkswirtſchaftlich geſehen, ſind lange 
Arbeitswege ein großer Mißſtand. Setzt ſich dieſer 
Mißſtand aus dem Produkt der beiden Faktoren 
Zeit für den Arbeitsweg und Preis 
für die Fahrt zuſammen, ſo iſt feſtzuſtellen, 
daß die Zeit auf Grund des techniſchen Betriebs⸗ 
ſtandes der Gegenwart in ihrer Größe wirtſchaft⸗ 
lich feſtliegt. Soll alſo eine Minderung der in 
obigem Produkt ausgedrückten Schwierigkeiten 
herbeigeführt werden, ſo iſt es in erſter Linie 
beim Faktor Fahrkoſten möglich. Nur billige Ta⸗ 


) Handbuch der er Ben Verlag „Cou⸗ 


a Berlin 1932. S. 521/52 
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rife ermöglichen der Bevölkerung die wirtſchaft⸗ 
liche Ausnutzung der Verkehrsmittel. 

Infolge dieſer ſich hier ergebenden Gegenſätze 
wurden alle möglichen Vorſchläge und Verſuche 
unternommen, um den Wünſchen der Siedler ent⸗ 
gegenzukommen und ferner die entſtehenden Ver⸗ 
luſte für das Verkehrsunternehmen tragbar zu ge⸗ 
ſtalten. Die von maßgebenden und fachmänniſchen 
Kreiſen des Induſtriebezirks gemachten Vorſchläge 
ſollen nachſtehend kurz wiedergegeben werden, da 
ſie die ureigenſten Intereſſen der Siedler berühren 
und weiterhin auch volkswirtſchaftlich von beſon⸗ 
derer Beachtung ſind. 

Die einen machen den Vorſchlag, die Befürde- 
rung umſonſt auszuführen und die erforderlichen 
Koſten durch kommunale Staatsmittel aufzubrin⸗ 
gen“). Andere wollen die Fahrkoſten dadurch er⸗ 
ſetzen, daß dem Grundbeſitzer der durch die Auf— 
ſchließung des Geländes entſtehende Wertzuwachs 
genommen wird. Noch andere ſind dafür, den 
normalen Fahrtaufwand des Familienhauptes 
kapitaliſiert zum Preiſe des Grund und Bodens 
zu ſchlagen und damit als gemeinſame Laſt auf 
alle Anweſensbeſitzer zu verteilen, wobei auch die 
mit regelmäßigen Fahrtbezugsrechten nicht auszu⸗ 
ſtattenden Grundbeſitzer (ortsanſäſſige Gewerbe— 
treibende, Vergnügungsſtätten uſw.) entſprechend 
mit herangezogen werden ſollen. Dem kleinen 
Wohnungsbeſitzer wird dabei ein großer Teil der 
Fahrkoſten, die gerade für ihn eine überſchwing⸗ 
liche Laſt ſein würde, abgenommen, während der 
wohlhabende Bewohner der Gartenſtadt, der über 
einen ausgedehnten Grundbeſitz verfügt, ſich den 
Vorteil häufiger und raſcher Zugverbindungen 
ſichert, die durch die Anſiedlung breiter Maſſen 
von Koloniſten erſt möglich gemacht werdens). 
Ferner wird heute ſeitens der Privat-Induſtrie 
dadurch ein Ausweg geſchaffen, und eine unmit⸗ 
telbare Bezuſchuſſung der Verkehrsunternehmen 
herbeigeführt, indem in den Außenbezirken woh- 
nenden Arbeitern ſoziale Zuſchüſſe zum Arbeits⸗ 
lohn gezahlt werden. Einzelne Firmen des In⸗ 
duſtriebezirks gewähren bereits derartige Zu⸗ 
ſchüſſe, die bewirken, daß hierdurch den Arbeitern 
die Benutzung der Straßenbahn ermöglicht, dem 
Verkehrsunternehmen ſelbſt ein gewiſſer Stamm 
von Fahrgäſten geſichert wird und nicht zuletzt 
eine Steigerung der Arbeitskraft indirekt der In⸗ 
duſtrie zugute kommt. 

Das Ergebnis dieſer Vorſchläge iſt ſchließlich, 
die Differenz zwiſchen der privatwirtſchaftlich er⸗ 
forderlichen und ſozial gerechtfertigten Höhe des 
Tarifs dem aufzubürden, der den größten Vor⸗ 
teil von der Straßenbahn hat. Jedoch darf hier⸗ 
bei nicht außer acht gelaſſen werden, daß dieſe 


) Gen. Dir. Schwab een und Verkehr“ in 
„Verkehrstechnik“. 1928. S. 9 


5) 11 „Die RER, eine Ver⸗ 
kehrsfrage“. S. 57. 
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Vorſchläge in die Tat umgeſetzt, nicht den Erfolg 
haben werden, den man ſich davon verſpricht. Da⸗ 
zu kommt, daß der Wirtſchaft wie der Kommune 
in der heutigen Wirtſchaftskriſe ohne Gegenlei— 
tung neue Laſten und Opfer nicht zugemutet wer⸗ 
den können. 

Dagegen ſcheint folgender Vorſchlag diskutabel 
und Erfolg verjprehend: Bei Planung 
einer Außenſiedlung kauft die Kom⸗ 
mune die in Frage kommenden 
Grundſtücke auf, zumal der Kaufpreis, da 
es ſich faſt ausſchließlich um Ackerland oder der- 
gleichen handelt, erſchwinglich iſt. Daß dieſer 
Weg bereits mit Erfolg beſchritten worden iſt, 
lehrt uns das Beiſpiel in Düſſeldorfe): Vor 
Jahren bildete ſich in Düſſeldorf unter Beteili- 
gung der Stadt eine Geſellſchaft, die ſpätere 
Rheiniſche Bahngeſellſchaft, die ſich 
zur Aufgabe geſetzt hatte, das linksrheiniſche 
Düſſeldorf⸗Oberkaſſel durch eine Rheinbrücke ſowie 
eine Straßenbahn mit der Altſtadt zu verbinden. 
Ganz Oberkaſſel war damals noch Ackerland und 
wurde daher zum großen Teil zu dem verhältnis⸗ 
mäßig niedrigen Preis von 1 RM je Quadrat⸗ 
meter angekauft. Nachdem man dann gutes Bau— 
land geſchaffen hatte und die Brücke einſchließlich 
einer Straßenbahnverbindung für mehrere Mil⸗ 
lionen RM fertiggeitellt war, wurden die Bau- 
grundſtücke für etwa 20 RM je Quadratmeter 
an Intereſſenten wieder verkauft. Durch den 
Ueberſchuß war es möglich, alle erforderlichen An— 
lagen wie Brücke, Straßenbahn uſw. zu finan⸗ 
zieren und noch einen bedeutennde Ueberſchuß zu 
erzielen. Solange ſich dieſe Bodenvorratswirt⸗ 
ſchaft in vertretbaren Grenzen hält, iſt ſie ein 
nützliches Mittel für die Finanzierung der Ver⸗ 
kehrsanlagen. 

Arbeitsſtätten und Siedlung dürfen nach dieſen 
Ausführungen nicht zu weit voneinander entfernt 
liegen. Außerdem muß in ſtädtebaulicher Hinſicht 
darauf Rückſicht genommen werden, daß Form 
und Lage der Siedlung und ihre Verteilung im 
Stadtkörper einer ſonſtigen Entwicklung der Stadt 
nicht hinderlich ſind; die Entwicklung unſerer 
Städte muß auf alle Fälle elaſtiſch bleiben! 


Wirtſchaftlich gerechtfertigte Siedlungsformen. 


Im Ruhrgebiet werden nur wenige Arbeitsloſe 
für die landwirtſchaftliche Umſiedlung in Frage 
kommen; ein geringer Teil wird ſich in der 
Kleintiergartenſiedlung unterbringen 
laſſen. Da landwirtſchaftliche Flächen im engeren 
Induſtriebezirk nur beſchränkt zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, alſo die Erwerbsloſen in der Nähe 
der Arbeitsſtätten nicht untergebracht werden 


) Band 4 der „Forſchungsſtelle f. Siedlungs⸗ und 
5 a. d. Univerſität Münſter i. W.“ 
. 138. 
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können, ſo iſt man nur auf Bauland angewieſen, 
das jedoch infolge der hohen Preiſe vorläufig für 
die Siedlungsform ausſcheidet. Infolgedeſſen 
kommen nur die Randgebiete in Betracht und da 
genügend Wohnraum vorhanden iſt, wäre die 
Abgabe von Grabeland noch die einzige Mög⸗ 
lichkeit. Jedenfalls wird die Stadtrand- 
ſiedlung im Ruhrgebiet für die Zukunft ab- 
gelehnt! Nach einer amtlichen Statiſtik be⸗ 
trug bis Dezember 1932 die Anzahl der Stadt- 
randſiedlungen (Kleinſiedlerſtellen) im ganzen 
Deutſchen Reich 26 086. Hiervon hatte Preußen 
16 252 Stellen und von dieſen wieder der rhei n.⸗ 
weſtfäl. Induſtriebezirk 5434 Stadt⸗ 
randſiedlungen. Hiernach hat alſo Rheinland und 
Weſtfalen ein Drittel ſämtlicher Stadtrandſied⸗ 
lungen in Preußen aufzuweiſen. Die Stadt- 
randſiedlung verringert aller⸗ 
dings die Zahl der Arbeitsloſen 
nicht. Infolgedeſſen kommt für die 
Entlaſt ung des Arbeitsmarktes der 
Nebenerwerbsſiedlung erhöhte Be- 
deutung zu, die ſich aber bisher im 
Ruhrbezirk noch nicht recht durch- 
ſetzen konnte. 

Auch im Märkiſchen Bezirk muß die Ausſied⸗ 
lung gefördert werden, da hier für die Siedlungs⸗ 
tätigkeit bei ſterbender Induſtrie und ſchwierigen 
Produktionsverhältniſſen ſehr ſchlechte Ausſichten 
beſtehen. Etwas günſtiger liegen die Verhältniſſe 
im Siegerländer Bezirk. Die Arbeiter verrichten 
vorläufig neben ihrer induſtriellen Berufstätig⸗ 
keit noch Landwirtſchaft und deswegen muß dieſe 
Siedlungsform beibehalten und gefördert werden, 
um jo den Uebergang in die bäuerliche Be- 
triebsform zu erleichtern. Zuſatzſtellen kommen 
hier infolge des zunehmenden Niedergangs der 
Induſtrie kaum in Frage. Im Minden⸗Ravens⸗ 
berger Bezirk ſind die Siedlungsmöglichkeiten ſehr 
ausſichtsreich, jedoch können neue Bauernwirtſchaf⸗ 
ten bei dem herrſchenden Kleinbeſitz und dem 
Fehlen von Oedland kaum gegründet werden. Anz: 
dererſeits iſt hier die Verkehrslage ſo ſchlecht, daß 
Neuſiedlungen unter ſehr ſchwierigen Berhält- 
niſſen errichtet werden müſſen und demzufolge 
die Nebenerwerbsſiedlung hier beſſere 
Ausſichten hat. Was nun den Münſterländiſchen 
Textilbezirk anbelangt, jo ſind hier alle Vor⸗ 
ausſetzungen für eine kleinſiedleriſche 
Tätigkeit gegeben. Die Nebenerwerbs⸗ 
möglichkeiten in der Induſtrie ſind hier günſtiger 
als in den anderen Bezirken, jo daß die all- 
gemeine Schaffung von 2—4 Morgen großen 
Zuſatzſtellen unbedingt Förderung verdient. Die 
hier vorhandenen landwirtſchaftlichen Familien- 
betriebe ſtoßen ſtändig freie Arbeitskräfte in 
großen Maſſen ab, ſo daß es unbedingt nötig 
iſt, dieſe beſtändigen Kräfte ſeßhaft zu machen, 
d. h. Nebenerwerbsſiedlungen mit 
Beſchäftigung in der Induſtrie. Außer den 


25 000 Hektar Großbetrieben weiſt dieſer Bezirk 
noch 8000 Hektar Oedland auf. Angeſichts der 
großen landwirtſchaftlichen Betriebe und großer 
Flächen Oedlands iſt der Münſterländiſche Bezirk 
aufnahmefähig für dauernd Erwerbsloſe aus an⸗ 
deren Bezirken, weil hier Neuſtellen und bejon= 
ders Kleintiergarten-Vollſiedlun⸗ 
gen begünſtigt werden können. Gute Siedlungs⸗ 
möglichkeiten beſitzt der Weſtfäliſche Landwirt- 
ſchaftsbezirk infolge ſeiner großen Zahl von land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben und ſeines großen Pro⸗ 
zentſatzes helfender Familienmitglieder. Hier fin⸗ 
det in der jetzigen Kriſe immer eine Anſammlung 
von Arbeitskräften ſtatt, die bisher in induſtriel⸗ 
len Betrieben untergebracht werden konnten. Um 
dieſe Kräfte ſeßhaft zu machen iſt es nötig, daß im 
Norden und Süden dieſes Bezirkes klein⸗ 
bäuerliche Anſiedlungen vorgenommen wer⸗ 
den. Dieſe beiden Teile des Bezirks eignen ſich 
beſonders für Anſiedlungen, da ſich hier etwa 
6000 Hektar bzw. 5000 Hektar Oedland befinden. 


Im erhein.⸗weſtfäl. Induſtriebezirk 
liegt alſo hiernach das Schwergewicht der Fünfti- 
gen Siedlungstätigkeit in den induſtriell 
durchſetzten ländlichen Bezirken. Für 
eine Umjiedlung in zuſammengefaßter Form feh⸗ 
len überall im ganzen Induſtriebezirk die Vor⸗ 
ausſetzungen, daher tritt der Einzelſiedler 
um ſo ſtärker hervor. In bezug auf die ſtädte⸗ 
baulichen Forderungen ſei in dieſem Zuſammen⸗ 
hang an den bekannten Leitſatz erinnert: „Die Zu⸗ 
kunft des Städtebaues liegt hinter uns, vor uns 
der Dorfbau.“ Neue Siedlungsformen brauchen 
wir nicht. Sorgen wir für Weiterentwicklung 
der Zellen, d. h. der kleinen und kleinſten Ort⸗ 
ſchaften des flachen Landes in ihrer organiſchen 
Eigenart und ländlichen Weſenheit. 


Von allen wirtſchaftlichen Fragen der Siedlung 
iſt bisher in der Oeffentlichkeit der Umlegung 
wenig Beachtung geſchenkt worden. Vielleicht aus 
dem Grunde, weil die Umlegung keine rein ſied⸗ 
leriſche Tätigkeit, ſondern eine Vorarbeit zur 
Siedlung darſtellt, indem ſie die Vorausſetzung 
für jede Siedlungsform und Siedlungsmöglichkeit 
ſchafft. Die Umlegung iſt aber eine ſehr wichtige 
Vorarbeit des geſamten Siedlungsweſens und 
daher von weittragender Bedeutung. Aeber die 
Umlegung und ihre volkswirtſchaftliche Bedeutung 
hat vor einiger Zeit Landeskulturdirektor Kö⸗ 
nig, Münſter'), an Hand von Forſchungsergeb⸗ 
niſſen eingehende Ausführungen gemacht. Die 
Bedeutung der Umlegung kann man nicht beſſer 
kennzeichnen, als es der Oberpräſident Fuchs der 
Rheinprovinz mit folgenden Worten getan hat: 
„Die Zuſammenlegung (Umlegung) iſt die Vor⸗ 
ausſetzung für eine wirtſchaftliche Bearbeitung 


?) Band 7 der „Forſchungsſtelle“, S. 67, über „Am⸗ 
legung, Meliorationen und Siedlung in Weſtfalen“. 
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des Mittel- und Kleinbetriebes, der ohne Zuſam⸗ 
menlegung garnicht mehr beſtehen kann, ſowie die 
unerläßliche Vorbedingung für Bodenverbeſſerun⸗ 
gen jeglicher Art.“ 

Unter Umlegung verſteht man folgendes: Die 
vermengt liegenden oder unwirtſchaftlich geſtalte⸗ 
ten Grundſtücke verſchiedener Eigentümer einer 
ganzen Feldmark zuſammenzulegen und gleich— 
zeitig ein zweckmäßiges Wege- und Grabennetz zu 
ſchaffen. Es fehlt hier leider der Raum, um län- 
gere Erläuterungen über die in Weſtfalen ge— 
machten Erfahrungen zu bringen. Bemerkt ſei 
nur, daß die durch die Umlegung hervorgerufene 
Steigerung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Roherträge in allen weſtlichen Pro- 
vinzen laut amtlichen Ermittlungen etwa 25—45 
v. H. und nach Angaben des Landeskulturamts⸗ 
Präſidenten Bartenſtein in Merſeburg durch⸗ 
ſchnittlich 33% v. H. beträgt. Die Umlegung iſt 
aber auch in bevölkerungspolitiſcher 
Hinſicht wichtig, indem nämlich die bäuerliche 
Wirtſchaft gefeſtigt und vermehrt wird und ar⸗ 
beitsmarktpolitiſch eine nicht unerhebliche Zahl 
Erwerbsloſer beſchäftigt wird. Die langjährigen 
Erfahrungen der Landeskulturbehörden haben ge⸗ 
lehrt, daß auf je 1000 Hektar ausgeführte Am⸗ 
legung etwa 20 000 Tageswerke an Lohnarbeit 
entfallen. 


Zu den dringlichſten Fragen der Siedlung und 
gleichzeitig zu den wirtſchaftlich erfolgreichſten ge— 
hört ferner im Induſtriebezirk die Kultivie⸗ 
rung des Oedlandes. Da hierüber Erfah— 
rungen und Forſchungsergebniſſe vorliegen, jo ſol⸗ 
len einige Angaben mitgeteilt werden. Beſonders 
intereſſiert uns hier das 


„Emsland, als Kolonialland des deutſchen 
MWeitens“s). 


Die geographiſche Lage Emslands iſt folgende: 
Emsland liegt nördlich an der weſtfäl.-hannover⸗ 
ſchen Provinzialgrenze, erſtreckt ſich im Norden bis 
Papenburg / Leer und wird weſtlich von der hol⸗ 
ländiſch⸗deutſchen Staatsgrenze abgeſchloſſen. 


Emsland iſt das ausgeſprochene 
landwirtſchaftliche Siedlungsland 
des deutſchen Weſtens. Es liegt gewiſſer⸗ 
maßen vor den Toren des rhein.-weſtfäl. Indus 
ſtriebezirks und iſt infolgedeſſen dazu berufen, den 
Vermittler zwiſchen Induſtrie und Landwirtſchaft 
zu ſpielen, d. h. der im Emsland angeſiedelte, 
gegenwärtig dauernd erwerbsloſe Induſtriearbei⸗ 
ter wird zum Abnehmer der von ihm benötigten 
induſtriellen Erzeugniſſe, und anderſeits findet er 
in der durch dieſe Leiſtungen kaufkräftig gemach⸗ 


8) A. a. O. S. 130 u. f. „Emsland — das Siedlungs⸗ 
land des deutſchen Weſtens“ von Reg.-Präſident Dr. 
Sonnenſchein, Osnabrück. 
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ten Induſtrie wiederum wachſende Abſatzmöglich— 
keiten für ſeine landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe. 
Emsland erſtreckt ſich über 392 000 Hektar, wovon 
noch über etwa 150 000 Hektar — 38,9 v. H. der 
Geſamtfläche unkultivierte Heide und 
Moor ſind. Außerdem beträgt in dieſem Be⸗ 
zirk die Bevölkerungsdichte nur 43,61 
Einwohner auf 1 Quadratkilometer, gegenüber 
69,18 im Reg.⸗Bez. Osnabrück, zu dem Emsland 
gehört, und 133,1 im Deutſchen Reich. Der Kreis 
Hümmling im Emsland iſt mit 26,39 ſogar 
der gering beſiedelſte Kreis in ganz 
Preußen. Emsland iſt demnach im wahren Sinne 
des Wortes das Kolonialland des deutſchen We— 
ſtens, was ſchon daraus hervorgeht, daß z. B. 
der Oſten, das Vorbild des deutſchen Siedlungs⸗ 
landes, dreimal dichter bevölkert iſt als der 
Kreis Hümmling! 


Die Verkehrswege im Emsland ſind ſehr ſchlecht. 
Noch heute gibt es 112 Gemeinden oder größere 
Ortſchaften, die keine feſten Straßen, ſondern nur 
grundloſe Sandwege haben. Dazu kommt, daß in⸗ 
folge Fehlens guter Wege und Straßen der Ab- 
ſatz der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe ſehr 
ſchwer iſt. 


Aus dieſem Grunde müſſen im Emsland, um 
eine volkswirtſchaftlich ertragreiche Siedlung zu 
gewährleiſten, vor allem gute und brauchbare 
Verkehrsmöglichkeiten geſchaffen werden. In der 
Nachkriegszeit ſind im Emsland in Form der Ko⸗ 
lonieſiedlung bzw. als Anliegerſiedlung bereits 
800 Siedlungen neu gegründet worden. Bei dieſer 
Gelegenheit ſei noch auf die Finanzierung 
der Oedlandſiedlungen hingewieſen). Einem 
Oedlandſiedler iſt in den erſten Jahren die Auf⸗ 
bringung von Zinſen für die Kredite nicht mög⸗ 
lich, da mehrere Jahre vergehen, bis überhaupt 
die erſten Erträge erzielt werden. Folgende Be⸗ 
dingungen ſind daher zu erfüllen: Im 1. bis 3. 
Jahre keine Leiſtungen, im 4. bis 9. Jahre jähr⸗ 
lich 3 v. H. Zinſen und vom 10. Jahre an fort⸗ 
laufend jährlich A v. H. Zinſen und A v. H. Til⸗ 
gung bis zur Abtragung des Kapitals. Die 
Durchſchnittsleiſtung ſoll 5 v. H. im ganzen aus⸗ 
machen. Was in den erſten Jahren geſpart wird, 
iſt zum Schluſſe bei gleichbleibender Jahres⸗ 
leiſtung nachzuzahlen. 


Jedenfalls find alle vorhandenen Oedland-Län⸗ 
dereien des Emslandes kultur- und beſiedlungs⸗ 
fähig. Die noch nicht kultivierten Teile der Links⸗ 
emſiſchen Moore betragen noch 4500 Hektar, die 
der Rechtsemſiſchen Moore 10 000 Hektar. Ins⸗ 
geſamt ſoll die geſamte Oedlandfläche der Ems⸗ 
kreiſe, wie ſchon bemerkt, etwa 150 000 Hektar be⸗ 
tragen. Unter den vorhin erwähnten 800 neu 


0) A. a. O. S. 146 u. f. über „Landwirtſchaftl. Sied⸗ 
lung im Emsland“ von Dr. Schulte, Lingen. 


gegründeten ſelbſtändigen landwirtſchatflichen 
Siedlungen ſind 350 Einzelſiedlungen, die durch⸗ 
ſchnittlich eine Größe von 10—15 Hektar haben. 
Um nun die Erſtellung neuer Siedlungen zu be- 
günſtigen und gleichzeitig über die erforderlichen 
Mittel zu verfügen, wurde im Dezember 1926 die 
Siedlungsgenoſſenſchaft „Emsland“ 
e. G. m. b. H. in Lingen gegründet. Bisher wur⸗ 
den in etwa 40 Gemeinden 2600 Hektar von der 
Genoſſenſchaft erworben und in 220 Stellen auf⸗ 
geteilt und beſiedelt. Der Genoſſenſchaft gelang 
es eine Siedlerſtelle von 12—15 Hektar, die im 
Oſten bis 1930 etwa 30—35 000 RM an öffent⸗ 
lichen Mitteln erforderte, hier mit etwa 
15 000 RMzu errichten. Neuerdings hat die 
Genoſſenſchaft die Aufſchließung und Beſiedlung 
der Linksemſiſchen Moore begonnen. In dieſem 
Gebiet befindet ſich kein ordnungsmäßiger Gra⸗ 
ben, Weg oder Baum. Die Erſchließung der 
Linksemſiſchen Moore muß durch Anlage des 
Hauptverfluters, des ſogenannten Walchumer 
Schlootes erfolgen, der im Unterlauf eine 
Sohle von 5 Meter Breite erhält und die Anlage 
von Binnengräben notwendig macht, die oft eine 
Länge von 6 Kilometer und eine Sohlenbreite 
von 1 Meter erhalten müſſen, dazu kommen An⸗ 
lagen von Wegen und der Bau von beſteinten 
Straßen. Wie bereits im erſten Abſchnitt unter 
„Arbeitsmarktpolitiſche Verhältniſſe“ berichtet, 
ſind dieſe Arbeiten im Januar 1932 im freiwilli⸗ 
gen Arbeitsdienſt in Angriff genommen worden. 

Bei den hier in Frage ſtehenden neuen Sied⸗ 
lungsplänen im Emsland iſt nun die Form bzw. 
die Siedlungsart von beſonderem Intereſſe. 
Vor allem iſt ein Anterſchied zu machen, zwiſchen 
der Siedlung in der Nähe bereits vorhandener 
Ortſchaften und der Neuſiedlung in den entlege⸗ 
nen völlig öden Moorflächen. Nach Möglichkeit 
will man Vollerwerbs⸗Siedlungen 
ſchaffen, d. h. Siedlungen, die ſo ertragreich ſind, 
daß ſie einer Familie eine volle Ackernahrung ge⸗ 
währleiſten. Dazu gehört freilich, daß der Boden 
für eine Reihe von Jahren das Fortkommen der 
Siedlerfamilien ſichert und die Rücklegung von 
Erſparniſſen ermöglicht. Insbeſondere will man 
Unterſchiede in der Größe der Stellen ma⸗ 
chen, um einmal die Beſchäftigungsart der Siedler 
zu beeinfluſſen und ihrer Eignung zu landwirt⸗ 
ſchaftlicher oder gewerblicher Betätigung ent⸗ 
gegenzukommen. Aber ſelbſt den Fall geſetzt, daß 
man einen Teil der Siedler nur halbe Ackernah⸗ 
rung gibt, iſt im Emsland auch die Frage des 
Nebenerwerbs günſtig gelöſt. Nach den 
Beſtellungsarbeiten im Frühjahr bis zum ſpäten 
Herbſt iſt die Hauptkraft der Siedlerfamilie für 
andere Arbeiten frei, ſo daß Frau und Kinder 
in dieſer Zeit die obliegenden Arbeiten gut allein 
erledigen können. Während dieſes halben Jahres 
bietet ſich nun den Siedlern Gelegenheit ander⸗ 
weitiger Beſchäftigung und zwar in der He— 
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ringshochſeefiſche rei“) zu finden, die ein 
Saiſongewerbe iſt und gewöhnlich vom Juni bis 
Dezember dauert. Die Gagenverhältniſſe ſind ge⸗ 
regelt; die Arbeiter erhalten außer einem feſten 
Lohnſatz Anteil an dem Fange in dem ſogenann⸗ 
ten „Kantjegeld“. Je nach ihrer Stellung an 
Bord ſind die Verdienſte geringer und größer. 
Jedenfalls iſt beiſpielsweiſe der Verdienſt bei jün⸗ 
geren Leuten ſo ausreichend, daß ſie ſelbſt ohne 
jede Arbeit die Wintermonate gut überſtehen. 


Zuſammenfaſſung. 


Wenn ich jetzt die Ergebniſſe der arbeitsmarkt⸗ 
politiſchen, verkehrstechniſchen und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe im rhein.⸗weſtfäl. Induſtriebezirk 
kurz zuſammenfaſſe, ſo kann man daraus folgen⸗ 
den Schluß ziehen: 


Der Arbeitsmarkt wird in Rheinland und 
Weſtfalen wegen der beträchtlichen Anzahl dau⸗ 
ernder Erwerbsloſer, die infolge des Darnieder⸗ 
liegens des Bergbaues und anderer eiſenſchaffen⸗ 
den Induſtrien auch noch berufslos geworden 
ſind, in den nächſten Jahrzehnten kaum merklich 
entlaſtet werden. Selbſt die Um- bzw. Anſiedlung 
ſtößt gerade hier auf große Schwierigkeiten, ſo 
daß arbeitsmarktpolitiſch die Verhältniſſe in 
Rheinland und Weſtfalen ſehr ungünſtig liegen. 

Verkehrstechniſch und ſtädtebaulich iſt 
die Lage im rhein.⸗weſtfäl. Induſtriebezirk gleich⸗ 
falls ſehr ſchwierig. Um einmal den berechtigten 
Forderungen der Siedler in bezug auf billige Ta⸗ 
rife und beſſere Verbindungen von und zur Sied⸗ 
lung und anderſeits um den berechtigten jtädte- 
baulichen Forderungen nachzukommen, dazu ge— 
hört, daß die Siedlungsbewegung be⸗ 
hördlich früher als bisher erfaßt 
werden muß. Die vorzeitige Beſitznahme von 
Land, das Siedlungszwecken dienen ſoll, hat den 
weiteren Vorteil, die Preisgeſtaltung von 
Grund und Boden günſtig zu beeinfluſſen. Die 
Gemeinde muß das in ihren Beſitz übergegangene 


0) A. a. O. ©. 157 „Anregungen für die Siedlung 


im Emsland“ von Dr. Lübbers, Emden. 


Rohland im rechten Augenblick und in billiger 
Form erſchließen !). 

Sachverſtändige des Enquete-Ausſchuſſes wie 
Dr. Schmidt, Siedlungsverband Ruhrkohlen⸗ 
bezirk, Eſſen, Dr. Rappaport, Erſter Beige⸗ 
ordneter, Eſſen, u. a. hatten bereits 1931 in ihrem 
Bericht darauf hingewieſen, daß es vor allem auf 
die angemeſſene Erſchließ ung des Geländes 
ankommt. Soweit es ſich beſonders im rhein. 
weſtfäl. Induſtriebezirk um kleinere Baugruppen 
einzelner Siedler und um eine ſehr lockere Vertei⸗ 
lung des Wohnungszuwachſes auf das ganze 
Stadtgebiet handelt, wird eine Mitwirkung der 
kommunalen Stellen beim Grundſtückshandel und 
bei der eigenen Erſchließung ſtets notwendig ſein. 

Das Für und Wider der verſchiedenen Sied⸗ 
lungsarten in den einzelnen Bezirken läßt ſich kurz 
wie folgt zuſammenfaſſen: 

Im Ruhrgebiet werden Nebener⸗ 
werbsſiedlungen empfohlen, da- 
gegen weitere Stadtrandſiedlun⸗ 
gen abgelehnt. 

Im Märkiſchen Bezirk kommt nur die 
Ausſiedlung als ſolche in Frage, während im 
Siegerländer Bezirk ebenſo wie im 
Münſterländer Bezirk die Nebenerwerbs- 
ſiedlung gute Ausſichten auf Erfolg hat und aus 
ßerdem der letztere Bezirk ſehr geeignet für Voll⸗ 
erwerbsſiedlungen iſt. der Min den-Ravens⸗ 
berger Bezirk dagegen hat nur Raum für 
Nebenerwerbsſiedlungen und ſchließlich der W e jt- 
fäliſche landwirtſchaftliche Bezirk 
eignet ſich vorzüglich für kleinbäuerliche Anſied⸗ 
lungen und Vollerwerbsſiedlungen. Als Sammel- 
becken für Aus⸗ und Anſiedlungen aller Bezirke 
des rhein.⸗weſtf. Induſtriegebietes kommt beſon⸗ 
ders „Emsland“ in Frage, das infolge ſeines 
großen Beſitzes an Oed- und Moorland und ſeiner 
günſtigen nebenerwerbslichen Beſchäftigungs⸗ 
arten die Möglichkeit für Nebenerwerbs- und 
Bollerwerbs-Giedlungen in großer Auswahl bietet. 


1) Enquete⸗Ausſchuß III „Der deutſche Wohnungs⸗ 
bau“. Verlag E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1931, 
S. 211/212, über „Die wirtſchaftl. Grundlagen des 
Wohnungsbaues im rhein.-weſtf. Induſtriegebiet.“ 


Amſchau 


Politik und Wirtſchaft 


Der Umbruch des geſamten öffentlichen Lebens 
vollzieht ſich mit derartiger Schnelligkeit und 
Folgerichtigkeit, daß es notwendig iſt, die Fülle 
von Einzelmaßnahmen in Siedlung und Wirt⸗ 
ſchaft immer wieder in die tragenden Leitgedan- 
ken der nationalſozialiſtiſchen Bewegung einzu— 
gliedern und an ihnen zu beurteilen. Am 
23. März umriß Adolf Hitler vor Annahme des 
Ermächtigungsgeſetzes das geſellſchaftliche Pro- 


gramm des nationalſozialiſtiſchen Wiederaufbaus 


folgendermaßen: 


„Das Programm des Wiederaufbaues von Volk 
und Reich ergibt ſich aus der Größe der Not un⸗ 
ſeres politiſchen, moraliſchen und wirtſchaftlichen 
Lebens. Erfüllt von der Ueberzeugung, daß dieſer 
Zuſammenbruch ſeine Urſachen im inneren Zentrum 
des Volkskörpers hat, iſt es das Ziel der Regierung 
der nationalen Revolution, diejenigen Gebrechen 
aus unſerem völkiſchen Leben zu beſeitigen, die auch 
in Zukunft jeden tatſächlichen Wiederaufſtieg ver⸗ 
hindern.“ 
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Die große Rede des Reichskanzlers am 1. Mai 
erläutert die wirtſchaftliche Seite dieſes Pro— 
gramms: 


„Wir wollen das Vertrauen ſtärken nicht nur zu 
Dir ſelbſt, deutſches Volk, nein, auch das Vertrauen 
zu Deiner Regierung ... 


Es iſt unſer unverrückbarer Entſchluß, mit der 
Einführung der Arbeitsdienſtpflicht jeden einzelnen 
Deutſchen, er mag ſein, wer er will, ob hochgeboren 
und reich oder arm, ob Sohn vom Gelehrten oder 
Sohn vom Fabrikarbeiter, einmal in ſeinem Leben 
zur Handarbeit zu führen, damit er ſie kennen⸗ 
lernt, damit auch er einſt leichter befehlen kann, 
weil er ſelbſt vorher zu gehorchen gelernt hat ... 

.. Befreiung der ſchöpferiſchen Initiative von 
den verhängnisvollen Einwirkungen majoritativer 
Beſchlüſſe, nicht nur im Parlament, nein, auch in 
der Wirtſchaft 

. . Wir werden in dieſem Jahre uns bemühen, 
die erſte Etappe auf dem Wege einer organi⸗ 
ſchen Wirtſchaftsführung zurückzulegen in der Er⸗ 
kenntnis; es gibt keinen Aufſtieg, der nicht be⸗ 
ginnt bei der Wurzel des nationalen, völkiſchen und 
wirtſchaftlichen Lebens, beim Bauer. 

Arbeitsbeſchaffung in zwei großen Gruppen: 

1. durch die Selbſthilfe des Volkes. Jeder 
Einzelne hat die Pflicht, nach ſeinem Vermögen mit- 
zuhelſen, Arbeit zu ſchaffen. 17 

2. Es wird ein großes, gewaltiges Werk in dieſem 
Jahr in Angriff genommen, mit welchem wir die 
deutſchen Bauten, die Häuſer wieder in Ord⸗ 
nung bringen werden und damit für Hundert 
und Hunderttauſende Arbeit ſchaffen werden. 

3. Weiter aber ein Rieſenprogramm, das wir 
nicht der Nachwelt überlaſſen wollen, ſondern das 
wir verwirklichen müſſen, ein Programm, das wohl 
Milliarden erfordert, das Programm unſeres 
Straßenneubaues 

. . Endlich wird ein Anlauf ſtattfinden gegen 
die Unerträglichkeit der heutigen 
Zinssätze. Wir werden auch hier den Entſchluß 
durchführen, der uns Nationalſozialiſten ſeit vielen 
Jahren eine Selbſtverſtändlichkeit iſt, und damit in 
Verbindung eine Handelspolitik durchführen, 
die uns die Stetigkeit der Produktion ſichert, ohne 
die deutſche Landwirtſchaft zu vernichten . ..“ 


Sämtliche Teile dieſes Programms ſind bereits 
in Durchführung oder Vorbereitung begriffen. 

Nach Mitteilung des Staatsſekretärs für den 
Arbeitsdienſt, Oberſt a. D. Hierl, ſoll der frei— 
willige Arbeitsdienſt ab 1. Oktober 1933 durch 
einen ſtaatlichen Arbeitsdienſt abgelöſt werden, 
der zunächſt ebenfalls noch freiwillig iſt und ein 
Arbeitsheer von 120 000 Mann umfaſſen ſoll. Die 
Arbeitsdienſtpflicht ſoll mit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1934 einſetzen, und zwar ſoll dann der Jahr⸗ 
gang herangezogen werden, der im Jahre 1934 
das 19. Lebensjahr beendet. Da es nicht möglich 
ſein wird, den ganzen Jahrgang auf einmal ein⸗ 
zuziehen, wird man je die Hälfte des Jahr⸗ 
ganges auf ein halbes Jahr zum 
Dienſt heranziehen. Dieſes Arbeitsdienſt⸗ 
heer wird vorausſichtlich 350000 Mann 
umfaſſen. In den folgenden Jahren ſollen 
die ganzen Jahrgänge geſchloſſen für ein ganzes 
Jahr eingezogen werden. Die Führer des Ar- 
beitsdienſtes ſollen nach Möglichkeit zunächſt aus 


den Reihen der bisherigen Lagerführer entnom⸗ 
men werden. Arbeiten für die Beſchäftigung 
der Arbeitsdienſtpflichtigen werden, wie Staats⸗ 
ſekretär Hierl mitteilt, in ausreichender Menge 
vorhanden ſein. Allein für Bodenverbeſſerungs⸗ 
arbeiten können auf mindeſtens 10 Jahre 800 000 
bis 900 000 Mann eingeſetzt werden. Auch bei 
den Arbeitsbeſchaffungsplänen der Reichsregie⸗ 
rung iſt die Heranziehung der Arbeitsdienſtwilli— 
gen in Ausſicht genommen. Notwendig ſei dabei 
die Schaffung einer amtlichen Stelle, die die ge⸗ 
ſamte Arbeitsbeſchaffung für den ſtaatlichen Ar— 
beitsdienſt einheitlich in die Hand nimmt. 
Liegen die Aufgaben des Arbeitsdienſtes in 
erſter Linie auf geſellſchaftlichem und ſittlichem 
Gebiet, in der Ueberwindung der vom Marxis⸗ 
mus aufgeriſſenen Gegenſätze von Stand und 
Klaſſe, ſo ſoll mit der „Befreiung der 
ſchöpferiſchen Initiative von ver⸗ 
hängnisvollen Einwirkungen majo⸗ 
ritativer Beſchlüſſe“ gleichzeitig die 
demokratiſche Verantwortungsloſigkeit durch Ver— 
ſtecken hinter anonymen Mehrheiten und die Ver: 
gewaltigung des ſchöpferiſchen Idealismus durch 
marxiſtiſche Vermaſſung überwunden werden. 
Der Weg, auf dem eine Feſtigung der ſelbſtver⸗ 
antwortlichen Individualwirtſchaften und ihrer 
Verbindung zu einem organiſchen Wirtſchaftskör⸗ 
per erreicht werden wird, geht aus der in Gang 
befindlichen Umſchmelzung der wirtſchaftlichen 
Verbände hervor. Auf die Ausſchaltung 
der Parlamente von Reich und von Län⸗ 
dern durch das Ermächtigungsgeſetz vom 25. März 
folgt das Geſetz über den vorläufigen 
Reichswirtſchaftsrat vom 5. April, deſſen 
60 Mitglieder „auf Vorſchlag der Regierung be— 
rufen werden“. Dem Führergedanken entjpre= 
chend tritt damit bei dieſer zukünftigen oberſten 
berufsſtändigen Kammer das Ernennungs- ans 
ſtelle des Wahlprinzips. Die kleine Mitgliederzahl 
wird hierbei einer Ergänzung durch hinzu— 
gezogene Sachverſtändige bedürfen. Gleichzeitig 
wird der zukünftige Vorſitzende des Reichswirt— 
ſchaftsrates Dr. Otto Wagner mit der kommiſſa— 
riſchen Leitung des Reichs verbandes der 
deutſchen Induſtrie betraut, deſſen Gleich⸗ 
ſchaltung ſich gleichfalls reibungslos vollzieht. Es 
folgen die Gleichſchaltung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufsſtände und die Gleich⸗ 
ſchaltung der Gewerkſchaften, die für den 
zukünftigen Wirtſchaftsfrieden und für die zu⸗ 
künftige Sozialpolitik von entſcheidender Bedeu⸗ 
tung ſind. „Reichsſtände des Handels 
und des Handwerks“ find in der Bildung 
begriffen. Die Problematik des ſtändigen Auf⸗ 
baus des Handwerks erhellt dabei aus einem 
Geſetzentwurf des Reichsverbandes des deutſchen 
Handwerks „zur Aenderung der Gewerbeord— 
nung“, der unter dem Eindruck des Exiſtenz⸗ 
kampfes des Handwerks den Zunftzwang und den 
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ſchon oftmals im 19. Jahrhundert geforderten 
„großen Befähigungsnachweis“ eingeführt wiſſen 
will. Vonſeiten des Baugewerbes werden hier 
Bedenken geäußert, daß kombinierte Baubetriebe 
in allen Betriebszweigen Leiter mit Meiſtertiteln 
anſtellen müſſen, und daß die notwendige Elaſti⸗ 
zität der Betriebsführung und des techniſchen 
Fortſchrittes hierbei gefährdet werden könnte. Es 
wird hier und in anderen Fällen feſter Ziel⸗ 
ſetzung bedürfen, um zwiſchen berechtigten berufs⸗ 
ſtändigen Intereſſen und zwiſchen der „Befreiung 
der ſchöpferiſchen Initiative“ auch im Handwerk 
den notwendigen Ausgleich zu finden. Auf dem 
Gebiet des Siedlungsweſens wird da⸗ 
gegen einſtweilen die Gruppierung der Siedlungs- 
verbände immer unüberſichtlicher und verworre— 
ner. Zurzeit arbeiten neben- und gegeneinander 
eine den früheren Regierungskreiſen naheſtehende 
„Reichsarbeitsgemeinſchaft für das Siedlungs⸗ 
weſen“, eine dem Architekten- und Ingenieur⸗ 
verein naheſtehende „Arbeitsgemeinſchaft für die 
Siedlung“ und eine „Reichsgemeinſchaft für deut⸗ 
ſches Siedlungsweſen“. Eine Gleichſchaltung die⸗ 
ſer Siedlerverbände ſetzt eine Gleichſchaltung der 
behördlichen Siedlungsträger voraus, die im 
Gange iſt. 

Noch tiefer in die wirtſchaftlichen Probleme 
führt die Gleichrichtung des Centralverban⸗ 
des des deutſchen Bankiergewerbes, 
deſſen Vorſitz Dr. Fiſcher von der Reichskredit⸗ 
geſellſchaft und deſſen Gleichſchaltung Dipl.-Ing. 
Daitz vom Verbindungsſtab der NSDAP. über⸗ 
nommen haben. Dr. Fiſcher erblickt in Maß⸗ 
nahmen, die auf Förderung der Kapitalbildung 
und auf Stärkung des Vertrauens hinwirken, den 
beſten Anreiz zur Wiederherſtellung des privaten 
Kredites. Dipl.⸗Ing. Daitz ſieht ergänzend in 
einer Senkung der Zinſen für Leihkapital und in 
einem höheren Ertrage des in der Wirtſchaft ar⸗ 
beitenden Kapitals die erſte Vorausſetzung einer 
wirtſchaftlichen Geſundung. Während vor dem 
Krieg der durchſchnittliche Zins des Leihkapitals 
etwa 4% und der durchſchnittliche Zins des arbei⸗ 
tenden Kapitals etwa 8% betragen habe, ſei es 
heute umgekehrt. Infolgedeſſen ſei es heute vor⸗ 
teilhafter Geld auszuleihen, als mit ihm produk⸗ 
tiv zu arbeiten. 

Durch einen neuen Geſetzentwurf über 
die Entſchuldung der Landwirtſchaft 
ſollen die Grundkreditanſtalten entſprechend anz 
ſtreben, den Zinsſatz auf 4% zu ſenken. So not⸗ 
wendig gerade in der Landwirtſchaft dieſe Zins⸗ 
ſenkung iſt, kann ſie ſich jedoch in Verbindung 
mit dem Sicherungsverfahren gegen Zwangsver⸗ 
ſteigerungen dahin auswirken, daß auch die über— 
ſchuldeten Großgüter noch länger als bisher in 
Händen ihrer Beſitzer bleiben und daß ihre Frei— 
gabe für die bäuerliche Siedlung noch mehr ein= 
geſchränkt wird. Andererſeits haben ſich die 
Kursſtände auf dem Rentenmarkt, auf dem 
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Aktienmarkt und auf dem Pfandbriefmarkt in⸗ 
folge des wachſenden Vertrauens zum national— 
ſozialiſtiſchen Staat ſeit dem 5. März ſtark ge⸗ 
beſſert. Unerſchüttert iſt im allgemeinen auch der 
Realkredit der Altwohnungen geblieben. So 
meldet die Württembergiſche Landeskreditanſtalt, 
daß die Schuldnermoral in ganzen erhalten ge— 
blieben ſei, und daß die erſtſtelligen Hypotheken 
bei Verkäufen im allgemeinen noch immer inner⸗ 
halb von 55% des Erlöſes gelegen hätten, ein 
Ergebnis, daß allerdings nicht ohne weiteres auf 
andere deutſche Landesteile verallgemeinert wer⸗ 
den kann. Fehlleitungen durch übergroße Maſ— 
ſierung von Wohnungen in Großſtädten und in 
Induſtriezentren werden offen zugegeben. Neu⸗ 
beleihungen von Wohnungen werden freilich 
nicht, wie das Inſtitut meint, unter völliger Ver⸗ 
nachläſſigung des latent objektiven Wohnungs— 
bedarfs ausſchließlich nur bei Sicherung dauern⸗ 
der Verdienſtmöglichkeit — welche Bevölkerungs— 
kreiſe haben dieſe heute überhaupt noch? — nach 
individuellem Ermeſſen der Privatbanken vor- 
genommen werden können. Hier werden ebenſo 
Mittelwege zwiſchen einer mit Recht beanſtan⸗ 
deten übergroßen planwirtſchaftlichen Zentrali⸗ 
ſierung und einer reſtloſen privatwirtſchaftlichen 
Individualiſierung der Kreditgewährung geſucht 
werden müſſen. Hält doch die Württembergiſche 
Landeskreditanſtalt ſelbſt generelle Maßnahmen 
zur wirtſchaftlichen Erhaltung des Neuhausbeſitzes 
durch Zinsermäßigung, durch Tilgungsausſetzung 
und durch Ratenzahlung für notwendig. 


Noch dringlicher wird endlich eine Löſung 
der alten Frage der 2. Hypotheken. 
Die Preußiſche Wohnungskreditanſtalt hat bisher 
eine Beleihungstätigkeit aus den Rückflüſſen der 
Hauszinsſteuerhypotheken noch nicht aufnehmen 
können. Dagegen haben Sachſen und Braun— 
ſchweig bereits mit der Durchführung des 
Richardi-Planes Ernſt gemacht, der be— 
kanntlich die Rückflüſſe der insgeſamt inveſtierten 
5,2 Milliarden Hauszinsſteuerhypotheken für die 
laufende Beſchaffung zweitſtelliger Hypotheken 
dienſtbar machen will. Beide Länder gewähren 
bis zur reichsgeſetzlichen Regelung dieſer Frage 
Bürgſchaften für zweite Hypotheken. Sachſen 
ſchafft zu dieſem Zwecke einen Sicherungsſtock in 
Höhe von ½/ der verbürgten Hypothek. Wieweit 
dieſe Maßnahme bei der jetzigen Lage des Kapi⸗ 
talmarktes von Erfolg begleitet ſind, bleibt ab⸗ 
zuwarten. 


Das wieder erwachende Vertrauen auf dem 
Geld- und Kreditmarkt dürfte auch eine erſte Vor 
ausſetzung für den privatwirtſchaft⸗ 
lichen Teil des Arbeitsbeſchaffungs-⸗ 
programms des Reichskanzlers Adolf Hitler 
ſein, nach dem es Pflicht eines jeden Einzelnen 
iſt, nach ſeinem beſten Vermögen Arbeit zu jchaf- 
fen. Zu dieſem Appell an die Selbſthilfe des 


Einzelnen treten weitere Programme ver— 
mehrter Hausreparaturen und eines 
gewaltigen Straßenneubaus. Beide 
Programme verdienen die wärmſte Unterſtützung 
und fordern zur Vermeidung von Yehlinveitie- 
rungen eine planmäßige Durchführung, die allein 
durch das dem Reichsarbeitsminiſterium anzu— 
gliedernde Arbeitsbeſchaffungsamt nicht geleiſtet 
werden kann. Hierzu bedarf es einer Verbreite— 
rung der regionalen Landesplanungen, um dafür 


zu ſorgen, daß in den Sanierungsvierteln und in 
den Baugrundſtücken an dringlich zu verbreitern⸗ 
den Verkehrsſtraßen keine oder nur notwendigſte 
Mittel für neue Reparaturen angelegt werden, 
und daß die Inveſtierungen im Straßenbau nach 
gut durchgearbeiteten regionalen Straßenplanun⸗ 
gen erfolgen, in denen die notwendigen Um- 
gehungsſtraßen und Durchbruchsſtraßen innerhalb 
der ſtädtiſchen Gemarkungen einwandfrei geklärt 
ſind. Dr. F. N. 


Veſprechungen 


Graf Vitzthum: Baugeſetz für den Freiſtaat 
Sachſen. Juriſtiſche Handbibliothek Band 326. 
Roßberg'ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig 
1932. 

Troitzſch: Baugeſetz für den Freiſtaat Sachſen. 
4. Auflage. Roßberg'ſche Verlagsbuchhand— 
lung. Leipzig 1932. 


Das Sächſiſche Baugeſetz von 1900 galt jahr⸗ 
zehntelang als muſtergültig. Die Fortſchritte im 
Bauweſen, die veränderten wirtſchaftlichen Ver— 
hältniſſe der Nachkriegszeit ſowie die Notwendig- 
keit, das Baurecht der Gemeindeordnung von 1925 
anzupaſſen, ergab den Wunſch nach einer Neu- 
reglung. Seit 1926 ſind die Arbeiten auf Ab⸗ 
änderung des Baugeſetzes im Gange, aber immer 
wieder wurde ihre Durchführung aus politiſchen 
Gründen verhindert. Nunmehr liegt in dem 
„2. Geſetz zur Aenderung des Allgemeinen Bau— 
geſetzes“ vom 20. Juli 1932 die Neureglung des 
Sächſiſchen Baurechtes vor. Das Geſetz bringt ent⸗ 
ſprechend den Anforderungen der Gegenwart zu— 
nächſt einmal Aenderungen in den Verfahrens— 
vorſchriften. Die Bebauungspläne werden nicht 
mehr vom Miniſterium, ſondern von der Kreis— 
hauptmannſchaft genehmigt. Vor allem trägt 
das Geſetz den neueſten Anforderungen der 
Städtebaukunſt Rechnung, insbeſondere ſind die 
der Geſundheit und Erholung der Bevölkerung 
dienenden Freiflächen (Park- und Gartenanlagen) 
genügend berüdjichtigt. 

Völlig neu find in dem Geſetz die Vorſchriften 
über die Flächenaufteilungspläne, ſo daß dieſer 
in der modernen Städtebaukunſt ſeit längerer 
Zeit erhobenen Forderung Rechnung getragen iſt. 
Auch den vielfach erhobenen Klagen hinſichtlich 
der Anliegerleiſtungen ſucht das neue Geſetz Rech— 
nung zu tragen. Wichtig namentlich für den 
jetzt immer mehr in den Vordergrund getretenen 
Siedlungsgedanken iſt folgendes: 

Während die Bebauungspläne vergangener 
Jahrzehnte in Verbindung mit den Bauordnun- 
gen weſentlich mit zur Einführung des Geſchoß— 
hauſes und des Maſſenmiethauſes beigetragen 
haben, indem ſie von dieſer Bauform als der 
Regel ausgingen, darf nach dem neuen Geſetz in 


ländlichen Gemeinden und in Außenbezirken der 
Gemeinden mit ſtädtiſchem Charakter die Zahl 
der Geſchoſſe nicht mehr als 2, im übrigen nicht 
mehr als 3 betragen, durch Ortsgeſetz können im 
Innern von ländlichen Gemeinden und in Orts—⸗ 
teilen mit ländlichem Charakter 3 Geſchoſſe, im 
Innern von Gemeinden mit ſtädtiſchem Charakter 
4 Geſchoſſe zugelaſſen werden. Bei Gemeinden 
mit mehr als 50 000 Einwohnern erhöht ſich die 
Höchſtzahl der Geſchoſſe auf 5, bei Großſtädten 
auf 6. Während nach dem alten Baugeſetz die 
Schaffung des Kleinhauſes und des Flachbaues 
die Ausnahme war, das Geſchoßhaus die Regel, 
iſt jetzt das Gegenteil erreicht und damit einer 
der weſentlichſten Forderungen des modernen 
Städtebaues Rechnung getragen. 

Es iſt außerordentlich dankenswert, daß der 
Verfaſſer dieſes Geſetzes ſelbſt in eingehender 
Weiſe den Kommentar zu dem Geſetz heraus⸗ 
gegeben hat. Beigefügt ſind die Ausführungs⸗ 
verordnung, die ſonſtigen einſchlägigen Geſetze 
und Beſtimmungen, die Muſterentwürfe für Orts⸗ 
geſetze und ein Sachregiſter. Der Kommentar 
lehnt ſich an die Bearbeitung des früher rühmlich 
bekannten alten Baugeſetzes von Dr. Rumpelt an. 
Auch die Nebengeſetze für das Bauweſen ſind ein— 
gehend berückſichtigt, ſodaß der Kommentar für 
alle, die ſich mit dem Bauweſen zu beſchäftigen 
haben, ein unentbehrliches Hilfsmittel darſtellen 
wird. Es iſt zu wünſchen, daß der ausgezeichnete 
Kommentar dem vom modernſten Geiſt getrage— 
nen Baugeſetz ein Wegweiſer für die Praxis wird. 

Das Baugeſetz von Troitzſch gibt lediglich 
den Geſetzestext, die Ausführungsverordnung und 
kurze Hinweiſe auf wichtige Beſtimmungen des 
Reichs- und Landesrechts. Für einfachere Bedürf⸗ 
niſſe genügt dieſe Ausgabe und wird ebenfalls ein 
dankenswertes Hilfsmittel für die Bauwirtſchaft 
ſein. Dr. M. Ruſch. 


Heinrich Hauſer: „Wetter im Oſten“, Eugen 
Diederichs Verlag, Jena 1932. 

Was kann wohl die Fachwelt und die Praxis 
der Siedlung und Wirtſchaft von dem Dichter und 
wandernden Journaliſten Heinrich Hauſer er- 
fahren? Iſt es nicht nur Wiſſen des findigen Zu⸗ 
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falls, einer Wünſchelrutenforſchung gleich, die zu 
übereilter Syntheſe verleitet? — 

Die Schrift Heinrich Hauſer's muß die Fachwelt 
intereſſieren, im Guten und im Schlechten, denn 
ſie iſt Mittlerin zwiſchen begeiſtertem Publikum 
und den Siedlungsfachleuten. Siedlung iſt aber 
Volksſache. Darum liegt es im Intereſſe der 
Praxis und der Wiſſenſchaft, ſich ſolcher Kontrolle 
der Volksauffaſſungen zu bedienen. 

Wie findet Hauſer ſeine Feſtſtel⸗ 
lungen? Vom Sattel des Rades, vom Sattel 
des Pferdes und vom Fenſter des Lokalbahnzuges 
aus erſpäht er das Weſentliche in anſcheinend 
neutralen Dingen. Er beobachtet z. B. die Poſt⸗ 
und Verkehrsverbindungen zwiſchen Königsberg 
und Berlin, und ſieht an ihren Beſonderheiten 
(bei Poſt⸗, Bahn⸗, Flug⸗ und Seedienſt) die Sym⸗ 
bole der Inſellage Oſtpreußens. Die Gasmasken 
im Fenſter des Bandagiſten verraten ihm das 
Notwehrbewußtſein des oſtpreußiſchen Volkes. 
Solche Motive ſind Hauſer's Wegweiſer zu den 
Nöten und Kraftquellen dieſes Volkes. 

Wo findet er dieſe offenbart? Er 
fährt die ſchutzloſen Grenzen entlang; dort er= 
ſcheint ihm das Land wie ein „Gefangenenlager 
hinter Stacheldraht“. Er vernimmt die Toten⸗ 
ſtille dieſer Grenzlandſchaft und die Angſt in ihr. 
Er erlebt in ihr nach, wie, notgeboren, das wehr- 
haft nationale Leben im ganzen Lande wach und 
bewußt wurde. Die unweigerliche Folgerung all 
dieſer Erlebniſſe: für dieſes Land gibt es nur eine 
Rettung: die Siedlung! 

Wie findet Hauſer dieſe Rettung 
vorbereitet? Nach ſeiner Meinung falſch 
und unzulänglich. Er will dieſe Feſtſtellung nicht 
leichtfertig machen. Er fragt den Profeſſor, den 
Siedlerberater, die Treuhandſtelle. Er erkundigt 
ſich beim Landarbeiter, beim Bauern, beim Guts⸗ 
beſitzer, beim Siedler und erfährt in der Haupt⸗ 
ſache zwei Fehlerquellen: Bürokratiſierung und 
individueller Geſchäftsſinn vieler Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften. Selbſt die Antworten der Gemeinnützi⸗ 
gen provinziellen Siedlungsgeſellſchaft, der Oſt— 
preußiſchen Landgeſellſchaft, die „Wert darauf 
legte, ihre Stellung genau zu präziſieren“, dienen 
ihm dazu, die von ihm gefundenen Fehlerquellen 
zu belegen. Er fragt u. a.: 

Warum ſind die Siedlerſtellen jo teuer? Er er- 
fährt, daß es Kunden gäbe mit 10- oder 15 000 
RM Bargeld. Dieſe wollen „beiten Boden“ und 
„maſſive, wohl eingerichtete Bauten“. 

Warum ſtockt die Siedlung gerade jetzt? Das 
iſt leicht zu jagen. Seit der Einführung des Siche- 
rungsverfahrens iſt das Landangebot tatſächlich 
auf den 10. Teil zurückgegangen. Herrn Hauſer 
kommt es nicht ganz mit Unrecht merkwürdig vor, 
daß nicht etwa lebensunfähige, devaſtierte Güter 
geſiedelt werden, ſondern lebensfähiger Groß— 
grundbeſitz, Muſterwirtſchaften. Wenn überſchul⸗ 
dete Güter geſiedelt werden, dann muß das Land 
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zu teuer verkauft werden. „Sie ſiedeln, um der 
Bank, die ihnen naheſteht, den Wert der Hypo= 
theken zu erhalten“ (S. 119). 

Herr Hauſer irrt zwar in vielen fachlichen Din: 
gen. Im einzelnen ergibt ſich dies aus der Gtel- 
lungnahme der Oſtpreußiſchen Landgeſellſchaft im 
Archiv für innere Koloniſation 1932 S. 521525 
zu dem in der Zeitſchrift „Die Tat“ abgedruckten 
Teil des vorliegenden Werkes. In den grund— 
legenden volkswirtſchaftlichen Fragen ſieht Hauſer 
aber, intuitiv erfaſſend, ebenſo klar, wie er das 
Volk und ſeine Not und die daraus zu erklärende 
Volkspſyche erkennt. Darum iſt das Buch nicht 
nur ein ausgezeichnetes Mittel, um die Siedlung 
populär zu machen, ſondern es iſt auch Volkskritik, 
an der die Fachwelt ſich ſchulen kann. Dr. F. N. 


„Großſtadtſanierung“ — Gewinnung von Spiel⸗, 
Sand⸗ und Grünflächen in Neben⸗ und 
Seitenſtraßen mit Rentabilitätsnachweis. 
Herausgegeben von Dipl.-Ing. J. Goldmer⸗ 
ſtein und Profeſſor K. Stodieck, Techn. Hoch— 
ſchule Charlottenburg. Verlag: Deutſche Baus 
zeitung Berlin SW. Preis RM 2,—. 


Die ſtädtebauliche Tätigkeit war bis 1929 vor⸗ 
nehmlich Stadterweiterung, die Beſtrebungen zur 
Beſſerung der Wohnverhältniſſe kamen in erſter 
Linie den Neubaugebieten zugute. Nachdem nun- 
mehr das Wachstum der großſtädtiſchen Siedlun⸗ 
gen aus den bekannten außer- und innerpoliti⸗ 
ſchen Gründen zum Stillſtand gekommen iſt, ge⸗ 
winnen die Fragen der Sanierung von Altbau— 
gebieten, beſonders der Innenſtadtgebiete, erhöhte 
Bedeutung. 

Dipl.⸗Ing. Goldmerſtein und Prof. K. Stodieck 
bringen in ihrer Schrift „Großſtadtſanierung“ für 
die bisher am ſtärkſten vernachläſſigten Wohn⸗ 
gebiete am Rande der Geſchäftsſtadt (City), die 
größte Siedlungsdichten bei faſt vollſtändigem 
Mangel an Erholungs- und Spielflächen auf⸗ 
weiſen, ebenſo neuartige wie wertvolle und vor 
allem durchführbare Vorſchläge für die Verbeſſe— 
rung der Wohnverhältniſſe. 

Am Beiſpiel einer Baublockgruppe des Stadt⸗ 
teiles Charlottenburg wird nachgewieſen, daß es 
ohne finanzielle Mehrbelaſtung für die Städte 
möglich iſt, durch die Umwandlung von überflüſſi⸗ 
gem Verkehrsraum in Neben- und Seitenſtraßen 
in Spiel-, Sand⸗ und Grünflächen die Wohnver— 
hältniſſe bedeutend zu beſſern und darüber hin⸗ 
aus das Sanierungsgebiet von unnötigem Ver— 
kehr freizuhalten. In einer beigegebenen Koſten⸗ 
berechnung wird nachgewieſen, daß die in Vor— 
ſchlag gebrachte Umwandlung der Straßen für die 
Städte durchaus rentabel iſt, in dem Sinne, „daß 
einſchließlich Verzinſung des aufzuwendenden Ka— 
pitals mit den üblichen heutigen Ausgaben die 
Umwandlung durchgeführt werden kann.“ Daß 


dem Vorſchlag von allen Seiten der Intereſſenten 
Bedeutung beigemeſſen wird, „ergibt ſich daraus, 
daß die ſonſt doch immer in einem Gegenſatz 
ſtehenden Intereſſenten ſich hier für die Verwirk⸗ 
lichung dieſes Vorſchlages ausſprechen und wün⸗ 
ſchen, daß der Verſuch einer Straßenumwandlung 
möglichſt bald unternommen wird.“ 

Die Schrift enthält Beiträge zu den Vorſchlägen 
der Verfaſſer von Prof. Erwin Barth, Reg. und 


Baurat Ernſt Schuppan, Polizeipräſidium Berlin, 
B. Gramſe, Berlin, 1. Vorſitzender des Landes⸗ 
verbandes Preußen im Bunde Deutſcher Mieter- 
vereine e. V., Carl Ladendorff M. d. L., Vor⸗ 
ſitzender des Bundes der Berliner Haus- und 
Grundbeſitzer e. V., Dr. W. Clauß, Volkswirt⸗ 
ſchaftlicher Referent der Einzelhandelsgemein- 
ſchaft Groß-Berlin e. V., und Elſe Budnowski, 
Berlin. U. 


Eingegangene Bücher 


Die Vorſchriften über den freiwilligen Arbeitsdienſt. 
Herausgegeben v. Regierungsrat Dr. Dr. Herrn⸗ 
ſtadt; Grüner⸗Verlag, Bernau. Preis RM 2.20. 

Deutſche Siedlung. I. Teil: Geſamtdarſtellung des 
deutſchen Siedlungsweſens in allen Formen und 
Spielarten. 

Herausgegeben von Dr. rer. pol. G. A. Küppers, 
Sonnenberg. Verlag: „Die Grundſtücks⸗WMarte“, 
Berlin⸗Charlottenburg 2. Preis RM 4.80. 

Ihr maſſives Haus von RM 750, — ab. Präcis⸗ 
plattenbau: Syſtem Dr. Scheibe, Hamburg. 
Herausgegeben von Dr. ing. Werner Scheibe, 
Hamburg; Gerold-Verlag, Pößneck. RM 2.30. 

Kameraden der Arbeit. 

Herausgegeben von Friedrich Wilhelm Heinz; 
Frundsberg⸗Verlag. Preis RM 5.90. 

Die Siedlung ſpricht. 

Nee von Günther Krolzig; Hans Bott 
Verlag, Berlin. Preis RM 2.65. N 

Siedeln? Menſch — wie ſieht das aus? 
Herausgegeben von Peter Martin Lampel, Rüdi⸗ 
ger⸗Verlag (W. Kämmerer). 


Die deviſenrechtlichen Beſtimmungen über Ausländer⸗ 
forderungen und das Kreditverbot gegenüber 
Ausländern. 

Herausgegeben von Dr. Wilhelm Thiele und Dr. 
Aribert Elsholz; Verlag Martin & Jonske, Berlin. 


Agrarkriſis und Siedlung in Mecklenburg und Pom⸗ 
mern. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Hans Jürgen 
Seraphim; Verlag Paul Parey. Preis RM 5.80. 


Beiträge zur Förderung der Landeskultur, Heft 8. 
Herausgegeben von Deutſche Bodenkultur-Aktien⸗ 
geſellſchaft. 

Anlage⸗ und Verbrauchskoſten der Heiz: und Koch⸗ 
anlagen in bayeriſchen Siedlungen. 
Herausgegeben von Dipl.⸗Ing. Robert Franz; 
Verlag R. Oldenburg, München. 


Die . Hamburgs vor und nach dem 
riege. 
Herausgegeben von Dr. Ing. H. Peters; Ham— 
burger Verlag für Grundeigentum und Woh— 
nungsweſen G. m. b. H. 


Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe 


Wohnungsweſen 


Runderlaß des Reichsfinanzminiſters zugleich im 
Namen des Miniſters des Innern vom 7. März 
1933 — FM KV 2 gen. 100/33, Md. IV, St. 298 
— betr. Steuererleichterungen für den Hausbeſitz. 


Im Anſchluß an den Runderlaß vom 7. Mai 1932 
— KV 2. gen. 120 — (FM Bl. S. 78) find wegen der 
erhöhten Notlage des Hausbeſitzes die bisherigen 
Grundſätze über die Steuererleichterungen für den 
Hausbeſitz dahin erweitert worden, 


1. daß künftig bei der ſtaatlichen Grundvermögen⸗ 
ſteuer (Grundbetrag) nicht nur wegen Leerſtehens, 
ſondern auch wegen Billigervermietung, Mietaus⸗ 
falls und Betriebseinſchränkung in eigengenutzten 
gewerblichen Räumen Steuererleichterungen ge— 
währt werden, 

daß die Steuererleichterungen endgültig in Form 
von Steuererlaß nach Maßgabe des $ 14 Abſ. 1 des 
Grundvermögenſteuergeſetzes bewilligt werden, wo— 
durch auch ein entſprechender Erlaß der Gemeinde— 
zuſchläge zur Grundvermögenſteuer zwangsläufig 
eintritt und 

3. daß bei dem ſtaatlichen Zuſchlag zur Grundver- 
mögenſteuer und bei der Hauszinsſteuer das bis⸗ 
herige Maß der Steuererleichterung erhöht wird. 
Hierdurch ſoll im Rahmen des Möglichen dem Um- 
ſtande Rechnung getragen werden, daß beim Rück⸗ 
gang des Grundſtücksertrags die allgemeinen Be⸗ 
wirtſchaftungskoſten des Grundſtücks ſich nicht im 
gleichen Maße wie die Erträge mindern. Das er- 
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höhte Maß der Hauszinsſteuererleichterungen bei 

Betriebseinſchränkungen kann daher auch nur für 

Eigentümerräume und nicht für vermietete Ge⸗ 

werberäume gewährt werden. Hierbei iſt der Be⸗ 

griff der Eigennutzung nicht im rechtlichen, ſondern 

im wirtſchaftlichen Sinne zu verſtehen. 

Durch die Neuregelung wird eine erhebliche Sen⸗ 
kung der Grundbeſitzſteuern für notleidende Objekte 
herbeigeführt werden. Der ſtaatliche Zuſchlag und die 
Hauszinsſteuer fallen künftig völlig aus, wenn der 
Grundſtücksbruttoertrag durch die obengenannten Um- 
ſtände auf ½ des der geſetzlichen Miete entſprechenden 
Ertrags geſunken iſt. Bei dem Grundbetrag der 
Grundvermögenſteuer und den Gemeindezuſchlägen 
muß es bei den unter 1. und 2. vorgeſehenen, weſent⸗ 
lich erweiterten Erleichterungen bewenden. 3 

Die Neuregelung tritt mit Wirkung vom Beginne 
des Rechnungsjahres 1933 in Kraft; eine Rückwirkung 
findet nicht ſtatt. a 4 

Die Durchführung dieſer Beſtimmungen im einzel- 
nen erfolgt nach den vom Miniſter im gleichen Er⸗ 
laß aufgenommenen Richtlinien. 

(Fin Min Bl. I Nr. 4 S. 46) 


Neichsbaudarlehen für Eigenheime. 
Auszug aus dem Erlaß des Preußiſchen Miniſters 
für Wirtſchaft und Arbeit vom 7. 4. 33 
— ZA II 7009 4/4 L — 

Ergänzung der Vorſchriften: 
1. Die durch den Bau gewerblicher und ähn⸗ 
licher Räume (kleine Läden, Ateliers, Praxis- 


* 


räume uſw.) entſtehenden anteiligen Koſten ſind 
bei der Prüfung, ob die zuläſſige Höchſtgrenze der 
Herſtellungskoſten für das Eigenheim (Abſchnitt II 
Ziffer 4 der Beſtimmungen vom 11. November 
1932) überſchritten iſt, nicht in Anſatz zu bringen. 

Die Mehrkoſten für die gewerblichen Räume uſw. 
brauchen nicht ausſchließlich aus dem Eigen⸗ 
kapital des Bauherrn gedeckt zu werden. Wird die 
Baukoſtengrenze iberfäritien, muß jedoch ein 
Eigenkapital von mindeſtens 40 v. H. der Geſamt⸗ 
herſtellungskoſten N werden. Dieſes 
Eigenkapital muß dem Reichsbaudarlehn im Range 
nachgehen. 


Anträge von Bauunternehmern, Baugeſellſchaften 


ujw. auf Bewilligung von Reichsbau⸗ 
darlehen für Gruppenſiedlungen, d. 
h. für mehrere zukünftige Eigenheime gleichzeitig, 
an unter folgenden Bedingungen genehmigt 
werden: 


a) Für jedes einzelne Haus muß ein ernſter Käufer 
vorhanden und namentlich beſtimmt ſein. 

b) Die ſpäteren Eigentümer müſſen über das er⸗ 
forderliche Eigenkapital verfügen, wofür der 
Antragſteller den Nachweis zu erbringen hat. 
Das Eigenkapital der Erwerber kann nicht durch 
eine Reſkkaufgeldhypothek für den Bauunterneh⸗ 
mer erſetzt werden. 

e) Der Bauherr hat möglichſt bald nach der Fertig⸗ 
ſtellung des Baues die neuen Eigentums- und 
Schuldverhältniſſe mit den Erwerbern der 
em und der Bau- und Bodenbank zu 
regeln. 


. Wenn Eigenheime auf Erbbaugrund⸗ 


ſtücken errichtet werden, iſt bei der Berechnung 
der Mindeſthöhe des Eigenkapitals der Wert des 
Erbbaurechts außer Anſatz zu laſſen. Als Her⸗ 
ſtellungskoſten ſind lediglich die Bau- und Neben⸗ 
koſten einzuſetzen. 

Bei der Feſtſtellung des Ranges der Reichsbau⸗ 
darlehen iſt der Erbbauzins entſprechend 8 19 
Abf. 2 der Verordnung über das Erbbaurecht vom 
15. Januar 1919 (RGBl. S. 72) zu kapitaliſieren. 
Als Kapitaliſierungsfaktor iſt die einem Zinsfuß 
dor 5 v. H. entſprechende Zahl 20 zugrunde zu 
egen. 


. Die Abgrenzung zwiſchen erlaubter 


Selbſthilfe und verbotener Schwarz⸗ 
arbeit kann nicht allgemein geregelt werden, 
ſondern muß Ihrem Ermeſſen im Einzelfall über⸗ 
laſſen bleiben. Eine gegenſeitige unentgeltliche 
Nachbarhilfe in beſcheidenem Umfange wird jedoch 
nicht als Schwarzarbeit angeſehen werden können. 
Das Eigenkapital ausſchließlich mit Selbſt⸗ oder 
Nachbarhilfe zu belegen, iſt unzuläſſig. 


Werden die Straßenbaukoſten von der Ge⸗ 


meinde auf längere Friſt gegen Beſtellung einer 
Sicherungshypothek geſtundet und von dem Bau⸗ 
herrn in Raten getilgt, ſo ſind die Straßenbau⸗ 
koſten bei der Berechnung des vorgeſchriebenen 
Eigenkapitalanteils in die Herſtellungskoſten nicht 
einzubeziehen. 


. Der im Abſchnitt I Ziffer 1 des Runderlaſſes des 


Herrn Miniſters für Volkswohlfahrt vom 24. 11. 
1932 — II 7100/11. 11. — für den Beginn der 
Bauarbeiten vorgeſehene Termin (1. April 
1933) wird aufgehoben. Die Beſtimmung eines 
Endtermins für den Beginn der Bauarbeiten 
bleibt vorbehalten. Auf Beſchleunigung des Baus 
beginns iſt nach wie vor hinzuwirken. 


In den Bewilligungsbeſcheiden iſt zum Ausdruck zu 


bringen, daß die Auszahlung des Reichsbau⸗ 
darlehns in einer Summe erfolgt. Als ſpäteſter 
Auszahlungstermin iſt der 1. Juli 1934 zu 
benennen. 


8. Die Beträge für die Reichs baudarlehen 
ſind künftig auf vol le 50,.— RM abzurunden. 


9. Vorbeſcheide und Bewilligungsbeſcheide dürfen nur 
von den Regierungspräſidenten erteilt werden. 
Soweit bisher anders verfahren ſein ſollte, kann 
es ausnahmsweiſe für die bereits erteilten Be⸗ 
willigungs⸗ und Vorbeſcheide ſein Bewenden haben. 


Bekanntmachung über den Mieterſchutz 
vom 27. 4. 1933. 

Der Reichsminiſter der Juſtiz hat im Reichsgeſetz⸗ 
blatt Nr. 46 S. 235 auf Grund der 4. Notverordnung 
des Reichspräſidenten vom 8. 12. 31 unter Aufhebung 
der Bekanntmachung vom 27. 3. 32 (RGBl. I, 166) 
den Wortlaut des Geſetzes über ieterſchutz und 
Mieteinigungsämter unter Berückſichtigung des Ge⸗ 
ſetzes über Räumungsfriſten vom 29. 3. 33 (RGBl. 1, 
147) neu bekanntgemacht. 


Außerordentliches Mietkündigungsrecht für 
Beamte. 


Am 7. April 1933 iſt folgendes Geſetz über das 
Kündigungsrecht der durch das Sei zur Wiederher⸗ 
ſtellung des Berufsbeamtentums betroffenen er⸗ 
ſonen bekanntgegeben worden: 

„Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz be— 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1. Wer nach den Vorſchriften des Geſetzes zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 175) ſeine Be⸗ 
züge ganz oder teilweiſe verliert, kann ein Miet⸗ 
verhältnis über Räume, die er für ſich oder ſeine 
Familie gemietet hat, unter Einhaltung der geſetz⸗ 
lichen Friſt kündigen. Die Kündigung kann nur für 
den erſten Termin erfolgen, für den ſie zuläſſig iſt. 


Entgegenſtehende Vereinbarungen ſind unwirkſam. 


§ 2. Der Vermieter kann gegen die Kündigung 
Widerſpruch erheben. Ueber den Widerſpruch ent⸗ 
ſcheidet das Amtsgericht. Die Kündigung iſt für un⸗ 
wirkſam zu erklären, wenn dem Mieter unter Be⸗ 
rückſichtigung der „ beider Teile die Fort⸗ 
ſetzung des Mietverhältniſſes zugemutet werden kann. 

§ 3. Der Widerſpruch iſt binnen zwei Wochen bei 
dem Amtsgericht anzubringen, in deſſen Bezirk die 
Mieträume liegen. Das Gericht hat dem Gegner eine 
Abſchrift zur Erklärung mitzuteilen. Die Beteiligten 
haben ihre tatſächlichen Behauptungen glaubhaft zu 
machen. 

Die eg erfolgt durch Beſchluß; fie kann 
ohne mündliche Verhandlung ergehen. Gegen den 
Beſchluß findet ſofortige Beſchwerbe ſtatt. Eine wei⸗ 
tere Beſchwerde findet nicht ſtatt. 


Die Gerichts- und Anwaltgebühren betragen zwei 
Zehntel der Sätze des § 8 des Gerichtskoſtengeſetzes 
und des $ 9 der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte.“ 


Vorſtädtiſche Kleinſiedlungen 
Erlaß des Preußiſchen Miniſters für Wirtſchaft 
und Arbeit vom 28. April 1933 — ZA II 1003/20. 
4. L — betr. Vorſtädtiſche Kleinſiedlung für Er: 
werbsloſe und Kurzarbeiter. (III. Aktion.) 
1 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsarbeits⸗ 
miniſter ſtimme ich dem mir auf den Erlaß vom 
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16. März 1933 — ZA II 1003/20. 2. L. — eingereichten 
Verteilungsvorſchlage zu. Die Zuſtimmung bezieht 
ſich nur auf die Auswahl der Siedlungsorte und die 
Anzahl der den einzelnen Orten zugeteilten Stellen. 

Ich erſuche, wegen Durchführung der Siedlungsvor⸗ 
haben unverzüglich das Weitere zu veranlaſſen und 
ermächtige Sie, im Rahmen des Ihnen hiermit end⸗ 
gültig zugeteilten Betrages von RM. Be⸗ 
willigungsbeſcheide zu erteilen. Soweit über die 
Ihnen zugeteilten Mittel nicht innerhalb von zwei 
Monaten durch Bewilligungsbeſcheide verfügt worden 
iſt, behalte ich mir die Zurückziehung der nicht ver— 
wendeten Beträge vor. 

Sofern an dem genehmigten Vorſchlage noch Aen⸗ 
derungen vorgenommen werden müſſen, ſind mir dieſe 
anzuzeigen. Die Anzeigen ſind in doppelter Aus⸗ 
fertigung vorzulegen. 

Unter Bezugnahme auf Abſchnitt I Ziffer 5 des er⸗ 
wähnten Erlaſſes weiſe ich erneut auf die Notwendig⸗ 
keit der Förderung von Kurzarbeiterſiedlungen hin; 
ich erſuche, dahin zu wirken, daß ſolche Siedlungen in 
möglichſt großer Zahl errichtet werden. 

Eine Heraufſetzung der Reichsdarlehen über den 
Regelſatz von 2250 RM hinaus bis zum Höchſtbetrage 
von 2500 RM kann nur ausnahmsweiſe — von 
Fall zu Fall — zugelaſſen werden, wenn nachgewieſen 
iſt, daß bei Anlegung eines ſtrengen Maßſtabes alle 
Erſparnismöglichkeiten erſchöpft ſind. 

Die Beträge zur Gewährung von Zuſatzdarlehen 
für kinderreiche Familien werden, ſoweit ſie gemäß 
Abſchnitt I letzter Abſatz des Erlaſſes vom 16. März 
1933 — ZA 11 1003/20. 2. L. — bei mir ſchon ans 
gefordert ſind, oder noch angefordert werden, beſon⸗ 
ders zur Verfügung geſtellt. 


II. 


Die Deutſche Bau- und Bodenbank A.⸗G. in Berlin 
MW 8, Taubenſtraße 48/49, wird die erforderlichen 
Mittel durch Wechſelkredit auf Grund von Afzep- 
ten der Träger oder, wenn dieſe zur Ueber- 
nahme von Arkzeptverpflichtungen nicht geeignet 
oder in der Lage ſind, auf Grund von Akzepten 
anderer geeigneter Stellen beſchaffen. Gemeinden 
und Gemeindeverbände kommen als Akzeptanten nicht 
in Frage. Diejenigen Stellen, die anſtelle der Trä⸗ 
ger die Akzeptverpflichtungen übernehmen ſollen, wer⸗ 
den Ihnen noch bekanntgegeben werden. In erſter 
Linie werden hierfür vorausſichtlich die Heimſtätten 
(provinziellen Treuhandſtellen für Wohnungs⸗ und 
Kleinſiedlungsweſen) in Betracht kommen. 

Die Träger, die Akzeptverpflichtungen übernehmen 
können, ſind zu veranlajen, ſchon bei Einreichung der 
Darlehnsanträge zu erklären, ob ſie zur Aebernahme 
des Akzepts bereit ſind. Bejahendenfalls iſt dieſe 
Erklärung umgehend (ſchon vor Erteilung des Be⸗ 
willigungsbeſcheides) der Deutſchen Bau- und Boden⸗ 
bank A.⸗G. mitzuteilen, damit dieſe in der Lage 2 
bis zum Eingang des Bewilligungsbeſcheides die Ak⸗ 
zeptfähigkeit des Trägers zu prüfen. 

Kommt jedoch eine andere Stelle als der Träger für 
die Akzeptübernahme in Frage, ſo haben Sie dieſer 
Stelle Abſchrift des Antrages möglichſt umgehend zu 
überſenden, damit ſie ſich ihrerſeits über die Akzept⸗ 
übernahme ſchlüſſig werden kann. Zu dieſem Zwecke 
hat der Antragſteller eine weitere Abſchrift des An- 
trages beizufügen. 

Die Auszahlungen erfolgen in jedem Falle über 
den Akzeptanten. 

III. 


Für die Verwendung der Reichsmittel wird noch 
folgendes beſtimmt: 

a) Bei der Durchführung der vorſtädtiſchen Klein⸗ 

ſiedlung iſt den veränderten politiſchen Verhält⸗ 
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niſſen in vollem Umfange Rechnung zu tragen. 
Hierauf iſt insbeſondere bei Ihrer Zuſtimmung 
zur Uebertragung der Trägerſchaft auf gemein- 
nützige Siedlungsunternehmungen zu achten. 


Soweit Träger das Baugewerbe bei der Durch⸗ 
führung der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung einſchal⸗ 
ten, iſt dafür zu ſorgen, daß das mittlere und 
kleine Baugewerbe und das Handwerk bevorzugt 
berückſichtigt werden. 


b 


— 


Kleingärten für Erwerbsloſe und Kurzarbeiter 
(III. Aktion.) 

Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit 
hat im Erlaß vom 19. 4. 33 — Z A II 2905/29. 3. Sch. 
— an die Herren Regierungspräſidenten im Anſchluß 
an den Erlaß vom 16. 3. 33 — Z A II 1003/20. 2. L. — 
über die W der Reichsmittel zur weiteren 
Förderung von Kleingärten für Arbeitsloſe und 
Kurzarbeiter — III. Aktion — verfügt. Da nur ge⸗ 
ringe Mittel aus der III. Aktion für dieſen Zweck 
bereitgeſtellt werden, erwartet der Herr Miniſter, daß 
nur der notwendigſte Bedarf an Kleingärten für Er⸗ 
werbsloſe und Kurzarbeiter berückſichtigt wird. Be⸗ 
träge, über die bis zum 15. Juni 1933 nicht 
durch Bewilligungsbeſcheid verfügt 
worden iſt, gelten als zurückgezogen. 


Wir heben aus dem Erlaß, der im Miniſterialblatt 
für Wirtſchaft und Arbeit abgedruckt werden wird, 
folgende Beſtimmungen hervor: 


Als weſentliche Aenderungen gegen die 
bisherigen Beſtimmungen ſind hervorzuheben: 


1. Der Höchſtbetrag des Reichsdarlehns 
iſt von 100 RM auf 70 RM je Kleingarten her⸗ 
abgeſetzt, wobei zu beachten it, daß der zuläſſige 
Höchſtſatz von 70 RM nur in Ausnahmefällen ge⸗ 
währt werden ſoll; in der Regel wird mit einem 
geringeren Betrage auszukommen ſein. 


2. Die Bewilligung der Reichsdarlehen 
hat der Herr Reichsarbeitsminiſter der oberſten 
Landesbehörde oder der von ihr zu beſtimmenden 
Stelle übertragen. Demgemäß übertrage ich hier⸗ 
mit die Bewilligung der Darlehen auf die Regie⸗ 
rungspräſidenten, im Bereich der Stadtgemeinde 
Berlin auf den Oberpräſidenten in Charlotten⸗ 
burg und für das Gebiet des Siedlungsverbandes 
ee auf den Verbandspräſidenten in 

en. 

. Das Darlehen wird, wie bisher, zur Hälfte nach 
Abſchluß des Darlehnsvertrages ohne beſonderen 
Antrag gezahlt. Die Auszahlung des Reſtes 
iſt jedoch durch ihre Vermittlung nach dem vor⸗ 

eſchriebenen Muſter bei der Deutſchen 
9 und Bodenbank A.⸗G. zu beantragen. 


wo 


Landwirtichaftliche Siedlung 


Erlaß über die privaten Siedlungs⸗ 
unternehmungen. 

Der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten hat unter dem 6. April d. J. in 
einem Erlaß — IV 3746 — IT — zur Frage der pri⸗ 
vaten Siedlungsunternehmungen Stellung genommen. 
In dieſem Erlaß iſt angeordnet: 


1. daß die provinziellen Geſellſchaften, an denen der 
Staat meiſt ausſchlaggebend beteiligt iſt, in erſter 
Linie bei der Beſchaffung von Siedlungsland, 
beim Erwerb von Domänen, bei der Bewilligung 
von Siedlungskrediten und Staatsbeihilfen zu 
berückſichtigen ſind, 


2. daß neue private Siedlungsunternehmer nicht 
mehr zugelaſſen werden dürfen, 

3. daß für die weitere Tätigkeit der beſtehenden 
privaten Siedlungsträger ein ſtrenger Maßſtab 
anzulegen iſt, der praktiſch zu einer Stillegung 
dieſer Unternehmungen führen muß. 


Geldmarkt 
Reichsbeihilfſen für Baugenoſſenſchaften. 


Der Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit hat im Er⸗ 
laß vom 8. 4. 33 Nr. Z A II 3304/80. 3. Sch. (Mi⸗ 
niſterialblatt für Wirtſchaft und Arbeit, Ausgabe A 
Nr. 9 vom 4. 5. 33) den Erlaß des Herrn Reichs⸗ 
arbeitsminiſters vom 23. 3. 33 — IV 1727/33 Wo. — 
mit einigen Erläuterungen bekanntgemacht. Im Er⸗ 
laß des Herrn Reichsarbeitsminiſters heißt es u. a.: 


„Durch die Verordnung des Herrn Reichspräſidenten 
über die Deutſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe uſw. 
vom 21. Oktober 1932 Kap. 11 § 2 (RGBl. 1 S. 503, 
508) iſt die Reichsregierung ermächtigt worden, zur 
Stützung notleidender Baugenoſſenſchaften Bürgſchaf⸗ 
ten zu übernehmen und verlorene Zuſchüſſe und Dar⸗ 
lehen zu geben. Die Anträge der Genoſſenſchaften 
auf Gewährung von Reichsbeihilfen ſind an die Län⸗ 
der zu richten und nach folgenden Grundſätzen zu 
prüfen: 

Es handelt ſich um eine einmalige Maßnahme; die 
Verſtärkung der Mittel iſt Gewehren e darum kön⸗ 
nen Vorausſetzungen zur Gewährung einer Reichs⸗ 
beihilfe nur als gegeben angeſehen werden, wenn die 
Genoſſenſchaften ſelbſt das ihrige dazu beigetragen 
haben, um den Notſtand zu beheben, und wenn die 
privaten Gläubiger Entgegenkommen zeigen. 

Die Maßnahme iſt nicht zu beſchränken auf Baus 
genoſſenſchaften beſtimmter Art. Als Hilfsmaßnahme 
kommt eine Bürgſchaft oder ein Darlehn in Frage, 
wenn eine Zahlungsunfähigkeit zu beheben iſt, da⸗ 
gegen ein einmaliger Zuſchuß an Kapital, wenn eine 
Unterbilanz zu beſeitigen iſt. 

In Anlage 2 des Miniſterialerlaſſes ſind die An⸗ 
haltspunkte für die Prüfung der Vermögenslage der 
Baugenoſſenſchaften im einzelnen aufgeführt. 

Im RGBl. I, 244 iſt die Verordnung über die 
Bilanzerleichterungen für eingetragene Baugenoſſen⸗ 
ſchaften vom 4. 5. 33 veröffentlicht. Danach können 
in Bilanz⸗ und Jahresrechnungen für ein Geſchäfts⸗ 
jahr, das in der Zeit vom 31. 12. 31 bis 30. 6. 33 
endet, beantragte Zuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln 
auch dann berückſichtigt werden, wenn die Zuſchüſſe 
nach Abſchluß des Geſchäftsjahres bewilligt ſind. 


Beirat für Bauſparkaſſen. 


Nach dem Geſetz vom 22. April 1933 (RGBl. I 215) 
endet das Amt der Mitglieder des Verſicherungsbei⸗ 
rats und des Beirats für Bauſparkaſſen beim Neichs- 
aufſichtsamt für Privatverſicherung mit dem Ablauf 
des 31. Mai 1933. BER 1 

Für die Neuernennung der Mitglieder fällt in Zu⸗ 
kunft die Mitwirkung des Reichsrats weg. 


Verteilungsverordnung vom 30. 3. 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern hat eine Ver⸗ 
ordnung zur Regelung des im § 45 der Verordnung 
zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung 
vorgeſehenen Verteilungsverfahrens erlaſſen. (S. 101) 
Dieſe Verordnung bringt einſchneidende Beſtimmun⸗ 
gen für alle Gläubiger der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände. Das in dieſer Verordnung vorge⸗ 
ſehene Verteilungsverfahren iſt ein behördlich einge⸗ 
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leitetes Verfahren, das unter Aufrechterhaltung des 
geordneten Ganges der Verwaltung und der Verſor⸗ 
gung der Bevölkerung die Befriedigung der Gläubiger 
aus Geldforderungen an Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände durch Ausſonderung und Verwendung ges 
meindlicher Einnahmen und Vermögenswerte zu för- 
dern beſtimmt iſt. 


Ueber die Einleitung eines Verteilungsverfahrens 
beſchließt die Beſchlußbehörde auf Antrag der Auf- 
ſichtsbehörde. 


Zur Durchführung des Verteilungsverfahrens ord⸗ 
net die Beſchlußbehörde die Einſetzung eines Treus 
händers an. 


Von der Verteilung gemeindlicher Einnahmen und 
Vermögenswerte ſind die laufenden und einmaligen 
Ueberweiſungen öffentlich-rechtlicher Körperſchaften 
an Gemeinden und Gemeindeverbände, ſowie zweck⸗ 
beſtimmte Zuwendungen des Reiches und Staates 
und anderer öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften aus⸗ 
geſchloſſen. Desgleichen ſind gemeindliche Vermögens⸗ 
gegenſtände, in die nach $ 43 Abſ. 3 der Verordnung 
zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung 
vom 3. September 1932 die Zwangsvollſtreckung nicht 
1 werden darf, von der Verteilung ausge⸗ 

oſſen. 


Eine Verteilung iſt nicht zuläſſig, ſoweit hierdurch 
der geordnete Gang der Verwaltung oder die Verſor⸗ 
gung der Bevölkerung in der Gemeinde (dem Ge⸗ 
meindeverbande) vorausſichtlich gefährdet wird. Der 
geordnete Gang der Verwaltung iſt ſtets als gefährdet 
anzuſehen, wenn die Gemeinde (der Gemeindeverband) 
nicht mehr imſtande iſt, die lebensnotwendigen Aus⸗ 
gaben aus ordentlichen Einnahmen zu beſtreiten. 


Vorweg zu befriedigen ſind: die ſeit 1. April 1932 
entſtandenen und etwa noch entſtehenden Forderungen 
des Staates auf Ablieferung eingehobener Staats⸗ 
ſteuern, die Forderungen anderer öffentlich⸗xechtlicher 
Körperſchaften auf Ablieferung der für ihre Rechnung 
eingehobenen Beträge ſowie die lebensnotwendigen 
Ausgaben. 


Der Miniſter des Innern iſt befugt, die erforder- 
lichen Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen. Die Ver⸗ 
ordnung iſt mit dem Tage der Verkündung in Kraft 
getreten, und tritt nach Ablauf von drei Jahren 
außer Kraft. 


Erleichterte Beſchaffung zweiter Hypotheken. 


Die Sächſiſche Regierung hat im Geſetz über die 
Bildung eines jtaatlihen Bürgſchaftsſicherungsſtocks 
für zweitſtelligen Grundkredit vom 12. 4. 1933 zur 
Förderung des Kleinwohnungsbaues das Arbeits⸗ 
und Sachſen Bürgschaft für ermächtigt, für den Frei⸗ 
ſtaat Sachſen Bürgſchaft für zweitſtelligen Grundkredit 
im Einzelfall zu übernehmen, ſo lange das Reich nicht 
eine entſprechende Einrichtung ſchafft. 


Zur Deckung der entſtehenden Verluſte wird ein 
Teil der Mittel des ohnungsbauſtocks zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, der geſondert zu verwalten it (Bürg⸗ 
ſchaftsſicherungsſtock), Den Betrag ſetzt das Arbeits⸗ 
und ohlfahrtsminifterium im Einvernehmen mit 
dem Finanzminiſterium jeweilig feſt. 


Die Bürgſchaftsverpflichtungen dürfen insgeſamt 
das Zehnfache der jeweils zur Verfügung ſtehenden 
Summe nicht überſteigen. 


Der Bürgſchaftsſicherungsſtock unterſteht dem Ar⸗ 
beits⸗ und Wohlfahrtsminiſterium, das im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſterium die zur Ausfüh⸗ 
rung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften erläßt. 
tejes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung 
Kraft. 


in 


Aus dem Reichsverbande der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 


Gleichſchaltung bei den Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften. 

Durch Erlaß des Preußiſchen Miniſters für 
Wirtſchaft und Arbeit vom 28. 4. 33 iſt bei den 
Mitgliedgeſellſchaften der Arbeitsgemeinſchaft der 
preußiſchen provinziellen Heimſtätten die Bildung 
neuer Aufſichtsräte angeordnet worden. 

Durch Beſchluß des Preußiſchen Staatsminiſte— 
riums iſt Oberreviſor Willy Gutzmer zum kom— 
miſſariſchen Vorſtand des Reichsverbandes der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften beſtellt worden, 
mit dem beſonderen Auftrage, die Gleichſchaltung 
bei den preußiſchen provinziellen Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften durchzuführen. 

Der bisherige Vorſtand, Verwaltungsrat von 
Gruner, war ſchon am 1. Mai auf ſeinen eigenen 
Wunſch hauptamtlich als Vorſtandsmitglied des 
Reichsverbandes ausgeſchieden. 


Weſtfäliſche Heimſtätte. 
Herr Generaldirektor Dr. Vormbrock iſt 
auf ſeinen Antrag hin durch den Oberpräſidenten 


Nachrichten des Bau: 


Wohnungswirtſchaft 
Hauptverband Deutſcher Baugenoſſenſchaften. 
Die Gleichſchaltung iſt nunmehr auch im Haupt⸗ 

verband Deutſcher Baugenoſſenſchaften und -Ge⸗ 
ſellſchaften e. V. durchgeführt. Der Geſamtvorſtand 
hat den Beſchluß gefaßt, daß ſeine ehrenamtlichen 
Mitglieder bis auf den Vorſitzenden ihre Aemter 
niederlegen. Miniſterialdirigent Geheimrat Dr. 
Glaß, der jetzige Vorſitzende des Hauptverbandes 
Deutſcher Baugenoſſenſchaften und Geſellſchaften, 
iſt zum Beauftragten des Preußiſchen Staatsmini⸗ 
ſteriums für die gemeinnützigen Wohnungsunter- 
nehmen beſtellt und ermächtigt worden, die zur 
Gleichſchaltung der gemeinnützigen Wohnungs: 
unternehmen und der Reviſionsverbände ſowie 
zur Vereinheitlichung des baugenoſſenſchaftlichen 
Verbandsweſens erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen. Die Gleichſchaltung in der gemein⸗ 
nützigen Bauvereinsbewegung vollzieht ſich auf 
völlig legalen, durch Satzung und Geſetz vorge— 
ſchriebenen Wegen. 


Bund Deutſcher Architekten. 

Wie der Bund Deutſcher Architekten mitteilt, 
wurde in der Hauptverſammlung des Bundes 
Deutſcher Architekten, Landesbezirk Brandenburg, 
am 24. April 1933 zum alleinigen Vorſitzenden und 
Leiter Architekt Dipl.-Ing. Lörcher (NSDAP.), 
Berlin, gewählt. Damit iſt auch hier die Gleich— 
ſchaltung mit dem Kampfbund für Deutſche Kul- 
tur in der NSDAP. vollzogen. 


der Provinz Weſtfalen bis auf weiteres beurlaubt 
worden. Bei der Weſtfäliſchen Heimſtätte iſt Herr 
Dr. Kropp als ehrenamtlicher Staatskommiſſar 
berufen worden. 


Brandenburgiſche Heimſtätte. 

Der kommiſſariſche Landesdirektor der Provinz 
Brandenburg hat in ſeiner Eigenſchaft als Staats= 
kommiſſar der Brandenburgiſchen Heimſtätte 
unter Bezugnahme auf die §§ 4 und 15 des 
Reichsgeſetzes zur Wiederherſtellung des Berufs: 
beamtentums vom 7. 4. 33 den Direktor der Bran⸗ 
denburgiſchen Heimſtätte, Herrn Richard Lin- 
neke, mit ſofortiger Wirkung beurlaubt, und die 
Leitung der Brandenburgiſchen Heimſtätte dem 
Provinziallandtagsabgeordneten, Herrn Dr. Hans 
Wagner, übertragen. 


Bayeriſche Siedlungs⸗ und Landbank. 

Die Herren Profeſſor Hofrat Dr. Buſching 
und Regierungsrat Dr. Rupert Vogt ſind als 
Geſchäftsführer der Bayeriſchen Siedlungs- und 
Landbank bis auf weiteres beurlaubt. 


und Siedlungswejens 


Reichsbund Deutſcher Technik. 

Der bisherige Vorſitzende des Reichsbundes 
Deutſcher Technik, Prof. Dr.-Ing. Fritz Gerſten⸗ 
berg, hat ſein Amt niedergelegt. Zu ſeinem Nach⸗ 
folger wurde auf einſtimmigen Vorſtandsbeſchluß 
der nationalſozialiſtiſche Reichstagsabgeordnete 
Dipl.⸗Ing. Gottfried Feder ernannt. Zu ſeinem 
Stellvertreter wurde Dipl.-Ing. Hugo Hoffmann 
(NSDAP.) beſtellt. 


Die Bautätigkeit im Februar 1933. 

Der Februar brachte eine nennenswerte Bele— 
bung der Wohnbautätigkeit. Bauanträge, Bau- 
erlaubniſſe und Baubeginne nahmen gegenüber 
dem Vormonat und beſonders erheblich gegenüber 
Februar 1932 zu. Auch die Zahl der Bauvollen⸗ 
dungen war größer als im Vorjahr, blieb jedoch 
hinter der Bauleiſtung vom Januar zurück. 

Insgeſamt wurden in ſämtlichen Städten mit 
10 000 und mehr Einwohnern 4900 Wohnungen 
fertiggeſtellt, 300 oder 6 v. H. weniger als im 
Januar, aber 900 (21 v. H.) mehr als im Februar 
des vergangenen Jahres. Die Zahl der Bau— 
beginne (1600 Wohnungen) war gegenüber dem 
Vormonat um 13 v. H., gegenüber dem Vorjahr 
um 78 v. H. größer. Bauerlaubniſſe wurden für 
2800 Wohnungen erteilt; das Ergebnis übertraf 
das vom Januar um 25 v. H., das vom Februar 
1932 um 28,5 v. H. Bei den Bauanträgen ergab 
ſich eine Steigerung um etwa 3 v. H. gegen 
Januar und um 41 v. H. gegenüber dem Vorjahr. 


K-! —. ::.. T RT FT Te DE 
Der vorliegenden Auflage dieſer Zeitſchrift liegt ein Prospekt des Verlages Paul Parey, ee SW 11, über 
„Die gärtneriſche Siedlung in Deutſchland“ von Dr. Johannes Reinhold bei. 
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Wohnungswirtſchaftliche Geſetze. 

Nach einer Zuſammenſtellung von Prof. Dr. 
Bruck, Münſter, beſtehen zur Zeit im Reich und 
in den Ländern insgeſamt 2867 Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen auf dem Gebiete des Bau- und Woh⸗ 
nungsweſens, ohne die örtlichen Polizeivor⸗ 
ſchriften. 


Nebenberufliche Landſiedlung 


Der Reichsverband der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften e. V. hat in der Preſſebeſprechung 
vom 27. April 1933 der Oeffentlichkeit die Denk⸗ 
ſchrift 

„Arbeitsbeſchaffung durch nebenberufliche 

Landſiedlung“ 
übergeben. (Märzheft von „Siedlung und Wirt- 
ſchaft“, Zeitſchrift für das geſamte Siedlungs- und 
Wohnungsweſen, Sonderdruck, zu beziehen durch 
den Verlag „Die Grundſtücks-Warte“, Charlotten- 
burg 2, Hardenbergſtraße 13, zum Preiſe von 
1,50 RM.) 

Der Vorſtand des Reichsverbandes der Woh— 
nungsfürſorgegeſellſchaften gab in der Preſſebe— 
ſprechung zunächſt einen Ueberblick über Grün⸗ 
dung und Entwicklung der W. F. Geſ. (jetzt „pro⸗ 
vinzielle Treuhandſtellen für Wohnungs- und 
Kleinſiedlungsweſen“) und führte dann zu der 
Denkſchrift u. a. ergänzend aus: 

In der Denkſchrift „Arbeitsbeſchaffung durch 
nebenberufliche Landſiedlung“, an deren Ent- 
ſtehung auf Anregung des früheren Reichsarbeits— 
miniſters Dr. Brauns, maßgebende Fachleute 
aus Behörden, öffentlichen Verbänden und den 
beteiligten Wirtſchaftskreiſen mitgewirkt haben, 
iſt der Weg zur planmäßigen Anſiedlung weiter 
Kreiſe unſeres Volkes im Rahmen des Vier— 
jahres-Brogramms des Reichskanzlers mit dem 
Ziel gekennzeichnet, durch Verbindung von Kurz— 
arbeit und nebenberuflicher Landſiedlung die Ar⸗ 
beitsloſigkeit wirkſam zu bekämpfen. Bei plan⸗ 
mäßiger Beeinfluſſung der Wirtſchaftsentwicklung 
würden in erſter Linie Reichsbahn, Reichspoſt, 
auch die Hilfspolizei und andere jährlich einen 
beſtimmten Prozentſatz ihrer Arbeiter und Be— 
amten nebenberuflich anſiedeln und in Kurzarbeit 
beſchäftigen können. 

Die übrigen nebenberuflichen Landſiedlungen 
werden in erſter Linie für ſolche Arbeitnehmer im 
Gewerbe, Handel und Verkehr geſchaffen, deren 
Arbeitgeber ſich zur Einführung von Kurzarbeit 
bereit erklären. Bei planmäßiger Aufklärung 
über den volkswirtſchaftlichen Wert der neben⸗ 
beruflichen Landſiedlung werden ſich Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer in der praktiſchen Förderung 
der nebenberuflichen Landſiedlung finden. 

Auch in der privaten Wirtſchaft wird in zahl- 
reichen Zweigen die Einführung von Kurzarbeit 
und der nebenberuflichen Anſiedlung eines großen 
Teils der Arbeiter möglich ſein, ſobald die Leiter 
dieſer Betriebe von der ſozialen Notwendigkeit 


dieſer Maßnahme überzeugt ſein werden. Voraus⸗ 
ſetzung für die Durchführbarkeit des Planes iſt 
ein geordnetes Ineinandergreifen von Arbeits- 
beſchaffung, Arbeitsdienſt, Wirtſchaftsplanung, 
Landbeſchaffung und Siedlererfaſſung in zen⸗ 
traler, regionaler und örtlicher Inſtanz. 

Das große Ziel iſt, entſprechend dem vom 
Reichsarbeitsminiſter Seldte öffentlich verkün⸗ 
deten Programm, jeden deutſchen Arbeiter wies 
der in, wenn auch verkürzte, Arbeit zu bringen, 
zugleich eine möglichſt große Anzahl von deutſchen 
Arbeiterfamilien mit dem Boden des deutſchen 
Vaterlandes zu verwurzeln und damit zur prakt⸗ 
tiſchen Verwirklichung des Gedankens der natio— 
nalen und ſozialen Gemeinſchaft des ganzen deut⸗ 
ſchen Volkes beizutragen. 


Landwirtſchaftliche Siedlung 
Neue Leitung in der Deutſchen Siedlungsbank. 


Aus dem Verwaltungsrat der Deutſchen Sied— 
lungsbank, dem zentralen Finanzierungsinſtitut 
für die ländliche Siedlung, ſind ausgeſchieden: 
Dr. Hermes, Direktor Luebke, Dr. Schauff und 
Schmidt⸗Köpenick, alle Angehörige der früher 
regierenden Parteien. Weiter ſchieden aus Graf 
Schwerin⸗Wildenhof und der Landarbeiterver— 
treter Franz Behrens. Neu in den Verwaltungs- 
rat berufen ſind u. a. der mecklenburgiſche Mini⸗ 
ſterpräſident Granzow und als deſſen Stellver— 
treter Gutsbeſitzer Engel; der Berliner Gaufach— 
berater Dr. Kümmer, der Siedlungsfachmann der 
NSDAP. Edmund Schmidt, München, Landes⸗ 
kulturdirektor Glaſow, Frankfurt Oder, der Di⸗ 
rektor der „Eigenen Scholle“, Uhlemann, Dr. 
Wentzel vom Reichslandbund, der deutſchnationale 
Landtagsabgeordnete Schwecht und der Land— 
arbeiterführer Wolff. Der neue Vorſitz des Ver⸗ 
waltungsrats wird von Reichsinnenminiſter a. D. 
Freiherrn von Gayl und Regierungsrat a. D. 
Maßmann gebildet. Der neue Vorſtand wird 
demnächſt berufen werden. 

Die gegen den bisherigen Direktor Becker 
von der Deutſchen Siedlungsbank erhobenen Vor⸗ 
würfe wegen pflichtwidrigen Verhaltens haben 
ſich nach einſtimmiger Feſtſtellung eines von der 
Verwaltung der Deutſchen Siedlungsbank einge— 
ſetzten Ausſchuſſes als unbegründet erwieſen. Nach 
Abſchluß der Prüfung iſt Direktor Becker auf 
ſeinen Antrag aus ſeinem Amte bei der Deutſchen 
Siedlungsbank entlaſſen worden. 


Geldmarkt 


Bisherige Ergebniſſe und Stand der Bauſpar⸗ 
kaſſenaufſicht. 

Bis zum 22. April 1933 wurden vom Reichs⸗ 
aufſichtsamt für Privatverſicherung insgeſamt 31 
Bauſparkaſſen zum Geſchäftsbetrieb zugelaſſen, 
hierzu kommen die ohne Verwaltungsakt zum Ge⸗ 
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ſchäftsbetrieb berechtigten 13 Bauſparkaſſen, ſodaß 
insgeſamt 44 Bauſparkaſſen Berechtigung zum Ges 
ſchäftsbetrieb beſitzen. 67 Bauſparkaſſen wurde 
bisher der Geſchäftsbetrieb unterſagt bzw. gegen 
ſie Konkursantrag geſtellt. 


J. Kraft Geſetzes zum Geſchäftsbetrieb berechtigte 
Bauſparkaſſen: 

1. „Deutſchland“ Bautpaz-Atsiengefeitiänft f. Stadt 
und Land, Berlin⸗Lankwitz, Calandrelliſtr. 40. 

. Deutijhe Bau- u. Siedlungsgemeinſchaft e GmbH., 

Darmſtadt, Heinrichſtr. 2, 

3. Deutſcher Sparerbund für Eigenheime eGmbh., 
Düſſeldorf, Oſtſtr. 98. 

4. Deutſche Eigenheimgeſellſchaft und Siedlungs⸗ 
genoſſenſchaft mbH., Frankfurt a. M., Platz der 
Republik 4. 

5. Bauſparkaſſe Hamburg eGmbH., Hamburg 36, 
Große Bleichen 12—14. 

6. Neue deutſche Kreditanſtalt eGmbH., Hannover, 
Prinzenſtr. 6. 

7. Gemeinnützige Deutſche Hypotheken⸗Entſchul⸗ 
dungsbank eGmbH., Koblenz, Clemensplatz 9. 

8. Deutſche Bau- u. Wirtſchaftsgemeinſchaft eGmbH., 
Köln a. Rh., Riehler Str. 31a. 

9. Bauſparkaſſe „Gemeinſchaft der Freunde Wüſten⸗ 
rot“ Gemeinnützige GmbH., Ludwigsburg, Soli— 
tudeallee 84. er 

10. Bau: und Siedlungsverein Oberurſel e6GmbH., 
Oberurſel, Zeppelinſtr. 1. 

11. Süddeutſche Eigenheimgeſellſchaft eGmbH., Offen- 
burg, Hauptſtr. 23. 2 

12. „Ewo“ Gemeinnützige Bauſpar- und Kreditge⸗ 
noſſenſchaft — Eigenheim und Wohlſtand — 
eGmbH., Stuttgart, Kronprinzenſtr. 38. 

13. Landwirtſchaftliche Genoſſenſchafts-Zentralkaſſe 
eGmbH., Stuttgart, Alleeſtr. 15. 


II. Vom Reichsaufichtsamt zugelaſſene 
Bauſparkaſſen: 

1. Bauſparlloyd Aktiengeſellſchaft, Berlin W 50, 
Nürnberger Str. 53—55. 

2. Beamtenbauſparkaſſe Heimſtättengeſellſchaft der 
deutſchen Beamtenſchaft mbH., Berlin NW 87, 
Leſſingſtr. 11. N 

3. Hanſeatiſche Bauſparkaſſe e GmbH., Hamburg 36, 
Büſchſtraße 1. 

4. Deutſcher Bauſparer AG., Köln a. Rh., Hohen— 
zollernring 33. 

5. Bauſparkaſſe „Das Heim“ eGmbH., Krefeld, Kö— 
nigſtraße 186. 5 

6. Baäuſparkaſſe Deutſche Baugemeinſchaft AG., Leip⸗ 
zig 22, Kaiſer⸗Friedrich-Str. 3 A. 

7. Münchener Bauſpar AG., München 2, NW 8, 
Arnulfſtraße 26. 

8. CCR Bauſparkaſſe eGmbH., Sitz Stuttgart, 
Reichsgeſchäftsſtelle in Leonberg bei Stuttgart, 
Poſtfach 18. 

9. Kosmos-Bauſparkaſſe AG., Stuttgart, Pfizer— 
ſtraße 5—7. 3 — 

10. Heimſtatt GmbH., Berlin W 9, Schellinſtr. 10-11. 
11. Baugemeinſchaft Hersbruck Bezirksbauſparkaſſe 
eGmbH., Hersbruck (Bayern), Steinbergweg 1. 

12. Bauſparkaſſe Wiesbaden-Biebrich e mbH., Wies⸗ 
baden-Biebrich, Hochſtr. 6. 5 8 
13. Bau: und Wirtſchafts AG. Bauſparkaſſe Mainz, 

Mainz, Kaiſer-Ecke, Gartenfeldſtraße. 

14. Wirtſchaftsbund Deutſcher Bauſparer GmbH., Os— 
nabrück, Kamp. 79. 

15. Nordweſtdeutſche Bauſpar- und Entſchuldungs⸗ 
kaſſe GmbH., Bielefeld, Lutterſtr. 20. 

16. Bauſparkaſſe Germania AG., Köln a. Rh., Unter- 
Sachſenhauſen 29—31. 
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17. 


18. 
19. 


29. 


Deutſche Allgemeine Bauſparkaſſe Aktiengeſell⸗ 
Der (bisher Solid), Bonn a. Rh., Meckenheimer 
ee 5. 
Bauſparkaſſe „Brücke zum Wohlſtand“ e Gmbh ., 
Hamburg 36, Königſtr. 7. 
Gemeinnützige Spargenoſſenſchaft Singen am 
Hohentwiel — Sparſi — e6mbH., Singen a. 
tw., Widerholdſtraße 9. 


. „Deutſcher Rhein“ Bauſparkaſſen-⸗Aktiengeſell⸗ 


ſchaft, Köln a. Rh., Hohenzollernring 54. 


Vaterhaus Bauſparkaſſe GmbH., Pforzheim, 


Weſteiche 35, Am Leopoldplatz. 


Bauſparkaſſe Schwarzwald Bauſpar⸗ und Ent⸗ 


ſchuldungs⸗Geſellſchaft mbH., Pforzheim, Bleich⸗ 
ſtraße 32. 


. Neudeutjhe Bauſparkaſſe GmbH., Hamburg 36, 


Klopſtockſtraße 2. 


24. Reichsdeutſche Bauſparkaſſe AG., Köln a. Rh., 


Kaiſer⸗Wilhelm⸗Ring 44. 


25. Askania AG. Bauſparkaſſe, Düſſeldorf, Induſtrie— 


haus. 
. Bauwirtring AG., Bremen, Breitenweg 10. 
27. Zweckſparverband für Eigenheime AG., Aachen. 
28. Gemeinſchaft der Bau- und Hypothekenſparer 


e mbH., Frankfurt a. M. 


29. Heimbau Aktiengeſellſchaft, Freudenberg, Kreis 


Siegen. 


„Neue Bauſparkaſſe GmbH., Wüſtenrot. 
. Süd-Union Grundſtücks⸗, Kredit: und Entſchul⸗ 


dungs-GmbH., Stuttgart. 


Bauſparkaſſen, gegen die vom Reichsaufſichts⸗ 
amt Konkursantrag geſtellt wurde: 


a) rechtskräftige Entſcheidungen: 
. Baus und Siedlungsſparkaſſe „Deutſche Heimat“ 


Gmbh., Berlin. 


Deutſcher Baubund e mbH., Magdeburg. 
. Wirtihaftshilfe AG. für Verwaltung und Finan⸗ 


zierung, Frankfurt a. M. 


. Baugeſellſchaft Carolus GmbH. Frankfurt a. M. 
. Nürnberger Bauſpar GmbH., Nürnberg. 
Mitteldeuteſche Bau- und Hyppotheken-Sparkaſſe 


e&6mbH., Erfurt. 


. Ehag Eigenheim und Hypotheken AG., Hamburg. 
. „Die Hilfe“, Allgemeine Bauſpar- und Entſchul⸗ 


dungskaſſe GmbH., Osnabrück. 


. Alemania Bauſpar⸗ und Hypotheken-Entſchul⸗ 


dungs-GmbH., Berlin. 


Allgemeine Bauſpar⸗Eigenheim- und Wirtſchafts⸗ 


gemeinſchaft eGmbH., Köln a. Rh. 


Bauſpar⸗Aktiengeſellſchaft, Bremen. 
2. Rheiniſche Bauſparkaſſe GmbH., Eſſen. 
Allgemeine Bauſpar- und Zweckſparkaſſe GmbH., 


Dortmund. 


. Bauſparer-Gilde Bauſparkaſſe Gmbh ., Eſſen. 

. Bauſparkaſſe Roland AG., Köln a. Rh. 

3. Zenith Bauſpargeſellſchaft mbH., Nürnberg. 

. Terra Nuova A., Berlin. 

. Bauhilfe eGmbH., Berlin. 

. Reihsheim Bauſparkaſſe AG., Berlin. 

. Selbithilfe Gemeinnützige Eigenheim-Bau- und 


Spargeſellſchaft mb. Hannover. 


Deutſche Permanent Bauſparkaſſe Gmb9., Berlin. 
. Deutjhe Allgemeine Bauſparkaſſe GmbH., Hans 


nover. 2 
3. Vaterländiſche Bauſparkaſſe GmbH., Neuſtadt 
a. d 


24. Baubund Fortuna e GmbH., Frankfurt a. M. 

5 Bauſparkafß 1 

26. „Europa“ Bauſparkaſſe e mbH., Osnabrück. 
27. „Bauſpar“ Allgemeine Bauſpar⸗Geſellſchaft für 


e Adler GmbH., Hannover. 


Haus⸗ und Grundbeſitz mbH., Dortmund. 


„Säntis“ Erſte deutſch⸗ſchweizeriſche Bau⸗ und 


Hypotheken⸗Spar⸗Geſellſchaft mb. Wiesbaden. 
„Sonne“ Zweckſparkaſſe AG., Berlin. 


30. Fe re Allgemeine Credit-Aktiengeſellſchaft, 
tettin. 

31. „Sedina“ Oſtdeutſche Bauſpargemeinſchaft 
e6mbH., en: b. Stettin. 

32. Vereinigte Rheiniſch⸗Weſtfäliſche und Ebag-Bau⸗ 
ſparkaſſe AG. in Liqu., Köln a. 5 

33. Bauſparkaſſe „Rhenania“ AG., Köln a. Rh. 

34. Merkuria⸗Volkstarif Zweck- und Bauſparkaſſe 
GmbH., Heidelberg. 

35. Bauſparkaſſe „Mein Vaterland“ eGmbH., Glad— 
bach⸗Rheydt. 

36. Deutſche Eigenheim Bauſpar AG., Eſſen. 


b) noch nicht rechtskräftige 
Ba Entſcheidungen: 
37. Volksbau Altiengeſellſchaft, Berlin. 
38. Deutſche Heimaterde GmbH., Wüſtenrot. 
39. „Arminia“ Deutſche Bauſpar GmbH., Berlin. 
40. „Bavaria“ Selbſthilfe-Bauſpar⸗ mbH., Augsburg. 


IV. Bauſparkaſſen, denen der Geſchäftsbetrieb 
unterſagt wurde: 
a) rechtskräftige Entſcheidungen: 8 
1. Eigenſcholle Siedlungs- und Bauſpar-Embh., 
Tharandt. a 
2. Spar⸗ und Kreditgemeinſchaft Bauſparkaſſe AG., 
Dresden. 8 25 
3. Hypotheken⸗ und Baukredit-Genoſſenſchaft Hybag 
e mbH., Dresden. + 
4. Stuttgarter Bauſparkaſſe GmbH., Stuttgart. 
5. Bavaria Selbſthilfe Baujpar-6mb9H., Augsburg. 
6. Quelle Allgemeine Zweckſparkaſſe GmbH., Stutt⸗ 
gart. 28 
7. Freies Heim Bauſpar AG. Köln a. Rh. 
8. Allgemeine Bauſparkaſſe GmbH., Köln a. Rh. 
9. Deutſche Wirtſchaftshilfe Bauſparkaſſe GmbH., 
Bielefeld. Ge 
10. Phoenix Entſchuldungs-Hilfsgemeinſchaft u. Baus 
ſparkaſſe Gmb9H., Bielefeld. 2 5 
1. Kaſſe der Genoſſenſchaft Bauhilfe AG., Berlin. 
2. Thuringia AG., Eiſenach. 8 
3. Rheinland AG. Bauſparkaſſe, Köln a. Rh. 
4. Bau⸗ und Kreditgenoſſenſchaft e mbH., Zanow 
i. Pom. 5 x 
15. Heimſtättenfürſorge Siedlungs⸗ und Bauſparkaſſe 
für Wohn⸗ und Wirtſchaftsheimſtätten GmbH., 
Berlin. 
16. Mitteldeutſche Zweckſpar-Geſellſchaft mbH., Mag- 
deburg. - 3 2 
17. Heimkreditgeſellſchaft mbH., Berlin. 
18. Central⸗Bauſparkaſſe AG. Berlin. Y 
19. Weſtdeutſche Bauſparbank eGmbH., Gladbach⸗ 
Rheydt. = 
20. Baudag AG. für Baudarlehen- und Hypotheten: 
Ablöſung, Aachen. n 
21. Bauſparkaſſe Roland AG., Köln a. Rh. 
b) noch nicht rechtskräftige 
Entſcheidungen: EN 
22. Allgemeine Bauſparkaſſe Friedeberg Nm. e&mb9,., 
Friedeberg Nm. a 
23. 9 geheifa Weſtdeutſche Hypothekendarlehns-, Bau⸗ 
ſpar⸗ und Landwirtſch. Entſchuldungskaſſe GmbH., 
Bonn. R a 
Heimſtätten⸗Bauſparkaſſe GmbH., Heidelberg. 
2 Oberland Bauſpargeſellſchaft mb. Münden. 
26. Süddeutſche Baukredit⸗AG. Bauſparkaſſe München. 
27. „Heimbau“ Entſchuldungs-Geſ. e6mbH., Duis⸗ 
burg. 


v. Entſcheidungen der Senatsſitzung 
en e, 
. Heimjtättenfürjorge Siedlungs⸗ un au 
für Wohn⸗ 5 Wirtſchaftsheimſtätten G. m. b. H. 
in Verlin. 


— 
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Das bei der Geſellſchaft beſtehende Zahlungs⸗ 
verbot wird bis zum 30. September 1933 ver⸗ 
längert. 

2. Mitteldeutſche Zweckſpar⸗Geſellſchaft m. b. H. in 
Magdeburg. 


Der Antrag auf Eröffnung des Konkurſes über 
das Vermögen dieſer Bauſparkaſſe iſt zu ſtellen. 


Die Boden⸗ und Kommunalkreditinſtitute 
im Jahre 1932. 

Bei den Hypothekenbanken, Landſchaften, Stadt⸗ 
ſchaften, Landesbanken, Girozentralen und ande— 
ren Boden- und Kommunalkreditinſtituten hat 
ſich der Umlauf an Pfandbriefen, Kommunal- 
obligationen und ähnlichen Schuldverſchreibungen 
im Jahre 1932 um mehr als * Milliarden RM 
(557 Mill. RM) vermindert. Zur Rückzahlung 
von Hypotheken wurden den Inſtituten Pfand— 
briefe zurückgereicht; im Zuſammenhang mit der 
Kursregulierung haben die Anſtalten Schuldver— 
ſchreibungen zurückgenommen; die in Form der 
Tilgungsanleihen begebenen Schuldverſchreibun— 
gen wurden gemäß der Tilgungspläne getilgt. 
In dieſen drei Formen ſind insgeſamt 916,3 Mill. 
RM Wertpapiere aus dem Verkehr zurückgefloſſen. 
Demgegenüber ſind Neuemiſſionen nicht erfolgt; 
nur die Oſthilfeentſchuldungsbriefe der Deutſchen 
Rentenbank ſind (mit 2 Mill. RM) als Zugang 
zu vermerken. Im Zuſammenhang mit der Kurs- 
regulierung haben die Inſtitute jedoch früher auf— 
genommene Wertpapiere in den Markt zurüd- 
gegeben; daraus ergibt ſich ein Zugang von 
359,3 Mill. RM. 

In der mehr als 100jährigen Entwicklung der 
Bodenkreditinſtitute in Deutſchland war der Fall 
bisher noch nicht vorgekommen, daß ſich der Um— 
lauf innerhalb eines Jahres abſolut verminderte. 


Die Dollarentwertung. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika haben 
am 20. April ein Goldausfuhrverbot erlaſſen, das 
praktiſch die Aufgabe des Goldſtandards der 
Dollarwährung bedeutet. Dabei handelt es ſich 
jedoch nicht um die zwangsläufige Folge einer 
zerrütteten Zahlungsbilanz, ſondern um eine teils 
innerwirtſchaftlich, teils politiſch bedingte Maß— 
nahme. Die Handelsbilanz der Vereinigten 
Staaten iſt aktiv; die Auslandsforderungen ſind 
größer als die Auslandsverpflichtungen; der 
Goldbeſtand der Vereinigten Staaten (rund 
18 Mrd. RM) würde ausreichen, um auch ſehr 
ſtarken Anforderungen gerecht zu werden. 


Zinsermäßigung bei Sparkaſſenhypotheken. 

Nach verſchiedenen Meldungen haben Spar- 
laſſen in den Provinzen ihre Hypothekenzinſen 
einſchl. der Verwaltungskoſtenbeiträge auf 5% bis 
6% geſenkt. Auch für kommunale Darlehen ſind 
entſprechende Erleichterungen gewährt worden; 
teilweiſe auch für Kontokorrentkredite. 


Die Reichsfinanzen im Februar. 
Im Februar beliefen ſich die Einnahmen des 


Reiches auf 406,8 Mill. RM gegen 424,9 Mill. 
RM im Januar und 444,5 Mill. RM im ent⸗ 
ſprechenden Monat des Vorvierteljahres. 

Die ordentlichen und außerordentlichen Aus⸗ 
gaben des Reiches waren im Berichtsmonat mit 
484,8 Mill. RM um 78,0 Mill. RM höher als die 
Einnahmen (im Vormonat um 84,5 Mill. RM 
und im November 76,0 Mill. RM). 


Auszahlungsüberſchuß bei den preußiſchen Spar⸗ 
kaſſen im März 1933. 

Die Statiſtik der preußiſchen Sparkaſſen zeigt 
für März wieder einen Auszahlungsüberſchuß, 
und zwar in Höhe von 2 Mill. RM (Februar: 
28,5 Mill. RM Einzahlungsüberſchuß). Der 
Grund hierfür ſei in dem ſtarken Anwachſen der 
Auszahlungen von 220 Mill. RM im Februar 
auf 275 Mill. RM im März zu ſuchen. Der 
Spareinlagenbeſtand hat ſich insgeſamt um 
8 Mill. RM auf 6 271,2 Mill. RM erhöht. 


Wirtſchaftszahlen 

Volks-, Berufs⸗ und Betriebszählung 1933 

Nach dem Geſetz vom 12. April 1933 (RGBl. J, 
199) wird im Jahre 1933 im ganzen Deutſchen 
Reich mit Ausnahme des Saargebiets eine Volks⸗ 
zählung vorgenommen. 

Mit der Volkszählung wird eine Berufs- ſowie 
landwirtſchaftliche und gewerbliche Betriebszäh⸗ 
lung verbunden. Die ſtatiſtiſchen Aufnahmen 
werden von den Landesregierungen bewirkt. 
Hierbei können geeignete Perſonen als Zähler 
herangezogen werden. Die unmittelbare Aus⸗ 
führung der Zählung obliegt den Gemeinde— 
behörden. 


Der deutſche Außenhandel im März 1933. 

Ein⸗ und Ausfuhr ſind im März geſtiegen. Die 
Einfuhr hat von 347 Mill. RM im Februar auf 
362 Mill. RM, d. h. um rd. 4 v. H. zugenommen. 

Die Ausfuhr iſt von 374 Mill. RM im Februar 
auf 426 Mill. RM, d. h. um rd. 14 v. H. geſtiegen. 

An der Steigerung der Geſamtausfuhr ſcheint, 
ſoweit ſich jetzt ſchon überſehen läßt, die über- 
wiegende Zahl der Abſatzländer beteiligt zu ſein. 
Zugenommen hat insbeſondere die Ausfuhr nach 
Rußland (UdSSR.), die in den Vormonaten 
allerdings ſtark geſunken war, ferner nach Frank⸗ 
reich, den Niederlanden, Danzig (Waſſerfahr⸗ 
zeuge) und nach der Schweiz. 

Die Handelsbilanz ſchließt im März mit einem 
Ausfuhrüberſchuß von 64 Mill. RM im Vormonat 
ab. 


Weiterer Rückgang der Arbeitsloſenzahl. 
Nach dem Bericht der Reichsanſtalt für Arbeits— 


vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung für die 
Zeit vom 1. bis 15. April dieſes Jahres iſt eine 


weitere Entlaſtung auf dem Arbeits⸗ 
markt zu verzeichnen. In der Berichtszeit fie! 
die Zahl der Erwerbsloſen um wei⸗ 
tere 69 000 auf rund 5 530 000. Gegenüber dem 
Höchſtſtand der winterlichen Arbeitsloſigkeit iſt 
eine Entlaſt ung um rund 518000 ein⸗ 
getreten, gegenüber einer Entlaſtung im 
Vorjahr von nur rund 195 000. 

In der Zeit vom 16.—30. April verminderte ſich 
die Zahl der Arbeitsloſen um 196 000, oder um 
3,6 vom Hundert, auf rund 5 333 000. 


Die Arbeitsloſigkeit im Baugewerbe. 

Die monatliche Arbeitsloſenſtatiſtik des Zen⸗ 
tralverbandes chriſtlicher Bauarbeiter Deutſch⸗ 
lands weiſt Ende März folgende, die darnieder— 
liegende Bauwirtſchaft beleuchtende Zahlen auf: 
Insgeſamt waren im Reichsdurchſchnitt Ende 
März 85,91 Prozent der Mitglieder arbeitslos. 
Es iſt alſo wiederum eine kleine Beſſerung ge— 
genüber dem Vormonat (89,48 Prozent) ein⸗ 
getreten und zwar um 3,90 Prozent. 1932 betrug 
die Zahl der Beſchäftigungsloſen Ende März 
91,91 Prozent. Die jetzige Arbeitsloſenzahl iſt 
ſomit gegen den Vergleichsmonat des Vorjahres 
um 6,53 Prozent niedriger. Die Arbeitsloſen⸗ 
zahlen des berichtenden Verbandes für den Monat 
März der letzten Jahre ſind folgende: 

im März ee — 3,0% 

28 — 31 10 % 

= 53, 53% 
1930 = 64,19 % 
1931 = 78,63 % 
3 1932 = 91, 91 % 

Auf die einzelnen Landesarbeitsamtsbezirke 
entfallen von dem berichtenden Verband folgende 
W 


re ee ae 90,80 % 
„5 » 37,76% 
ene en 81,17% 
AO EI a 91,66 % 
DANOTDMAER es ee 96,49 % 
6, Miederfachien.. „a 32,75% 
ae en 86,87 % 
8. a age EEE er A 88,20 % 
ee 70 
10. MitteldeutſchlannKk . 80,00 % 
able 84865 „ IEN  A E 93,19% 
TE en 82,73% 
13. Südweſtdeutſchland . 81,09 % 


Großhandelspreiſe und Lebenshaltungskoſten 
im März und April. 

Die Geſamtindexziffer der Großhandelspreiſe 
lag Mitte März mit 90,8 faſt wieder auf dem 
Tiefſtand von Anfang Februar d. Is. (90,5). Bis 
zum Ende des Monats ſtieg ſie auf 90,9 (Monats⸗ 
durchſchnitt 91,1). Sie betrug am 5. April 90,5, 
am 19. April 90,8. 

Die Reichsindexziffer für Lebenshaltungskoſten 
iſt im März weiter zurückgegangen. Im Monats⸗ 
durchſchnitt iſt ſie mit 116,6 um 0,3 v. H. niedriger 
als im Durchſchnitt Februar. 
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